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Einleitung. 

§ 1. Entstehung der Industrie- und Handelskammern. 


Die Industrie- und 'Handelskammern sind in heutiger Zeit oft als 
„vorweggenommener Nationalsozialismus" bezeichnet worden 1 ), 
weil sie seit je das organische Prinzip der Zusammenfassung verkör¬ 
perten, weil sie zu dem organisch Gewordenen gehörten und weil 
ihre Tätigkeit schon immer auf gemeinnütziger 'Ebene lag. Deshalb 
war man im 'Kammerwesen wenig zu ändern genötigt und konnte 
sich im wesentlichen darauf beschränken, die alte Form mit neuem 
Geist zu erfüllen. 

Um sich des Wesens der Industrie- und Handelkammern bewußt 
zu werden, muß man auf ihre geschichtliche Grundlage zurückgrei- 
fen. 

Die heutigen Industrie- und Handelskammern haben keine ein¬ 
heitliche Wurzel, vielmehr lassen sich sechs verschiedene Entste¬ 
hungsarten feststellen 2 ). 


1. Industrie- und Handelskammern entstanden einmal als Nach¬ 
folger von Gilden, doch ist dies, wenn sich auch verbindende Fäden 
zwischen alten Kaufmannsgilden und Industrie- und Handelskam¬ 
mern finden lassen, eine Seltenheit. Die einzigen [Beispiele hierfür 


einige Badische Industrie- und Handelskammern und die Indu¬ 


strie- und Handelskammer Magdeburg. 


1 . Eine zweite Entstehungart stellen diejenigen Industrie- und 
Handelskammern' dar, die auf Verbände, entstanden durch landes¬ 
herrliche Entschließung, zurückzuführen sind. Die bekannteste In¬ 
dustrie- und Handelskammer dieser Art ist die von Altona, die Nach¬ 
folgerin des durch die Verordnung Christian des VI. am 14. 7. 1738 
geschaffenen später preußischen Kommerzkollegiums zu Altona 3 ). 


1) Büchner, Neue Wirtschaft, 1934, H. 9, S. 6. 

2) Behrend, Wörterbuch, S. 343 ff. 

3) Küster S. 42. 





Derartige Vereinigungen von Kaufleuten dienten dem merkanti- 
listischen Minister zur Lösung seiner Aufgaben. 

3. Industrie- und Handelskammern, die aus Vereinigungen, ge¬ 
schaffen durch die Initiative der Kaufmannschaft, hervorgingen,- so 
die Nürnberger Marktgemeinschaft von 1560 u. a. 

4. Industrie- und Handelskammern, die dem Rat der Stadt beige¬ 
ordnet waren, die aber nur in einem Falle — Straßburger Corps des 
marchandes — praktisch geworden sind. 

5. Industrie- und Handelskammern, die aus kaufmännischen Kor¬ 
porationen hervorgegangen sind. Diese Kammern bilden die deutsch- 
rechtliche Grundlage des heutigen 'Kammersystems. Sie sind im Ge¬ 
gensatz zu den auf französischem Vorbild beruhenden Industrie- 
und Handelskammern ein Erzeugnis echt deutschen Geistes, nämlich 
des Stempelten Gedankens der Selbstverwaltung 4 ), der im germani¬ 
schen Genossenschaftsprinzip seine Grundlage hat. Solche kaufmän¬ 
nischen Korporationen, meist Nachfolger von Gilden, Zünften und 
Innungen, die wichtige wirtschaftliche Selbstverwaltungsfunktionen 
ausübten, haben bis in allemeueste Zeit bestanden. Als letzte von 
ihnen hat sich im Jahre 1926 Stettin in eine Industrie- und Handels¬ 
kammer umgewandelt. 

Diese in den Jahren 1820—26 nach. Einführung der Gewerbefrei¬ 
heit geschaffenen Korporationen unterschieden sich von den Indu¬ 
strie- und Handelskammern durch ihre Verfassung. Die Mitglied¬ 
schaft war freiwillig, jedoch an die Eintragung ins Handelsregister 
gebunden. Insoweit umfaßte aber die Korporation die gesamte 
Kaufmannschaft des Bezirks als von der Zugehörigkeit zur Korpo¬ 
ration die kaufmännischen Rechte abhängig waren. An der Spitze 
dieser Vereinigungen standen Vorsteher, zumeist Älteste der Kauf¬ 
mannschaft genannt. Sie wurden durch allgemeine Wahl gewählt. 
Daneben bestand eine Finanzkommission, welche die verschiedenen 
Beitragsklassen für die Korporationsmitglieder festsetzte. Der Auf¬ 
gabenkreis der kaufmännischen Korporationen deckte sich im we¬ 
sentlichen mit dem der Industrie- und Handelskammern 5 ), nachdem 
die Kammern gemäß diesem Vorbild die gleiche Art von Selbstver- 

4) Frielinghaus, Wirtschaftsbl. Niedersachsens S. 544. 

5) Älteste der Kaufmannschaft Berlin S. 1 7 ff. 
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waltungstätigkeit aufgenommen hatten. Die Korporationen arbei¬ 
teten im 'Interesse des Gemeinwohles Hand in Hand mit Kommunen 
und Kommunalverbänden. Es lag ihnen die Vertretung der Gesamt¬ 
interessen des Handels ob, sie führten: die Aufsicht über Börsen und 
andere öffentliche Anstalten des Handels. Sie ernannten Sachver¬ 
ständige, Dispacheure, Messer und Wäger, Lotsen usw.; sie besaßen 
Meß- und Wdegeämter, richteten kaufmännische Schulen ein, ver¬ 
walteten sie und griffen überhaupt überall dort tatkräftig ein, wo es 
sich um Förderung des Handels im weitesten Sinne handelte. Da¬ 
durch, daß ihnen von vornherein durch Königl. Privileg die Eigen¬ 
schaft einer juristischen Person gegeben war, waren sie den Indu¬ 
strie- und (Handelskammern überlegen. Sie verloren jedoch mehr 
und mehr an Bedeutung, als mit der Einführung des Handelsgesetz¬ 
buches die kaufmännischen Rechte, die mit der Zugehörigkeit zur 
Korporation verbunden waren, nun nach den Vorschriften des Han¬ 
delsgesetzbuches sich bestimmten und so der indirekte Beitrittszwang 
zur Korporation wegfiel. 

6. Die andere wichtige Wurzel waren die französischen chambres 
de commerce. Sie haben ihren Ursprung in weit zurückliegenden 
Organisationen (Marseille 1599) und sind/nachdem sie durch das 
Vereinsedikt von 1791 in der Französischen Revolution vorüber¬ 
gehend beseitigt worden waren, von Napoleon durch Konsularbe- 
schluß vom 3. Nivose XI. (24. 12. 1802) wieder ins Leben gerufen 
worden 6 ). Das Gesetz, dessen erster Teil die Bildung der 
Handelskammern behandelt, bestimmte, daß je nach Größe der 
Städte 'Handelskammern von 9 bis 15 Mitgliedern, wozu 
noch als Vorsitzender der Präfekt und Bürgermeister kam, zu 
bilden seien. Als Aufgabe war ihnen gemäß der zentralistisch-mer- 
kantilistischen Haltung dieser Zeit zugewiesen, die Regierung über 
alles das, was mit dem Handel zusammenhing, zu unterrichten, ins¬ 
besondere auch ihr Vorschläge über die Förderung des Handels zu 
unterbreiten. Außerdem lag ihnen die Aufsicht über die Ausführung 
der dem Handel dienenden öffentlichen Arbeiten ob. Als Organe 
zentralistischer Staatsbürokratie, die keine Rechtsautonomie und 
niedere selbständige Ordnungsgewalten anerkennen mochte, stan- 


6) Grabski, S. 4. 



den sie in unmittelbarem Schriftverkehr mit dem Handelsminister; 
ihm hätten sie auch ihren Etat zur Genehmigung einzureichen. 

Durch ein Gesetz vom 22. Germinal Xi wurden neben den Han¬ 
delskammern Ratskammem (chambres consultatives des manufak- 
ture, fabriques, arts et metiers) ähnlich den heutigen Gewerbekam- 
mem errichtet, die die späteren preußischen Handelskammern ent¬ 
scheidend beeinflußt haben. Die Ratskammem waren, wie schon der 
Name sagt, lediglich -Beratungsorgane der erstarkten Zentralgewalt, 
die fördernd in das Wirtschaftsleben eingreifen wollte. 

Den indirekten Anstoß zur Entwicklung der ersten preußisdien 
Handleskammem gab ein Beschluß der französischen Regierung vom 
7. Flöreal Xi (26.4.1803), wodurch die Umwandlung des Handels¬ 
vorstandes zu 'Köln in eine Handelskammer angeordnet wurde. Es 
folgte bald die Umgestaltung aller anderen kaufmännischen Orga¬ 
nisationen des nach dem Frieden von Luneville an Frankreich ab¬ 
getretenen Gebiets, wie beispielsweise derjenigen von Krefeld, 
Aachen, Eupen, Malmedy, Stolberg, Mainz, Straßburg 7 ). 

Nach dem Wiener Kongreß erhielt Preußen u. a. auch die geist¬ 
lichen Gebiete Köln und Trier und damit gelangte unter seinen Ein¬ 
fluß die Handelskammer Köln, auf die man erstmalig durch ein 
Schreiben der Kammer vom 25 . 11.1816 aufmerksam wurde. Darin 
wurde vom preußischen Finanzminister die nach französischem Recht 
vorgeschriebene Genehmigung des Budgets erbeten 8 ). 

In der Folgezeit machte sich allenthalben das Bedürfnis nach wei¬ 
teren Kammern bemerkbar und so entstanden in den Jahren 1830— 
1840 Handelskammern in Elberfeld-Barmen (als erste preußische 
Handelskammer errichtet mit kraft kgl. Verordnung erlassenem Sta¬ 
tut vom 22.6.1830), Düsseldorf, Duisburg, Essen, um nur die wich¬ 
tigsten zu nennen. Wie bei i'hren Vorbildern, den aus der zentra¬ 
listischen französischen Staatsverwaltung übernommenen Handels¬ 
kammern, so zeigt sich auch hier das Bestreben, sie in der Haupt¬ 
sache als Beratungsorgane der Staatsverwaltung zu verwenden, de¬ 
nen sie Wege zur Förderung des Handels vorzuschlagen haben. Je¬ 
doch ist schon etwas von dem Geist preußischer Selbstverwaltung in 


7) Stegemann S. 229. 

8) Grabski S. 11. 



ihrer Organisation spürbar, was daraus hervorgeht, daß die Han¬ 
delskammern nicht mehr von einem Staatsbeamten geleitet werden, 
sondern ihre Führung selbst bestellen können. Diese Grundsätze 
wurden auch auf die rheinischen Kammern übertragen (kgl. Ver¬ 
ordnung vom 16.6.1831 ) 9 ). 

Bald haben die Handelskammern den Gedanken der Selbstver¬ 
waltungmehr und mdhr ausgebaut, sie schufen sidi Selbstverwaltung 
im Inneren durch Aufstellung von Normen für den kaufmännischen 
Verkehr und nach außen hin durch Herstellung von Einrichtungen 
zur Hebung des Handels. Die erste einheitliche Regelung brachte die 
Verordnung vom 11.2.1848 über die Handelskammern und es ent¬ 
standen im Laufe der nächsten zwanzig Jahre auf dem Boden dieser 
Verordnung 33 neue Kammern 10 ). 

Die preußischen Gebietserwerbungen nach 1866 brachten erneute 
Schwierigkeiten, da die hannoverschen und nassauischen sowie die 
Kammern in Altona und Frankfurt a. M. eingegliedert werden muß¬ 
ten. Außerdem war man bestrebt den Tätigkeitskreis der Handels¬ 
kammern zu erweitern und mancherlei Mißstände, die sich heraus¬ 
gebildet hatten, zu beseitigen. Diesem allem diente das Gesetz vom 
24.2.1870 (G.S. S. 134) — 19.8.1897 (G.S.'5i 343), das mit den 
Novellen vom 1.4. 1924 (G.S. S. 194) und 28. 12. 1933 (G.S. 1934 
S. 6) noch heute in Kraft ist. 

Dies ist in kurzen Zügen die Geschichte des Handelskammer¬ 
wesens. Sie zeigt, daß die 'Industrie- und Handelskammern Vertre¬ 
ter des deutschen Selbstverwaltungsgedankens darstellen, die, wenn 
sie auch teilweise auf französische Einrichtungen zurückzuführen 
sind, durch den Geist, der sich später in ihnen ausprägte, deutsch 
sind. 

§ 2. Die Industrie- und Handelskammern als vorweggenommene 
Versuche einer Wirtschaftsordnung und ihre Bedeutung für eine 
organische Wirtschaft. 

Auf dem Gebiete des Industrie- und Handelkammerwesens sind 
seit dem 30.- Januar 1933 nur wenige Änderungen vorgenommen 
worden. Man sah in den Industrie- und Handelskammern, wie schon 

9) Grabski S. 34. 

10) Most, Reich und Länder 1927, 2 S. 68. 
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bemerkt, ein Stück vorweggenommenen Nationalsozialismus und 
beschränkte sich deshalb darauf, sie in den Neuaufbau der Wirt¬ 
schaft einzugliedem, das 'Führerprinzip in ihnen einzuführen, und 
anstelle der Staatsaufsicht der Länder die Staatsaufsicht des Reiches 
zu setzen. 

Eine neue Wirtschaftsauffassung, als deren Vertreter man die 
Industrie- und Handelskammern betrachtet, geht dahin, dem Prinzip 
der Wirtschaftsfreiheit des Liberalismus den Grundsatz der staat¬ 
lichen Führungsbefugnis entgegenzustellen und der Wirtschaft eine 
innere Ordnung zu geben, wie sie die Volksgemeinschaft verlangt. 
„So wie das Volk, und zwar als Volksgemeinschaft, die lebendige 
Substanz des Staates ist, so auch der produktiven und .konsumtiven 
Betätigung des Staates als Staatswirtschaft" 1 ). Versteht man unter 
Staatswirtschaft eine Wirtschaft, die ein Teil des Staatsorganismus 
ist und von dem Staat ihre Ziele gesetzt erhält und unter seiner be¬ 
wußten politischen Führung steht, so ist darin die Möglichkeit be¬ 
schlossen, der Wirtschaft eine wahre Ordnung des öffentlichen 
Rechts zu geben 2 ). Unter einer solchen iRechtsverfassung des Wirt¬ 
schaftslebens, ‘kurz Wirtschaftsordnung genannt, versteht man „das 
Gesamtsystem aller Rechtsgrundsätze und 'ReditseinriAtungen, de¬ 
ren Bestimmung es ist, die wirtschaftlichen Handlungen aller in einer 
arbeitsteiligen Wirtschaft Tätigen aufeinander abzustim¬ 
men und zu einem für die Gemeinschaft nützli¬ 
chen, produktiven Gesamteinsatz zusammenzu¬ 
fassen" 3 ). 

Irri liberalistischen Staat lebte die Wirtschaft ohne eine zureichende 
innere Ordnung und dieser Mangel machte sich in Zersetzungser¬ 
scheinungen auf allen Gebieten des öffentlichen Lebens bemerkbar. 
Der später zur Herrschaft gelangte Marxismus ging, wie die mate¬ 
rialistische Geschichtsauffassung beweist, sogar so weit, zu behaup¬ 
ten, daß alle Größe des Menschentums von der Materie und ihrer 
Bewegung, welche die Gesetzmäßigkeit der Welt bestimme, abhän¬ 
gig sei 4 ). Wie die Materialisierung des einzelmenschlidien Lebens 

1) H. Fick Mittig. S. 4. 

2) Böhm, Mittig. S.4. 

3) j.Böhm a. a. O. S. 8. 

4) Stammler, S. 7. 



den wahren Sinn des Daseins vernichtet, so würde die Verwirtschaft- 
lichung des Staates die Vernichtung der organischen Staatsidee be¬ 
deuten. Der nationalsozialistische Staat i.st aber kein Wirtschafts¬ 
system. „Der Staat hat mit einer bestimmten Wirtschaftsauffassung 
oder Wirtschaftsentwicklung gar nidits zu tun. Er ist nicht eine Zu¬ 
sammenfassung wirtschaftlicher 'Kontrahenten in einem bestimmt 
umgrenzten Lebensraum zur Erfüllung wirtschaftlicher Aufgaben, 
sondern die Organisation physisch und seelisch gleicher Lebewesen 
zur besseren Ermöglichung der Forterhaltung ihrer Art sowie der 
Erreichung des dieser von der Vorsehung vorgezeichneten, Zieles 
ihres Daseins. Dies und nidits anderes ist der Zweck und Sinn des 
Staates. Die Wirtschaft ist dabei nur eines der vielen Hilfsmittel, die 
zur Erreichung dieses Zieles eben erforderlich sind. Sie ist aber nie¬ 
mals Ursache und Zweck eines Staates" 5 ). Daraus ergibt sich, daß 
der Staat zur Führung der Wirtschaft berufen ist, wobei unter Füh¬ 
rung nicht die 'Übernahme der Wirtschaftsleitung durch die Staats¬ 
leitung begriffen werden soll, denn dies würde den Staat zwingen, 
Wirtschaftsnutzen und Wirtschaftskosten zu vergleichen, also Privat¬ 
wirtschaft zu treiben, sich von wirtschaftlichen Erwägungen beein¬ 
flussen zu lassen, also zu verwirtschaftlichen. 

Scharf zu unterscheiden ist mit Böhm & ) und Würdinger 7 ) die 
Einordnung der Wirtschaft in den nationalsozialistischen Reichs¬ 
aufbau von der wirtschaftspolitisch-technischen internen Ordn ung. 
Die Einordnung der Wirtschaft in den Gesamtaufbau der Volksge¬ 
meinschaft ist im wesentlichen durch den berufsständischen Aufbau 
bereits erfolgt. Hierher fällt z. B. das Gesetz zur Vorbereitung des 
organischen Aufbaues der deutschen Wirtschaft vom 17 . 1. 1934 
(RiQBl. I S. 185). Die interne Ordnung ist heute noch nicht durchge¬ 
führt. Man hat z.T. an alten Einrichtungen festgehalten, ist sich aber 
gleichzeitig darüber im klaren, daß die überkommene Ordnung re¬ 
formbedürftig ist. In ihr begegnen sich Gedanken der freien Kon- 
kurrenzwirtschaft wie der staatlichen Wirtschaftslenkung. Wirft man 
einen Blick in die Vergangenheit, so ist festzustellen, daß sich das 

5) Adolf Hitler, zit. bei Bode 3V. S. Beamtenzeitung vom 20. 4. 36 
S. 341. 

6) Böhm a. a. O. S. 8. 

71 Würdinger. S. 101 fl. 
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gesamte Wirtschaftsgebiet von Grund auf gewandelt hat. Auf allen 
wichtigen Gebieten der Wirtschaft ist heute eine umfassende Füh¬ 
rung des Staates zu 'bemerken. Diese Wandlung des Wirtschafts¬ 
lebens hat eine grundlegende Änderung des gesamten Wirtschafts¬ 
organisationsrechtes — der Einordnung — wie auch des gesamten 
Wirtschaftsrechtes — der Ordnung — mit sich gebracht oder wird 
sie noch zur Folge haben. 

Bis zur Entstehung einer neuen Ordnung wird der nationalsozia¬ 
listische Staat sein Augenmerk nur darauf richten, daß das wirtschaft¬ 
liche Geschehen sich ordnungsgemäß im Rahmen der leitenden Idee 
abwickelt und es wird nur dann regelnd eingegriffen werden, wenn 
die erwartete Ordnung gefährdet ist und die einzelne Wirtschafts¬ 
zelle -ich aus. dem großen Organismus zu lösen versucht, um ein 
Eigenleben zu führen. 

Eine Wirtschaftslenkung setzt eine Wirtschaftsorganisation vor¬ 
aus, denn ohne diese ist es dem Staat unmöglich, die gesamtwirt¬ 
schaftliche Zielsetzung den an der Front des wirtschaftlichen Ge¬ 
schehens Tätigen zu übermitteln. Die Mitarbeit dieser Organisation 
erfolgt in zwiefacher Weise. Einerseits berichtet sie der Regierung 
über die Erfahrungen, über Wünsche und Sorgen der gewerblichen 
Wirtschaft, andererseits vermittelt sie die Anordnungen der Wirt¬ 
schaftsführung den in der gewerblichen Wirtschaft Tätigen. Sie hat 
somit der Gesamtwirtschaft wie dem Staate zu dienen 8 ). 

Eine derartige Wirtschaftslenkung ist durch eine Selbstverwal¬ 
tungsorganisation möglich, die nach allgemeinen staatlichen Richt¬ 
linien und unter staatlicher Aufsicht dem Staat für eine gesamtwirt¬ 
schaftliche Ausrichtung des Wirtschaftslebens verantwortlich ist. Ne¬ 
ben anderen Selbstverwaltungsorganisationen — fachlichen und be¬ 
zirklichen — sind insbesondere die Industrie- und Handelskammern 
zu nennen. Diese haben die Bestimmung, „die Gesamtbelange der 
Unternehmungen der Industrie, des Handels, des Verkehrs, der Ver¬ 
sicherung, der Banken und der Energiewirtschaft des Kammerbezirks 
im Rahmen der Gesamtwirtschaft nach dem Grundsatz ,Gemeinnutz 
geht vor Eigennutz" wahrzunehmen" 9 ). Diese Fassung,die in den letz- 

8) | Frauke, DWZ 1936 S. 669. 

9) § 2 der Satzung der Ind. u. Hkn. s. Teschemacher Bd. III S. 137. 
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ten Jahren entstand und sich auf § 1 des pr. Handelskammergesetzes 
stützt, bringt nichts Neues, sondern legt lediglich das Wesen der 
Industrie- und Handelskammern fest, wie es sich im Laufe ihrer 
Entwicklung herausgebildet hat. Dabei ist zu betonen, daß die Kam¬ 
mern weder bestimmte Gruppen noch Fachverbände vertreten, son¬ 
dern alle Wirtschaftszweige zu einer großen Gemeinschaft zusam¬ 
menfassen, in der es gilt ausgleichend und einigend zum Wo'hle 
aller zu wirken und die Bedürfnisse der einzelnen Teile in die Volks¬ 
wirtschaft einzuordnen. Dieser Gedanke an das Ganze bestimmt 
seit je das .Handeln der Kammern. Als Teil einer höheren Einheit 
duldet die Arbeit der 'Industrie- und Handelskammern weder Ein¬ 
seitigkeit noch geschieht sie um eines eigenen .Nutzens willen. Der 
Leitsatz ihres Handelns war, wie es bereits in einer 'Festschrift des 
Jahres 1924 heißt: „Der Zweck der Arbeit ist das Gemeinwohl" 10 ). 
Diesem Satz werden die Kammern insbesondere gerecht durch die 
Zusammenfassung von Industrie und Handel. Hierdurch vermitteln 
sie zum Nutzen der Gesamtheit zwischen Herstellung, Verteilung 
und Absatz 11 ). 

Die Rücksichtnahme auf die verschiedenartigen Interessen ist nicht 
eine Schwäche, sondern eine Stärke der Kammern, denn die Ein¬ 
stellung auf die Gesamtbelange der Wirtschaft steht damit im Vor¬ 
dergrund. 

Die Vielseitigkeit des Tätigkeitsbereiches zeigt, daß die Industrie- 
und '.Handelskammern eine Einrichtung sind, die einer Wirtschafts¬ 
ordnung der ausgleichenden und vermittelnden Zusammenfassung 
entspricht. So liegen die Gründe dafür, daß Organisation und Auf¬ 
gabenkreis fast keiner Änderung bedurften, darin, daß die Kammern 
innerhalb der Wirtschaft einen Ausschnitt mit einer Rechtsverfas¬ 
sung (darstellen, die der 'Idee der kommenden rechtlichen Ordnung 
der Gesamtwirtschaft angenähert ist. 

Als Vertreterinnen der Gesamtwirtschaft eines Bezirks sind die 
Kammern gleichzeitig Vertreterinnen eines ganzheitlichen, eines or¬ 
ganischen Denkens. Sie leiten ihren Wirtschaftsbezirk nach dem Ge¬ 
danken, daß das Geschehen in den Teilen eines Gebildes vom Gan- 

10) Festschrift der Kammer Breslau 1924 S. 218. 

11) Klug, DJZ. 1955 Sp. 794. 
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zen her beeinflußt und bestimmt wird. Sie widersetzen sich Sonder¬ 
wünschen einzelner Wirtschaftszweige und. geben jedem das, was 
ihm nach seiner Stellung im Rahmen der Gesamtwirtschaft zusteht. 
Als Träger des organischen 'Gedankens bildeten die Industrie- und 
Handelskammern einen wesensfremden 'Bestandteil innerhalb der 
liberalistisdien Wirtschaft. Nationalsozialistischer Wirtschaftspolitik 
entspricht es, wenn der Zweck der Organisation der gewerblichen 
Wirtschaft darin gesehen wird, Wünsche aus den am wirtschaftli¬ 
chen Aufbau tätigen Unternehmen der ,Reichsregierung durch die 
Organisation nahezubringen und die Mitarbeit der in der Wirtschaft 
Tätigen zu sichern. 

Die Bedeutung der Industrie- und Handelskammern für eine orga¬ 
nisch aufgebaute Wirtschaft liegt in ihrem Wesen als überfachliche 
Berufsvertretung begründet, wodurch sie in der Lage und sogar ge¬ 
setzlich verpflichtet sind, wertvolle tatsächliche Mitteilungen und 
Gutachten über die Wirtschaftslage ihres Bezirks den Staats- und 
Gemeindebehörden abzugeben. Dabei kommt ihnen ihre Personen- 
und Sachnähe zugute, durch die sie sich jede gewünschte Kenntnis 
verschaffen können. 

Auch weiterhin werden die Kammern diese ihre Ganzheitsauf¬ 
fassung beibehalten und ausbauen, wie schließlich jede Organisation 
der gewerblichen. Wirtschaft ihre Gestalt aus den Grundgedanken 
erhalten wird, die in dem nationalsozialistischen Staatsgefüge ver¬ 
körpert sind. 

§ 3. Die Rechtsquellen. 

1. Das preußische Gesetz über die Industrie- und Handelskam¬ 
mern vom 24.2.1870-CG.S. S. 134), vom 19.8.1897 (G.S. S.343), 
in der Fassung des Gesetzes über die Industrie- und Handelskam¬ 
mern vom 1.4.1924 (G.S. S. 194), und des Abänderungsgesetzes 
vom 28.12.1933 (G.S. 1934 S.6) 1 ). 

'Dieses Gesetz enthält Bestimmungen über die Errichtung der 
Kammern (§ 2), über die Wahlberechtigung und Wählbarkeit 
(§§ 3—9) über Wahlverfahren (§§ 10—15), über Dauer der Funk¬ 
tion und Wechsel der Mitglieder (§§ 16—22), Bestimmungen über 

1) Lusenskv, S. 51 ff; Mirbt-Küster, S. 126 ff; Reitz S. 1 ff. 
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den /Kostenaufwand, die wesentlich durch das erwähnte Abände¬ 
rungsgesetz vom 28.12.1933 umgestaltet worden sind (§§ 23—31a), 
über die Geschäftsführung (§§ 32—37), über den Geschäftskreis 
(§§ 1, 38—42) und über Beaufsichtigung und Auflösung der Kam¬ 
mern. 

Viele dieser Bestimmungen sind jedoch durch die Entwicklung 
als überholt anzusehen, es ist daher mit einer reichsrechtlichen Rege¬ 
lung in absehbarer Zeit zu rechnen. 

Die Kammergesetze der anderen Länder, die gleich Preußen in 
den vierziger Jahren des vorigen Jahrhunderts ihren ersten Kam¬ 
mern eine gesetzliche Grundlage gaben, ähneln im wesentlichen dem 
preußischen Gesetz 2 ). Es wird daher den folgenden Ausführungen 
in der Hauptsache der Zustand in den preußischen Kammern zu¬ 
grunde gelegt werden. 

2. Das Gesetz zur Vorbereitung des organischen Aufbaues der 
deutschen Wirtschaft vom 27.2.1934 (iRGBl. I S. 18?) 3 ). Es ist ein 
Ermächtigungsgesetz, das den Reichswirtschaftsminister zur Er¬ 
greifung bestimmter Maßnahmen zur Vorbereitung des organischen 
Aufbaues der Wirtschaft befugt. Zu diesen Maßnahmen zählt die 
Anerkennung von Wirtschaftsverbänden als alleinige Vertreter ihres 
Wirtschaftszweiges, die Neuerrichtung von Wirtschaftsverbänden, 
die Auflösung und Verschmelzung überkommener, die satzungsmä¬ 
ßige Neuordnung bestehender Verbände u.a.m. Zur Verwirklichung 
dieses Aufbaues steht dem Reichswirtschaftsminister das Recht zu, im 
Einverständnis mit dem iReichsinnenminister die notwendigen Rechts¬ 
verordnungen und Verwaltungsvofschriften zu erlassen. 

3. Die Verordnung des Reichswirtschaftsministers über die Indu¬ 
strie- und Handelskammern vom 20.8.1934 (RGBl. I S. 794) 4 ). 
Danach wird die Staatsaufsicht nicht mehr wie bisher durch die Län¬ 
der ausgeübt, sondern durch das Reich. Die Kammern werden von 
nun an dem Reichswirtschaftsminister unterstellt. Es wird ferner in 
ihnen der Führergrundsatz eingeführt und als beratendes Organ des 
Vorstandes ein /Beirat geschaffen. 

2) Most 1927, S. 21. — Eine vollständige Aufzählung der heute gel¬ 
tenden Kammergesetze bei Teschemacher, Hh. Bd. III S. 135 ff. 

3) Frielinghaus, Kommentar S. 6 ff. Mirbt-Küster S. 3 ff. 

4) Mirbt-Küster S. 123 ff. 



4. Die erste Verordnung zur Durchführung des Gesetzes zur 
Vorbereitung des organischen Aufbaues der deutschen Wirtschaft 
vom 27.11.1934 (iRGBl. J S. 1194) 5 6 ). Ein Hauptziel dieser Verord¬ 
nung ist die organische Verbindung der öffentlich-rechtlichen Berufs¬ 
vertretungen mit den fachlichen und bezirklichen Gliederungen der 
Gruppen. Diese Verordnung brachte zunächst nur Organisations¬ 
richtlinien und ging auf die materielle Seite, die praktische Arbeits- 
verteilung nicht ein. Hierzu wollte man erst die nötigen praktischen 
Erfahrungen abwarten. Von großer Wichtigkeit sind in dieser Ver¬ 
ordnung der VIII. Abschnitt betreffend die Wirtschaftskammern 
(§§ 26—31), der IX. Abschnitt über die 'Reichswirtschaftskammer 
(§§ 32—40) und die hierzu ergangenen Erlasse und Verordnungen; 
so die Anordnung des Reichswirtschaftsministers vom 14.3.1935®) 
über die Schaffung von Wirtschaftsbezirken und Wirtschaftskam- 
mern, ferner der Erlaß des Reichswirtschaftsministers über die Sat¬ 
zung der Reichswirtschaftskammer vom 3.5.1935 und die Satzung 
der Arbeitsgemeinschaft der Industrie- und Handelskammern vom 
gleichen Tag 7 8 ). 

5. Nachdem man die notwendigen praktischen Erfahrungen ge¬ 
sammelt hatte, konnte am 21./26. 3.1935 die Leipziger Vereinba¬ 
rung®) getroffen werden, welche die Verbindung der gewerblichen 
Wirtschaft mit der Deutschen Arbeitsfront brachte, wodurch die 
wirtschaftliche und sozialpolitische Organisation der .Gesamtwirt¬ 
schaft zu gemeinsamer Arbeit vereinigt wurde. Die Verbindungs¬ 
stellen sind der iReichsarbeits- und -wirtschaftsrat, die IBezirksarbeits- 
und -Wirtschaftsräte und die Arbeitsausschüsse. 

6. Den organischen Aufbau des Verkehrs brachte die zweite Ver¬ 
ordnung zur Durchführung des Gesetzes zur Vorbereitung des or¬ 
ganischen Aufbaues der deutschen Wirtschaft vom 25.9.1935 
(iRGBl.IS.1169) 9 ). 

7. Die dritte Verordnung zur Durchführung des Gesetzes zur .Vor¬ 
bereitung des organischen Aufbaues der deutschen Wirtschaft vom 

5) Frielinghaus Komm. S. 32 ff. Mirbt-Küster S. 52 ff. 

6) Reichsanz. Nr. 64 v. 16. 3. 34. 

7) Frielinghaus a. a. O. S. 129 ff. 

8) A. B. Krause S. 171. 

9) Frielinghaus Komm. S. 149 ff. 
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26. 10. 1936 (RGBl. I S. 918) brachte den Wirtschafekammern die 
Rechtsfähigkeit und dem Leiter der Wirtschafekammer die Stellung 
eines gesetzlichen Vertreters. 

Nimmt man dazu die Fülle der Erlasse und Verordnungen — er¬ 
wähnt seien nur der Erlaß des Reichswirtschaftsministers über die 
Reformorganisation der gewerblichen Wirtschaft vom 7.7. 1936 
(Reichsanz. Nr. 157 v. 9.7.1936), Erlaß über die Eingliederung der 
Industrie- und Handwerkskammern in die Wirtschäjtskammern 
(Reichsanz. Nr. 44 vom 23.2.1937) — so steht formell die Orga¬ 
nisation der gewerblichen Wirtschaft fest 10 ). Es bleibt nun der Ini¬ 
tiative und dem Willen der in ihr zusammengefaßten Menschen über¬ 
lassen, der 'Form den Geist zu geben, die gegenseitigen Interessen 
abzuwägen und die Grenzen zu ziehen, innerhalb deren eine ge¬ 
deihliche Arbeit verrichtet werden kann. 

10) Über die Einführung der Organisation der gewerblichen Wirt¬ 
schaft im Lande Österreich s. Verordnung vom 24. 9. 38 (RGBl. I, S. 
1201) vgl. dazu Lehmann DWZ, 1938 S. 1224.- 

Vergl. ferner: 5. Verordnung zur Durchführung des Gesetzes zur 
Vorbereitung des organischen Aufbaues der dtsch. Wirtschaft vom 
4.4. 1939 (RGBl. I S. 734). 

Gesetz über die Erhebung der Beiträge zu den Industrie- und Han¬ 
delskammern vom 31.3. 1939 (RGBl. I S. 649). 

Erste Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über die Erhebung 
der Beiträge zu den Industrie- und Handelskammern vom 8.9. 1939 
(RGBl. I S. 1738). 
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Hauptteil. 

1. Teil. 

Rechtsnatur und Organisation der Industrie- 
und Handelskammern. 

1. Abschnitt. 

Die Rechtsnatur der Industrie- und 
Handelskammern. 

§ 4. Die Rechtsnatur. 

. Das Preußische Gesetz über die Industrie- und Handelskammern 
vom 24.2.1870 brachte den Industrie- und Handelskammern eine 
bedeutende 'Erweiterung ihrer Aufgaben, denn Regierung und Par¬ 
lament waren übereinstimmend der Überzeugung, „daß die aus der 
Freiheit des Kaufmannstandes geborenen und in angestrengtester 
freier Arbeit zu machtvoller Höhe emporgewachsenen kaufmänni¬ 
schen Vertretungen in dieser ihrer Freiheit nicht mehr eingeschränkt 
werden dürften, als dies staatliche Gesamtinteressen unbedingt er 
forderten" 1 ). Als Anerkennung der gemeinnützigen Tätigkeit wurde 
den Industrie- und Handelskammern mit der 'Novelle vom 19. 8. 
1897 die'Eigenschaft einer juristischen 'Person verliehen, gleichzeitig 
aus der Überlegung heraus, daß es nicht angängig sei, den einzelnen 
Berufsgenossen die unbegrenzte Haftung für Verbindlichkeiten einer 
Zwangsorganisation aufzuerlegen. 

Die 'Industrie- und Handelskammern sind in den Beihördenorga¬ 
nismus eingegliedert und nehmen als solche eine gewisse Zwitter¬ 
stellung zwischen Behörde und freier Organisation ein. 

über die Rechtsnatur der 'Industrie- und Handelskammern herrscht 
von jeher ein lebhafter Streit. In jedem Kammergesetz findet sich 
die Bestimmung, daß die Industrie- und (Handelskammern juristische 


1) Behrend, Wörterb. S. 344. 
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Personen des öffentlichen Rechts seien (z.B. Pr. HksGes. § 35 I). Un¬ 
ter diesen unterscheidet man Anstalten und Körperschaften. Zu letz¬ 
teren sind die Industrie- und Handelskammern zu zählen 2 ), da bei 
ihnen Zweck und Wille einer verbundenen Personenmehrheit als 
Zweck und Wille einer einheitlichen Persönlichkeit erscheint. Beson¬ 
dere Achtung verdient die Auffassung, die den Kammern Behörden- 
eigenschaft zuspricht 3 ). Dafür sprechen fast eben so viel Gründe wie 
dagegen. Der Begriff der Behörde ist nicht einheitlich festgelegt. Das 
Reichsgericht spricht von einem dem Organismus der Staatsverwal¬ 
tung eingegliederten Organ der Staatsverwaltung, dem die Zustän¬ 
digkeit innewohnt, nach eigenem Ermessen unter staatlicher Auf- 


sicnr onentncne k echte auszuuDen una rur aie herDeitunrung von 


Zwecken -selbständig tätig zu sein, deren Förderung zu den Aufgaben 
des Staates gehört 4 ). Das Oberverwaltungsgericht spricht von einer 
Behörde, „wenn eine oder mehrere Personen unter einem gemein¬ 
samen Namen die Geschäfte des Staates oder einer anderen Körper¬ 
schaft des öffentlichen Rechts mit ausschließlicher örtlicher und sach¬ 
licher Zuständigkeit derart bearbeiten, daß die gegenwärtig tätigen 
Personen mit ihren Vorgängern und Nachfolgern in der Beschäfti¬ 
gung als Einheit gedacht werden und der in bestimmter Form aus¬ 
gesprochene Wille der zusammenarbeitenden Personen als Wille 
des Staates oder der Körperschaft gedacht wird 5 6 ). Beide Definitionen 
lassen 'einen klaren Schluß darüber, ob die Industrie- und Handels¬ 
kammern Behörden sind, nicht zu. 


Man wird den Industrie- und Handelskammern dort Behörden¬ 
eigenschaft zusprechen können, wo sie obrigkeitliche Funktionen be¬ 
sitzen. Was als obrigkeitliche Funktion anzusehen ist, sagt der Ge¬ 
setzgeber nicht. Er sagt nur, was keine obrigkeitliche Tätigkeit ist, 
nämlich die „die sich ihrer Art nach von solchen des allgemeinen 
Wirtschaftslebens nicht unterscheidet, sowie von solchen Tätigkei¬ 
ten des Verwaltungsdienstes, die sich in mechanischen Hilfeleistun¬ 
gen, im Schreibdienst und in einfachen 'Büroarbeiten erschöpfen"®). 


2) Most 1929 S. 5. W. Jellinek Verw. Recht S. 183. 

3) Hereus S. 38 ff. 

4) RG. St. 25. 141; 26, 138; 32. 365; 52, 198. 

5) OVG 35. 450. 

6) § 1 des Gesetzes zur Änderung von Vorschriften auf dem Gebiete 
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Nach den Ausführungen des Reichsministers der Finanzen sind als 
obrigkeitliche Aufgaben die anzusehen, „bei denen es sich nicht nur 
um die Wahrnehmung seiner — des Staates — privatrechtlichen 
(fiskalischen) Interessen, sondern um die Ausübung der Staatsgewalt 
handelt. Wesentlich für diese ist das Merkmal der Überordnung des 
Staates über die einzelnen Staatsbürger. Diese Überordnung braucht 
nicht notwendig zur Ausübung, staatlichen Zwanges tu führen; auch 
Akte der staatlichen Fürsorge stellen eine Ausübung der Staats¬ 
gewalt dar" 7 ). 

Zu den obrigkeitlichen Funktionen der Industrie- und Handels¬ 
kammern sind insbesondere zu zählen das Recht der Kammern zur 
Führung eines Amtssiegels (§ 35 Abs. IV pr. H'kGes, und § 4 Abs. II 
des Erlasses über die Reichssiegel vom 7. 3. 1936 RGBl. I S. 147 so¬ 
wie § 4 des Erlasses über die Reichssiegel vom 16. 3.1937, RGBl.. I 
S. 307). Da die Kammern Dienstherrenfähigkeit besitzen, d. h. Be¬ 
amte anstellen können 8 ), sind ihre Beamten mittelbare Reichsbe¬ 
amte 9 ). Für ihre (Postsendungen steht den Kammern das Vorrecht 
zu, sie als portopflichtige Dienstsache zu bezeichnen 951 ). 'Ihr Verkehr 
mit den anderen Behörden ist gesetzlich geregelt (§ 36 pr. Hk- 
Ges.). Nach § 28 Abs. II pr. iHkOes. sind die Beiträge zu den Kam¬ 
mern als öffentliche Lasten anzusehen, die notfalls im Verwaltungs¬ 
zwangsverfahren durch die Gemeinden beigetrieben Werden kön¬ 
nen. Fernerhin kann auf die Behördeneigenschaft der Kammern in 
den Gebieten beschlossen werden, in denen sie zur öffentlichen An¬ 
stellung und Beeidigung von Bücherrevisoren, von Sachverständigen 
für Industrie, Handel, Immobilienwesen, Banken- und Börsenwesen, 
Versicherungswesen, Energiewirtschaft und Verkehrswesen befugt 
sind (s. § 36 RGewO in der Fassung der 2. Verordnung des Reichs¬ 
präsidenten zur Sicherung von Wirtschaft und Finanzen vom 5.6. 
1931, RGBl. I S. 279 und der Anordnung des iReichswirtschaftsmini- 
sters vom 9.6.37, RAnz. vom 12.6.1937 Nr. 132). Außerdem wä- 

des allgem. Beamten-, Besold.- u. Versorg.-Rechts v. 30. 6. 33 RGBl. I, 
S. 433. 

7) zit. in Erlaß v. 26. 2. 35 MBliV. S. 289. 

8) Günther, MBliWirtsch. 315. 37 S. 80 ff. 

9) Gleich den Geschäftsführern der kaufm. Korporationen, § 69, II, 
10 ALR, OVG 19, 62. § 151 DBG v. 27.1.37 RGBl. I, S,39ff. 
Pfundtner-Neubert, Reichsrecht, Anm. 1 zu § 2 DBG. 

9a) Vgl. Lusensky S. 62. 
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ren zu erwähnen die öffentliche Anstellung und Beeidigung von 
Dispacheuren (§ 42 pr.iHkGes.), sowie die 'Erhebung von Gebühren. 
Desgleichen sei verwiesen auf das Recht zur Ausstellung von 'Be¬ 
scheinigungen (z.lB. auf dem Gebiete der Devisenbewirtschaftung 
oder von Bedarfsbescheinigungen für unedle Metalle) und Ur¬ 
sprungszeugnissen (§ 42 Abs. II pr.iHkGes.). Auch die Befugnis zur 
Entgegennahme von eidesstattlichen 'Erklärungen kann zur Beurtei¬ 
lung herangezogen werden. Allerdings haben nicht alle deutschen 
Kammern in ihren Handelkammergesetzen die Zuständigkeit zur 
Entgegennahme derartiger Versicherungen. Es erweist sich jedoch 
im Verkehr mit Firmen oft als notwendig, bei Ausstellung von Ur¬ 
sprungszeugnissen, in 'Paß-, Zoll-, Devisen- und Steueranigelegen- 
beiten zur Vermeidung von langwierigen Besichtigungen oder dergl. 
eidesstattliche Versicherungen entgegenzunehmen. Diese vor einer 
Kammer abgegebenen eidesstattlichen ‘Erklärungen genießen bisher 
jedoch noch nicht überall den Schutz des § 156 StGB. Eine reichs¬ 
rechtliche Regelung des Kammerwesens bietet die Möglichkeit diese 
Lücke zu schließen 10 ). 

Darauf hingewiesen sei, daß die Kammern zurzeit noch nicht be¬ 
fugt sind, ihren Mitgliedern Anweisungen zu geben. Eine derartige 
Weisungsbefugnis mit Androhung von Ordnungsstrafen bei Nicht¬ 
befolgung der Weisung, ist bei der umfangreichen verantwortlichen 
Tätigkeit, insbesondere bei der Wahrnehmung von Hoheitsaüfga- 
ben eine iNotwendigkeit, die vielleicht das kommende Kammergesetz 
bringen wird.. 

Auf Grund ihrer Eingliederung in den Staatsapparat und ihrer 
Tätigkeit wird man die Rechtsnatur der Industrie- und Handels¬ 
kammern dahingehend bestimmen können: Die Industrie- und Han¬ 
delskammern sind öffentlich-rechtliche Körperschaften innerhalb des 
Aufbaues der gewerblichen Wirtschaft. Sie tragen in einzelnen Tä¬ 
tigkeitsgebieten behördlichen Charakter und verwalten sich im üb¬ 
rigen unter eigener Verantwortung selbst 11 ). 

10) In Preußen, das beispielsweise über eine entsprechende Bestim¬ 
mung zur Zeit noch nicht verfügt, wird daher für gewöhnlich der in 
Anlage 1 abgedruckte Text verwendet, der besonders glücklich er¬ 
scheint. 

11) OVG. 12, 558; 19. 62; Schornstein, Ruhr und Rhein 1937 S. 
809. 
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2. Abschnitt. 

Die Organisation der Industrie- und 
Handelskammern. 

§ 5. Bezirk, Bestimmung, Zugehörigkeit und Beitragspflidit 
' zur Kammer. 

Die Kammern regeln ihre Angelegenheiten durch eine Satzung. 
Die Rechtsgrundlage dieser Kammersatzung bildete vor 'Einführung 
des Führerprinzips der § 10. des pr. HkGes. 'In ihm war gesagt, daß 
das Wahlverfahren durch ein Statut der Kammern geregelt werde. 
Nachdem mit der Einführung des Führeiprinzips die Wahlen zur 
Kammer gegenstandslos geworden, waren, entsprang die Einführung 
der (Kammersatzung der Initiative der Kammern selbst sowie des da¬ 
maligen Dihatags. In Übereinstimmung mit dem preußischen Mini¬ 
ster für Wirtschaft und Arbeit hat sodann der 'Landesausschuß der 
preußischen Industrie- und Handelskammern im April 1934 diese 
Frage auf gegriffen und unter Mitwirkung leitender Kammerbeamten 
sowie unter "Fühlungnahme mit dem Minister eine Mustersatzung 
ausgearbeitet 1 ). 

Jeder Kammer fällt zur Betreuung ein bestimmter 'Bezirk zu, der 
durch Anordnung des Ministers festgelegt ist und bei dessen Grenz¬ 
ziehung man die wirtschaftliche Zusammengehörigkeit und Eigenart 
des Bezirks, die steuerliche Leistungsfähigkeit der 'beitragspflichtigen 
Finnen und Kostenerspamisgründe erwogen hat (§ 2 Abs. III pr. 
HkGes.). Für eine künftige Regelung wäre es zweckmäßig, wenn 
sich — was bisher nicht allerorts der Fall ist — die Kammerbezirke 
mit Verwaltungsbezirken decken würden. Innerhalb des Bezirks ha¬ 
ben die Kammern die Bestimmung, „die Gesamtbelange der Unter¬ 
nehmungen der Industrie, des Handels, des Verkehrs, der Versiche¬ 
rung, der Banken und der Energiewirtschaft des Kammerbezirks im 
Rahmen der Gesamtwirtschaft nach dem Grundsatz ,Gemeinnutz 
geht vor Eigennutz" wahrzunehmen" 2 ). So gefaßt in Anlehnung an 
§ 1 pr. HkGes., worin es heißt „die Industrie- und Handelskam¬ 
mern haben die Bestimmung, die'Gesamtinteressen der Handel- und 
Gewerbetreibenden ihres Bezirks wahrzunehmen, insbesondere die 

1) s. Teschemacher S. 137. 

2) § 2 der Satzung. 
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Behörden in der Förderung des Handels und der Gewerbe durch 
tatsächlidie Mitteilungen, Anträge und Erstattung von Gutachten zu 
unterstützen" 3 ). Nach § 38 pr. HkGes. sind sie ferner befugt, „An¬ 
stalten, Anlagen und Einrichtungen, die die Förderung von Handel 
und Gewerbe sowie die technische und geschäftliche Ausbildung, die 
Erziehung und den sittlidien Schutz der darin beschäftigten Gehilfen 
und 'Lehrlinge bezwecken und begründen, zu unterhalten und zu 
unterstützen" 4 ). 

Außerdem 'können den Kammern staatliche Aufgaben zur Erfül¬ 
lung nach Anweisung durch Gesetz oder den Reichswirtschaftsmini¬ 
ster übertragen werden. 

Soweit es die Unterstützung der (Behörden anlangt, so ist fest¬ 
zustellen, daß die Kammern hier weitgehend eingeschaltet sind. Das 
erstrebenswerte Ziel ist jedoch zu erreichen, daß die Kammern in 
Fragen der Wirtschaft von den Behörden grundsätzlich gehört wer¬ 
den. Vielerorts wird dies bereits getan, deshalb, weil man die Erfah¬ 
rung gemacht hat, daß wertvolles Entscheidungsmaterial durch die 
Sachkunde der Kammer auf diese Weise gewonnen werden kann. 

Zugehörig zur Kammer sind nach § 3 pr. HkGes., sofern sie zur 
Gewerbesteuer veranlagt worden sind 4a ) : 

1. diejenigen Kaufleute (natürliche und "juristische Personen), 
die als Inhaber einer Firma in einem 'der für den -Bezirk der 
Industrie- und Handelskammer geführten Handelsregister ein¬ 
getragen stehen; 

2. diejenigen ein Handelsgewerbe treibenden Gesellschaften und 
Genossenschaften, die in einem der Handels- oder Genossen¬ 
schaftsregister des Bezirks eingetragen stehen. 

3. Die dort näher bezeichneten Bergbautreibenden. 

4. Die dort ebenfalls näher bezeichneten Zweigstellen, deren 
iHauptunternehmen in einem anderen Kammerbezirk liegt. 

3) Vgl. § 1 des Sachs. Ges. vom 4. 8. 1900, § 6 des Thür. Ges. vom 
10.2. 1923, Artikel 1 d. Württemb. Ges. vom 30. 7. 1890, Artikel 15 
des Badischen Ges. vom 11. 12. 1878. 

4) § 2 des Bayrischen Ges., § 15a des Badischen Ges., § 7 des Thür, 
haben eine gleichlautende Fassung. 

haben eine gleichlautende Fassung. 

4a) Vgl. Ges. über die Erhebung der Beiträge zu den Industrie- und 
Handelskammern v. 31. III. 1939, RGBl. I S. 649 und erste DVO vom 
8. IX. 39, RGBl. I S. 1738; VO vom 18. IV. 40 RGBl. I S. 681. 
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Nach § 26 Abs, 4 sind ferner der 'Kammer zugehörig diejenigen 
Gewerbetreibenden, die weder im Handelsregister noch in der Hand- 
werksrolle eingetragen sind. 

Es erbebt sich hierbei die Frage, inwieweit sich die Zugehörig¬ 
keit und damit Beitragspflicht zur Industrie- und Handelskammer 
mit dem Kaufmannsbegriff des HGB. deckt. 

Nach den Vorschriften des HGB. ist derjenige (natürliche oder 
juristische Person) Kaufmann, der ein Handelsgewerbe betreibt, also 

1. wer eines der sogenannten Grundhandelsgeschäfte nach § 1 
Abs. II HGB. betreibt (sog. Mußkaufleute). 

2. derjenige, dessen Gewerbe kaufmännisch betrieben wird und 
in das Handelsregister eingetragen ist (sog. Soll- und Kann- 
kaufleute). Bei ihnen entsteht die Kaufmannseigenschaft erst 
mit der Eintragung. 

3. Außerdem erhalten gewisse /Unternehmungen die Kaufmanns¬ 
eigenschaft unabhängig .davon, ob sie ein Grundhandelsge¬ 
schäft oder überhaupt ein 'Handelsgeschäft betreiben durch die 
rechtliche Form, welche sie besitzen (sog. Formkaufleute). 

4. Schließlich- können nach § 36 HGB. juristische Personen des 
öffentl. Rechts, soweit sie ein Handelsgewerbe betreiben, 
Kaufleute sein. 

Fassen wir die einzelnen Punkte etwas näher ins Auge, so zeigt 
zunächst sich, daß die ein Grundhandelsgeschäft nach § 1 Abs. II 
Ziff. 1—7 betreibenden 'Kaufleute grundsätzlich zur Kammer zu¬ 
gehörig und damit 'beitragspflichtig sind (über das Verhältnis der 
sog. Landhandelsbetriebe zu den Kammern s. u.). Anders steht es 
bereits mit den in Ziff. 8 und 9 genannten Verlagsgeschäften sowie 
sonstigen Geschäften des Buch- oder Kunsthandels und den Ge¬ 
schäften der Druckereien, sofern ihr 'Betrieb über den Umfang des 
Handwerks hinausgeht. Für diese hat der Reichswirtschaftsminister 
am 31.8. 35 auf Grund des § 1 der Verordnung über die Industrie- 
und Handelskammern vom 20. August 1934, des § 5 des. Gesetzes 
über den vorläufigen Aufbau des deutschen Handwerks vom. 29. No¬ 
vember 1933 und des § 15 Abs. 6 der Ersten Verordnung zur Durch¬ 
führung des Gesetzes zur Vorbereitung des Organischen Aufbaus der 
deutschen Wirtschaft vom 27. November 1934 folgende Anordnung 
getroffen: 
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„In das Handelsregister eingetragene Verlage ohne graphischen 
Betrieb oder mit einem graphischen Betrieb, der nur Aufträge des 
eigenen Verlages ausführt, zahlen einen Mindestbeitrag an die In¬ 
dustrie- und Handelskammer, der meiner Genehmigung bedarf. 

In das Handelsregister eingetragene Verlage, die mit einem gra¬ 
phischen Betrieb, der auch Aufträge Dritter ausführt, oder mit an¬ 
deren Betrieben verbunden sind, zahlen an die Industrie- und Han¬ 
delskammer den Mindestbeitrag und die Kammerumlage entspre¬ 
chend dem Anteil des Umsatzes des graphischen Betriebes durch 
Aufträge Dritter und der anderen Betriebe." 

. Von den in das Handelsregister eingetragenen Unternehmen der 
gewerblichen Wirtschaft, die zur Reichskulturkammer oder deren 
Gliederungen beitragspflichtig sind und dort nicht nur listenmäßig 
geführt werden, wird von der Industrie- und Handelskammer ein 
Mindesbeitrag von RM 1 1 ,— erhoben. 

Wenn der Kammerbeitrag im Einzelfalle weniger betragen würde, 
als das Unternehmen nach dieser Anordnung zu zahlen hätte, darf 
nur der geringere Betrag erhoben werden. 

Von Unternehmen, die nach Landesrecht ohne Eintragung zur 
Industrie- und Handelskammer gehören, ist kein Beitrag zu er¬ 
heben." 

Die endgültige Lösung dieser Frage steht jedoch noch aus. Grund¬ 
satz wird immer der Totalitätsanspruch der Kammern auf Erfassung 
aller wirtschaftlichen Unternehmen bleiben müssen. Den bestehen¬ 
den Verhältnissen Rechnung tragend, wird man jedoch vielleicht da¬ 
zu kommen müssen, den einzelnen Betrieb, je nachdem ob er über¬ 
wiegend wirtschaftlichen oder kulturellen Einschlag besitzt, von einer 
der beteiligten Organisationen formeU-organisatorisch — nicht fach¬ 
lich — freizustellen. 

Gegebenenfalls ist an. ein ähnliches Abkommen zu denke?!, wie 
von der Wirtschaftsgruppe Einzelhandel mit der Reichsschrifttums¬ 
kammer geschlossen wurde, wonach die Wirtschaftsgruppe alle Un¬ 
ternehmen freistellt, deren nicht kulturkammerpflichtiger Umsatz 
oder Erzeugung eine bestimmte Unerheblichkeitsgrenze .(iRM 
3000,—) nicht übersteigt. 

Hinsichtlich der Zugehörigkeit der Sollkaufleute zur Industrie- 
und Handelskammer gilt das für die Mußkaufleute Gesagte. 
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Die Kannkaufleute, also die Inhaber eines Unternehmens, das nur 
ein Nebengewerbe eines land- oder forstwirtschaftlichen Betriebes J~ 
darstellt (§ 3 HGB.) sind nach ihrer Eintragung ins Handelsregister 
wohl Vollkaufleute nicht jedoch ohne weiteres zugehörig zur Indu¬ 
strie- und Handelskammer. Diese Bestimmung trifft ausdrücklich § 3 
Abs. Ilb des pr. >HKGes. 

Für die Formkaufleute, d. h. die Gesellschaften mit eigener Rechts- 
• Persönlichkeit (Aktiengesellschaft, Kommanditges. auf Aktien, 
G.mjbjH., e.Gen., Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit) legt § 3 
Zäff. 2 die Zugeihörigkeit fest. Ausgenommen sind allerdings die 
landwirtschaftlichen und Handwerkergenossenschaften (§ 3 Abs. Sie) - 

'Ebenfalls sind die Reichsbetriebe, die gemäß § 36 HOB. die Kauf¬ 
mannseigenschaft erworben haben nicht der Industrie- und Han¬ 
delskammer zugehörig. 

Von dem Gesetz über die Industrie- und Handelskammern aus 
gesehen, zeigt sich, daß zur Kammer andererseits Betriebe gehören, 
die nicht nach HOB. Vollkaufleute sind. Dies sind vor allem die in 
Ziff. 3 § 3 pr. HKGes. genannten Bergbautreibenden. 

Eine Sonderstellung in diesem Fragenkreis nimmt die Ziff. 4 des 
§ 3 pr. HlKGes. ein. Die Zugehörigkeit und Beitragspflicht der dort 
genannten Betriebsstätten ist ein umstrittenes Gebiet. Zu ihrer Be¬ 
handlung haben sieb folgende Grundsätze herausgebildet: 

I. 

Betriebsstätten, welche einen in kaufmännischer Weise 
eingerichteten Geschäftsbetrieb erfordern. 

1. Stammfirma im Handelsregister eingetragen. 

a) Stammfirma außerhalb des iKammerbezirks (§ 3 Absatz 2 

Ziffer 4 Preußisches Industrie- und Handelskammergesetz): 

Der Gewerbetreibende zahlt für die Betriebsstätte im 'Kam¬ 
merbezirk 

einmal Grundbeitrag plus einmal Umlage. 

b) . Stammfirma innerhalb des Kammerbezirkes: 

Der Gewerbebetrieb zahlt 

einmal Grundbeitrag, Umlage für Stammfirma und sämtliche 

Betriebsstätten im Kammerbezirk. 



— 23 — 


2. Stammfirma nicht eingetragen. 

a) Stammfirma außerhalb des Kammerbezirkes: 

Der Gewerbetreibende zahlt an die Kammer der 'Betriebsstätte 
einmal Grundbeitrag bis RM 6.—, an die Kammer der Stamm¬ 
firma ebenfalls einmal Grundbeitrag bis RM 6,—. 

b) Stammfirma innerhalb des Kammerbezirkes : 

Der Gewerbetreibende zahlt 

einmal Grund'beitrag bis RM 6,—. 

< 

II. 

Betriebsstätten, welche keinen in kaufmännischer Weise 
eingerichteten Geschäftsbetrieb erfordern. 

1. Stammfirma im Handelsregister eingetragen. 

a) Stammfirma außerhalb des Kammerbezirks der Betriebsstätte : 
Der 'Gewerbetreibende zahlt an die Kammer der Betriebsstätte 

keinen Grundbeitrag 

(an die Kammer der Stammfirma, ganz gleich, wieviel Betriebs¬ 
stätten in deren Bezirk liegen, 

einmal Grundbeitrag und Umlage). 

(Die Heranziehung der Betriebsstätte auch im Kammerbezirk 
der Betriebsstätte, welche an sich billig wäre, ist mit der augen¬ 
blicklichen Fassung des Gesetzes nicht vereinbar.) 

b) Stammfirma innerhalb des Kammerbezirkes : 

Der Gewerbetreibende zahlt 

einmal Grundbeitrag, einmal Umlage. 

2. Stammfirma nicht im Handelsregister eingetragen. 

a) Stammfirma außerhalb des Kammerbezirkes: 

'Der Gewerbetreibende zählt an die Kammer der Betriebsstätte 
einmal Grundbeitrag bis RM 6,— 

(an die Kammer der Stammfirma, ganz gleich, wieviel Betriebs¬ 
stätten außer der Hauptfirma dort vorhanden sind, 
ebenfalls einmal Grundbeitrag bis RM 6,—). 

b) Stammfirma innerhalb des Kammerbezirkes der Betriebsstätte: 
Der Gewerbetreibende zahlt 

einmal Grundbeitrag bis RM 6,—, ganz gleich, wieviel Be¬ 
triebsstätten außer der Stammfirma im Kammerbezirk gele¬ 
gen sind. 
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Zusammenfassend wird man 'sagen können: Jeder einer Industrie- 
und Handelskammer angeschlossene Gewerbetreibende (mit Aus¬ 
nahme gewisser Bergbautreibender) ist Vollkaufmann, jedoch nicht 
jeder Vollkaufmann gehört der Industrie- und Handelskammer an. 

Besondere Bedeutung erhält die Frage der Zugehörigkeit bei der 
Betrachtung des Verhältnisses von Kammern und Reichsnährstand, 
worauf im folgendem etwas näher eingegangen werden soll. 

Nach § 1 Abs. 2 des Gesetzes über den vorläufigen Aufbau des 
Reichsnährstandes vom 13.9.1933 (iRGBl. I S. 626) und § 1 der 
Dritten Verordnung über den vorläufigen Aufbau des Reichsnähr¬ 
standes vom 16.2.1934 (RGBl. I S. 100) sind der Landhandel (a- 
Betriebe) und die Be- und Verarbeiter landwirtschaftlicher Erzeug¬ 
nisse (b-ßetriebe) dem Reichsnährstand angeschlossen. 

Während bei den sogenannten gemischten Betrieben (Landhandel 
und reichsnährstandsfremder Handel) und den b-Betrieben die 
Frage der Zugehörigkeit eindeutig dahin geregelt ist, daß diese Be¬ 
triebe sowohl dem Nährstand als auch der Gliederung der Organi¬ 
sation der gewerblichen Wirtschaft angehören, hat sich bei den rei¬ 
nen a-Betrieben ein Streit um ihre Zugehörigkeit entsponnen. Nach 
Ansicht des Reichsnährstandes schließen §§ 2 und 3 der Dritten 
Aufbauverordnung die Zugehörigkeit zum Landhandel, die Zuge¬ 
hörigkeit zu anderen „Standes- und Berufsvertretungen" aus. Dem¬ 
entgegen ist mit der Arbeitsgemeinschaft der Industrie- und Han¬ 
delskammern zu betonen, daß die Kammern keine Standes- oder 
Berufsvertretungen in diesem Sinne darstellen. Die Kammern sind 
vielmehr Vertreterinnen der Gesamtinteressen eines Wirtschaftsbe : 
zirks, die über den einzelnen Stand hinaus nach dem Grundsatz 
„Gemeinnutz geht vor Eigennutz" zwischen den einzelnen Standes- 
und Berufszweigen ausgleichend und einigend zu wirken haben. Den 
Kammern obliegt gegenüber diesen a-Betrieben in demselben Um¬ 
fange die Wahrnehmung wirtschaftspolitischer Aufgaben (Gewerbe¬ 
politik, Sozialpolitik, Verkehrswesen, Bildungswesen usw.) wie auch 
den nährstandsfremden Betrieben gegenüber. Der Reichsnährstand 
ist dagegen lediglich dazu berufen und in der Lage, seine Mitglieder 
nach marktpolitischen Richtlinien' zu betreuen®). 

5) Inzwischen hat sich die Rechtslage wesentlich geändert. Gemäß § r Abs. r 
der Ersten Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über die Erhebung der 
Beiträge zu den Industrie- und Handelskammern vom 8.9.1939 (RGBl. I S.1738) 
sind sämtliche im Handelsregister eingetragenen Firmen zur Zahlung des: Grund- 
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Im Laufe der Jahre wurden zwischen Reichsnährstand und den 
Gliederungen der Organisation der gewerblichen Wirtschaft ver¬ 
schiedene Vereinbarungen getroffen, jedoch ist der zur Zeit be¬ 
stehende Zustand keineswegs befriedigend. Es ist schließlich nicht 
angängig, daß die ein organisches Ganzes bildende Organisation 
der gewerblichen Wirtschaft zerrissen wird und aus ihr die a-Be- 
triebe, also Kaufleute wie alle anderen auch, herausgenommen wer¬ 
den, trotzdem aber von den betreffenden Gliederungen der gewerb¬ 
lichen Wirtschaft weiter 'betreut werden müssen. Eine endgültige 
Regelung dieser Angelegenheit, die einmal kommen muß, kann für 
alle Beteiligten nur von Vorteil sein. 

Die iBeitragspflicht der der Kammer zugehörigen Betriebe regelt 
sich nach §§ 26—30 pr. HkGes. 8 ). Den Maßstab der zur Kostendek- 
k-ung der Kammer erforderlichen Umlage bilden die einheitlichen 
Steuermeßbeträge der Gewerbesteuer nach 'Gewerbeertrag und Ge- 
werbekapital (§ 14 des Gewerbesteuergesetzes vom 1. 12. 1936, 
RGBl. I S. 979). Die Höhe der Umlagen wird jährlich festgesetzt 
und unterliegt der Genehmigung des Ministers. Außerdem kann die 
1 Kammer von den oben in Ziffer 1 —4 aufgezählten Betrieben einen 
einheitlichen 'Grundbeitrag in Höhe von 12,— KM, von den nach 
§ 26 Abs. 4 pr. HkGes. ihr zugehörigen einen solchen von jährlich 
RM 6,— erheben. Die Industrie- und Handelskammerbeiträge sind 
öffentliche Lasten und gegen die Heranziehung zu ihnen findet nach 
einem Einspruch bei der Kammer die Klage im Verwaltungsstreit¬ 
verfahren vor den zuständigen Verwaltungsgerichten statt. Rück¬ 
ständige Beiträge werden im Wege des Verwaltungszwangsverfah¬ 
rens beigetrieben, wobei sich die Kammern der Unterstützung der 
Gemeinden bedienen können. Daneben fließen den Kammern zur 
Bestreitung ihres Haushaltsbedarfs Beträge aus Anstaltsgebühren, 
aus Gebühren für Benutzung von Einrichtungen und Anlagen, so¬ 
wie aus den von ihnen vorgenommenen Amtshandlungen zu (Aus¬ 
stellung von Ursprungszeugnissen, Sachkundeprüfungen usw.). 

beitrages und einer Umlage gemäß § i des Gesetzes über die Erhebung der Bei¬ 
träge zu den Industrie- und Handelskammern vom 31.3. 1939 (RGBl. 1 S. 649) 
verpflichtet. Hinsichtlich der Landhandelsbetriebe hat der Gesetzgeber trotz 
Kenntnis der Streitfrage keine Ausnahme gemacht. Auf Grund dieser Rechtslage 
ist daher eine Auseinandersetzung mit § z der 3. Aufbauverordnung des Reichs¬ 
nährstandes vom 16.2.1934 nicht mehr erforderlich, da nach Gewohnheitsrecht 
die zeitlich jüngere Norm einer widersprechenden älteren vorgeht. 

6) s. Anm. 4a. 7) vgl. dazu VO vom 18. IV. 40 RGBl. I S.681. 
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§ 6. Organe der Industrie- und Handelskammern. 

1. Die (Leitung der Industrie- und ‘Handelskammer und ihre Ver¬ 
tretung nach außen liegt dem Vorsitzenden ob, der die Bezeichnung 
Präsident der Industrie- und Handelskammer führt. Nach der Ver¬ 
ordnung vom 20.8.1934 (RGBl. I S.790), die das Führerprinzip 
im Industrie- und .Handelskammerwesen einführte, wird der Vor¬ 
sitzende auf Vorschlag des Beirates der Industrie- und Handelskam¬ 
mer nach Anhörung des Gauleiters vom Reichswirtschaftsminister 
ernannt (§ 2). ‘Für seine Berufung sind die Bestimmungen des § 7 
pr.HkGes. maßgebend. 

Der Präsident ist ehrenamtlich tätig. 'Er ist jedoch nicht Ehren¬ 
beamter im Sinne des § 149 Dtsch. Beamtengesetz vom 26.1.1937 
(RGBl. I S. 39), da ihm bei seiner Berufung keine Urkunde ausge¬ 
händigt wird, in der die Worte „unter Berufung in das Beamten¬ 
verhältnis als Ehrenbeamter" enthalten sind. Er bedarf daher zur 
Aussage vor Gericht, soweit es sich um Angelegenheiten der 'Kam¬ 
mer handelt, nicht der Genehmigung der Vorgesetzten Dienstbe¬ 
hörde, des Reichswirtschaftsministers, denn § 54 StPO und § 376 
ZPO sprechen nur von. öffentlichen Beamten, zu denen zwar auch 
Ehrenbeamte nach § 149 DBG zu zählen sind, nicht jedoch auch 
ehrenamtlich tätige Personen. Vor Gericht dürften die Präsidenten 
aufgrund .ihrer ehrenamtlichen Tätigkeit ein Zeugnisverweigerungs¬ 
recht nach § 383 Ziffer 5 ZPO besitzen. 

Dem Präsidenten stehen heute bedeutend größere gesetzliche 
Funktionen zu, als es früher der Fall war. Er ist das maßgebende 
Organ für die Willensbildung der Kammer. Früher fand diese Wil¬ 
lensbildung in der von Vertretern der wahlberechtigten und bei¬ 
tragspflichtigen Firmen gewählten Vollversammlung statt und der 
Präsident war lediglich Vollzugsorgan der dort gefaßten Beschlüsse. 

Der Präsident beruft die Sitzungen ein und führt in ihnen den 
Vorsitz, jedoch kann er die letztere Befugnis auch seinem Vertreter, 
einem Mitglied des Beirates odereinem Kammerbeamten übertragen. 

•Es eihebt sich nun die Frage, ob der Präsident auch Betriebsführer 
im Sinne des § 2 des Gesetzes zur Ordnung der Arbeit in öffent¬ 
lichen Verwaltungen und Betrieben vom 23.3.1934 (RGBl. 1 S. 220) 
ist. Nach dem Urteil des Reichsehrengerichtshofs vom 3.2. 1937 1 ), 
das sich auf einen Fall des AOG bezieht, ist Betriebsführer im Sinne 

1) Abgedruckt in Wirtschaftsblatt Niedersachsen 1938 Nr. 11. 



— 27 — 


der Bestimmungen des Arbeitsordnungsgesetzes nicht schon jeder, 
der ßetr iebsfohrerfuiiktionen in einem Betriebe ausübt, sondern nur 
derjenige, der nach den gesetzlichen Bestimmungen Führer des be¬ 
treffenden Betriebes im Rechtssinne ist. Wendet man dieses Urteil 
sinngemäß auf das AOiGo an, und dies ist unbedenklich möglich, 
so ist Betriebsführer einer Industrie- und Handelskammer der Prä¬ 
sident. Dem Präsidenten obliegt, wie die .Kammersatzung es aus¬ 
drückt, die Leitung der Kammer. Er entscheidet gegenüber den Ge¬ 
folgschaftsangehörigen ib allen Angelegenheiten des AOGö, er sorgt 
für das Wohl der Beschäftigten und diese haben ihm die in der 
Dienstgemeinschaft begründete Treue zu halten und eingedenk ihrer 
Stellung im öffentlichen Dienst in ihrer Diensterfüllung allen Volks¬ 
genossen Vorbild zu sein (§ 2 AOGö)’. 

Die Geschäftsführer üben zwar Betriebsführerrechte aus, sind je¬ 
doch. nicht Betriebsführer im .Rechtssinne. Ihnen sind lediglich ge¬ 
wisse Rechte des Präsidenten, der aufgrund seiner ehrenamtlichen 
Tätigkeit nicht jederzeit die Kammer betreuen kann, von diesem 
übertragen worden. Sie sind daher nur als Betriebsauf Sichtspersonen 
anzusehen. 

2. Vorsitzender und Stellvertreter bilden den Vorstand der Kam¬ 
mer. (Die Stellvertreter werden auf Vorschlag des Vorsitzenden vom 
Reichswirtschaftsminister ernannt, führen den Titel Vizepräsident 
und vertreten den Präsidenten im ßehinderungsfalle. Für ihre Beru¬ 
fung ist ebenfalls der § 7 pr. HkGes. maßgebend.) 

Der Vorstand hat keine beschließende Funktion, sondern ist be¬ 
ratendes Organ des Präsidenten, der bei wichtigen Beschlüssen den 
Vorstand zu Rate ziehen muß. Zu solchen Beschlüssen zählen ins¬ 
besondere: 

a) Haushaltsplan, Umlage, Grundbeträge und Rechnungslegung, 

b) Berufung und Abberufung der Mitglieder des Beirates, der 
Ausschüsse und der Sonderausschüsse, 

c) Bestellung der Vertreter der Kammern zu behördlichen Bei¬ 
räten, amtlichen Ausschüssen und Verbänden der Wirtschaft, Vor¬ 
schläge für die Ernennung von Handelsrichtern, von Mitgliedern 
der Finanzgerichte usw., 

d) Bestellung und Vereidigung der in § 36 der Reichsgewerbe¬ 
ordnung genannten Personen sowie Widerruf dieser Bestellungen 
und Vereidigungen, 

e) Beschwerden ‘gegen Beschlüsse der Börsenorgane, 
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f) Einsprüche gegen Kammerbeitrage, 

g) Anstellung, Kündigung und Entlassung der Oberbeamten. 

3. Dem Vorstand steht als beratendes und unterstützendes Organ 
ein Beirat zur Seite (§ 3 der Verordnung). Dieser Beirat, der an die 
Stelle der Vollversammlung 'getreten ist, wird vom Vorsitzenden 
berufen und vom Reichswirtschaftsminister bestätigt. Die Anhörung 
des Beirates ist geeignet, dem Präsidenten ein Bild von den wirt¬ 
schaftlichen Verhältnissen seines Bezirks zu verschaffen und ihm die 
Vorbereitung seiner Entschlüsse zu erleichtern. 

Nach dem Erlaß des Reichswirtschaftsministers vom 7. 7.1936 2 ) 
soll eine Verbindung der Kammern und des Fachverbandswesens 
auch in der Unterstufe erfolgen. Außer auf dem Wege der Personal¬ 
union ist im Beirat die Möglichkeit einer solchen Verbindung gege¬ 
ben, indem Mitglieder der Fachorganisation herangezogen werden. 

Beiräte als beratende Organe der Kammern sind eine Neuschöp¬ 
fung auf dem Gebiete des Industrie- und Handelskammerwesens. 
Dem Prinzip der Zusammenfassung aller wirtschaftlichen Kräfte 
zum Wohl des Ganzen entsprechend, hatten schon in früherer Zeit 
manche Kammern sich veranlaßt gesehen, einen Beirat — auf einer 
naturgemäß anderen Grundlage — zu bilden. So schuf z.B. die Bres¬ 
lauer Kammer am 23.11.1918 einen Beirat, damit „das Wirtschafts¬ 
leben nicht ganz aus den Fugen gehoben und weitere Erwerbslosig¬ 
keit heraufbeschworen werden sollte" 3 ). „Es waren große Leistun¬ 
gen, die der Beirat vollbracht hat 4 ). Diese Leistungen waren nur da¬ 
durch möglich, daß die Schaffung des Beirates zu einer straffen Or¬ 
ganisierung der weitesten Kreise, die zu Handel und Industrie ge¬ 
hören, die Anregung gab, daß er aber wiederum die einzelnen 
Gruppen in einer Zentralstelle vereinigte und im Sinne des Gemein¬ 
wohls zu gemeinsamer Arbeit zusammenführte" 5 ). 

4. Eine wichtige Rolle im Industrie- und Handekkammerwesen 
spielt der Einzelhandel. Er wurde von vornherein mit nur we¬ 
nigen Ausnahmen (z. B. die Kleinhandelskammer zu Bremen 
und die Detaillistenkammer zu 'Hamburg) der Betreuung der Han- 

2) Dtsch. Reichsanz. Nr. 157 v. 9. 7. 1936. 

3) Festschrift Breslau S. 45 u. 203. 

4) Besonders auf des Gebiete der Rückführung der Kriegsteilnehmer 
in ihre bürgerliche Tätigkeit und der Regelung der Arbeitsverhältnisse. 

5) Festschrift Breslau S. 208. 
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delskammem überwiesen. Zur 'Bearbeitung der 'Einzelhandelsfragen 
wurden in den Kammern Einzelhandelausschüsse gebildet. Ein Man¬ 
gel der Organisation lag jedoch während des damaligen Zustandes 
darin, daß wahlberechtigt zur 'Kammer nur die Personen des Ein¬ 
zelhandels waren, die nach Handelsrecht als Vollkaufleute angesehen 
wurden. Dieser Zustand wurde durch § 3 des Abänderungsgesetzes 
vom 28. 12.1933 (jRiGBl. I 1934 S.6) beseitigt und es wurden die 
Einzelhandelsvertretungen .ins Leben gerufen, die den Zusammen¬ 
schluß aller Gewerbetreibenden des Kammerbezirks, also auch der¬ 
jenigen, die weder im Handelsregister noch in der Handwerksrolle 
eingetragen sind, darstellen. Dadurch erhielten die Kleingewerbe¬ 
treibenden zum ersten Male eine amtliche 'Berufsvertretung. 

DieEinzelhandelsvertretungen sind Organe der Kammern.Siehuben 
im 'Rahmen der Kammer unter eigener Verantwortung die Aufgabe, 
die Gesamtbelange des Einzelhandels wahrzunehmen und zwischen 
allen Bestrebungen der zum Einzelhandel gehörenden Fachgruppen 
einen Ausgleich zu bewirken. Sie sollen insbesondere den Fragen der 
Berufsausbildung nachdrückliche Förderung angedeihen lassen. 

Die Einzelhandelsvertretung besteht aus dem Vorsitzenden, sei¬ 
nen Stellvertretern und dem Beirat. Vorsitzender und Stellvertreter 
werden vom Präsidenten bestellt, ln dem Beirat müssen alle wichti¬ 
gen Fachzweige des Einzelhandels im Kammerbezirk angemessen 
vertreten sein. Zwischen dem Kammerbeirat und dem Beirat der Ein¬ 
zelhandelsvertretung besteht weitgehende Personalunion, wie über¬ 
haupt die Kammer mit der .Einzelhandelsvertretung durch Ge¬ 
schäftsführung usw. eng verbunden ist. 

Wenn in Zukunft nach dem Erlaß des Reichswirtschaftsminister's 
vom 7.7. 1936 Kammern und Fach Organisationen — wie bereits er¬ 
wähnt — in der Unterstufe miteinander verbunden werden sollen, 
geht damit für die 'Einzelhandelsvertretung ein wichtiges Problem 
seiner Lösung entgegen: Die Stellung der Einzelhandelsvertretung 
und ihr Verhältnis zu den Einzelhandelsfachorganisationen. Ein der¬ 
artiges Abkommen ist z.B. zwischen der Industrie- und Handels¬ 
kammer Berlin und der Wirtschaftsgruppe 'Einzelhandel bereits am 
3.4.1936 getroffen worden 6 ). 

6) Näheres siehe Wirtschaftsbl. der I.- u. Hk. Berlin 1956 S. 853. 
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5. Im Laufe der Zeit hat »c sich ak notwendig erwiesen, einen 
großen Teil der iHandekkammertätigkeit, um eine gediegene und 
fachmännische Erledigung zu, erzielen, in Ausschüsse und Sonder¬ 
kommissionen zu verlegen. Diese Ausschüsse, .die bei fast allen 
Kammern für die Gebiete Industrie, Außenhandel, Großhandel, 
Börsen, Banken, Gewerbe, Gesetzgebung, Berufsausbildung, Ver¬ 
kehr u. dergl. bestehen, haben große iBedeutung erlangt. Sie dienen 
der Beratung besonderer Angelegenheiten, der Erledigung der vom 
Präsidenten ihnen zugewiesenen Aufgaben sowie der Vorbereitung 
einzelner Fragen, ehe ©eirat oder Präsident tätig werden. Die Zähl 
der Ausschußmitglieder ist srfiwankend, sie richtet sich nach der 
Größe des Kammerbezirks und nach der Art des Sachgebiets. Ein 
Teil der Mitglieder wird gleichzeitig dem Kammerbeirat angehören, 
der andere Teil wird aus dam in Frage kommenden Gewerbezweig 
entnommen sein. Der Tätigkeitskreis eines solchen Ausschusses ist 
naturgemäß ein sehr umfassender 7 ). 

7. Die Geschäfte der Kammer werden durch den Geschäftsführer 
(Hauptgeschäftsführer) geführt. Dieser wird gemäß dem Führer¬ 
prinzip vom Präsidenten nach Anhörung des Vorstand«« mit Zu¬ 
stimmung des Reichswirtschaftsministers angestellt und entlassen 8 ). 
Der Geschäftsführer ist 'für die ordnungsmäßige Erledigung der Ge¬ 
schäfte verantwortlich. Für ihn und die anderen Kammerbeamten, 
die mittelbare Reichsbeamte sind und das Reich ak mittelbaren, die 
Industrie- und Handelskammer ak unmittelbaren Dienstherren ha¬ 
ben, gelten das Dtsch. Beamtengesetz vom 26. 1. 1937 (RGBl. I. 
S. 39), die 'Reichsdienststrafordmmg vom 26.1.1937 (RGBl. I. S. 71), 
das Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums vom 
7.4.1933 (RGBl. I 1933 S. 175) nöbst Nachträgen und das Gesetz 
zur Änderung der Vorschriften auf dem Gebiete des allgemeinen 
Beamten-, des Besoldungs- und des Versorgungsrechts vom 30.6, 
1933 (RGBl. I S. 433), soweit es nicht durch das DBG überholt ist. 

Der Geschäftsführer muß insbesondere die notwendige Vorbil- 


7) Bei verschiedenen Kammern bestehen sogen. Verbraucheraus¬ 
schüsse vgl. Wirtschaftsbl. der. IuHk. Berlin 1956 S. 1533. 

8) Erlaß des RWiMin. vom 17. u. 18.6. 1938. 
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düng oder sonstige 'Eignung für das Amt besitzen, politisch zuver¬ 
lässig und arischer Abstammung sein 9 ). 

Hinsichtlich der Stellung des Gesdiäftsführers ergeben sich ver¬ 
schiedene Zweifelsfragen. Man wird hier zweckmäßig zu unter¬ 
scheiden haben zwischen Geschäftsführung bei reinen Hoheitsauf¬ 
gaben und Selbstverwaltungsaufgaben. Soweit es Hoheitsaufgaben 
betrifft, wird die Aufsicht nach h. M. (s. u. § 34 Ziffer 2,b) als be¬ 
sondere Aufsicht gegenüber dem ausführenden Organ angesehen. 
Es ist deshalb anzunehmen, daß der Geschäftsführer bei der Erfül¬ 
lung von Hoheitsauf gaben nicht an Weisungen des Präsidenten ge¬ 
bunden ist. Darüber hinaus wird man dem Geschäftsführer in ge¬ 
wissen Fällen sogar eine Schweigepflicht gegenüber dem Präsiden¬ 
ten und selbständiges Handeln zugestehen müssen. Gedacht ist hier¬ 
bei z.B. an den Fall, daß Aufgaben wahrzunehmen sind, die den Ge¬ 
schäfts- :bzw. (Industriezweig, dem der Präsident angehört, betreffen. 

Anders 'dagegen verhält es sich mit der Geschäftsführung hin¬ 
sichtlich von Selbstverwaltungsaufgaben. (Hier ist der Geschäftsfüh¬ 
rer in jaclem Falle an die Weisungen seines Präsidenten gebunden. 

Der Präsident kann dem Geschäftsführer die Aufsicht über die 
Beamten und die nichtbeamteten Gefolgschaftsmitglieder sowie die 
Befugnis zur Anstellung der Angestellten und der Invalidenversiche¬ 
rungspflichtigen Gefolgschaftsmitglieder übertragen. Diese Über¬ 
tragung ist bei allen Kammern erfolgt. Offen bleibt allerdings die 
Frage, welche Stellung der Geschäftsführer gegenüber den übrigen 
Gefolgschaftsmitgliedem 'dann einnimmt, wenn eine Übertragung 
der Dienstaufsicht nicht erfolgt ist. 

Schließlich soll noch ein kurzer Blick auf die Dienstverhältnisse 
der bei einer Industrie- und Handelskammier beschäftigten Ange¬ 
stellten geworfen werden. Die zur (Regelung dieser Dienstverhält¬ 
nisse ergangenen Tarif- und Dienstordnungen finden ihre Grund¬ 
lage im Gesetz zur Ordnung der Arbeit in öffentlichen' Verwaltungen 
und Betrieben vom 23.3.1934 ('RGBl. I S. 220), dem Gesetz vom 

17.2.1938 (RGBl. I S. 206), und der Verordnung über die Regelung 
der Diemstbezüge bei öffentlichen Verwaltungen und Betrieben vom 

13.5.1938 (RGBl. I S.521). 

9) Vgl. auch Günther, Körperschaftsbeamtenrecht, Dtsch. Verwal¬ 
tung 1938 S. 599 u. 425. 
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Geltung für die Industrie- und Handelskammern besitzen die All¬ 
gemeine Tarif Ordnung (ATO) für Gefolgschaftsmitglieder im öffent¬ 
lichen Dienst vom 1.4. 1938 (Sonderdruck des Redchsarbedtsblattes 
1938 Nr. 12 S. 4) und die Allgemeine Dienstordnung (ATO) für 
nichtbeamtete Gefolgschaftsmitglieder bei öffentlichen Verwaltun¬ 
gen und Betrieben, insbesondere zur Allgemeinen Tarifordnung für 
Gefolgschaftsmitglieder-im öffentlichen Dienst vom 30.4.1938 
(RQB1. I S.461). Was die Anlage D zur ADO, die die Alters- und 
Hinterbliebenenversorgung behandelt, anlangt, so ist streitig, ob 
diese für die Kammer Gültigkeit hat. Man neigt jedoch zu der An¬ 
sicht, daß dies nitfit der Fall ist. 

Nicht ohne weiteres gelten die nachstehenden Vorschriften für 
die Kammern, es ist vielmehr durch Erlaß des Reichswirfcschaftsr 
ministers vom 13,. 9.1938 den Kammern anheimgestellt, sie einzu- 
führen. Es sind dies: 

1. die Tarifordnung A (TOA) für 'Gefolgschaftsmitglieder im 
öffentlichen Dienst vom 1.4.1938 (Sonderdruck des Reichsarbeits¬ 
blattes 1938 Nr. 12 S. 8). 

2. Die Allgemeine Dienstordnung (ADO) für Gefolgschaftsmit¬ 
glieder im öffentlichen Dienst, die nicht unter die Tarifordnung A 
fallen vom 10.5.1938 (RGBl.'l S.512). 

3. Die Allgemeine Dienstordnung (ADO) für nichtbeamtete Ge- 
fol'gschaftsmitglieder bei öffentlichen Verwaltungen und Betrieben, 
insbesondere zur Tarifordnung A für Gefolgschaftsmitglieder im 
öffentlichen Dienst (RGBl. I S. 476). 

4. Oie Allgemeine Dienstordnung (ADO) für Angestellte im 
öffentlichen Dienst, die das 18. Lebensjahr’ noch nicht vollendet 
haben (RGBl. I S. 513). 

5. Die Tarifordnung B (TOB) für Gefolgschaftsmitglieder im 
öffentlichen Dienst vom 1.4.1938 (Sonderdruck des Reichsarbeits¬ 
blatts 1938 Nr. 12 S. 22). 

6. Die Allgemeine Dienstordnung (ADO) für nichtbeamtete Ge- 
folgschäffesrnitgliedier bei öffentlichen Verwaltungen und /Betrieben, 
insbesondere zur Tarifordnung D für Gefolgschaftsmitglieder im 
öffentlichen Dienst (RGBl. IS.491) 10 ). 

10) Vgl, auch Klug, nicht veröffentlichtes Manuscript 1938. 



— 33 — 

§ 7. Der Führergrundsatz in den Industrie- und Handelskammern. 

Durch § 2 der Verordnung dies Reichswirtschaftsmindsters über die 
Industrie- und Handelskammern vom 20.8.1934 (RGBl. I S. 790) 
wurde in den Industrie- und Handelskammern das Führerprinzip 
eingeführt. Damit wurde gleichzeitig die Vollversammlung beseitigt 
und als einziges Organ für die Willensbildung der Kammer 4er 
Vorsitzende gesetzt. Der Vorsitzende ist der verantwortliche Leiter 
der Kammer und vertritt sie nach außen. Ihm ist das Recht verlie¬ 
hen, verbindliche 'Beschlüsse im Sinne des § 34 des pr. HkGes. zu 
fassen. 

. Der Vorsitzende setzt jährlich sowohl die Umlage als auch die 
verschiedenen 'Grundbeiträge (bis 12,— RM bzw. bis 6,— RM) 
fest, zu denen die beitragspflichtigen Firmen herangezogen werden. 

In wichtigen Angelegenheiten (Haushaltsplan, Rechnungslegung, 
Berufung und Abberufung der Mitglieder des Beirates) hat der Vor¬ 
sitzende den Vorstand zu Rate zu ziehen, dem aber eine beschlie¬ 
ßende Funktion nicht zukommt. 

Zur Bearbeitung besonderer Sachgebiete kann der Vorsitzende 
Ausschüsse und Sonderkommissionen 'bilden, ihre Mitglieder be¬ 
stimmen und ihnen ihre Arbeit zuweisen. Die Wahl der Mitglieder 
ist ihm dabei freigestellt; sie können dem Beirat der Kammer ent¬ 
nommen werden, müssen es aber nicht. 

Vom Vorsitzenden werden ferner die Beamten der Kammer so¬ 
wie die Angestellten berufen und entlassen. 

Der Aufsicht des Vorsitzenden untersteht die der Kammer an¬ 
gegliederte Einzelhandelsvertretung. Der Leiter der Einzelhandels¬ 
vertretung und seine Stellvertreter weiden vom Vorsitzenden be¬ 
rufen und können jederzeit von ihm wieder abiberufen werden. Er 
erläßt die Geschäftsordnung der Ednzelhandelsvertretung und ihm 
sind ihre Entscheidungen vorzulegen. 

§ 8. Kammerzusammenschlüsse. 

Nach der Verordnung vom 1. 4. 1924 (G.S. S. 194) konnten 
die Industrie- und Handelskammern mit ministerieller Genehmigung 
„zur gemeinsamen und ausschließlichen Erfüllung bestimmter Auf¬ 
gaben" einen Zweckverband bilden. Bereits um die Jahrhundert- 
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wende hatten sich Handelskammerverednigungen gebildet, in denen 
gemeinsame Aufgaben auf dem ‘Gebiete des Verkehrs,, des Geld-, 
Bank-, Börsenwesens und der Rechtspflege erledigt wurden. Diese 
Verbände: hatten den Vorteil, daß durch gemeinsames Vorgehen 
die Schlagkraft bedeutend erhöht werden konnte, gemeinsame Wirt¬ 
schaftsinteressen verfolgt und die in den einzelnen Fragen gemachten 
Erfahrungen ausgetauscht werden' konnten. 

Die Zweckverbärnde sind durch Erlaß des Reichswirtschaftsmini¬ 
sters vom 7.7.1936 1 ) aufgelöst und in einer Industrie- und Handels- 
kammerabteilung der Wirtschaftskammer zusammengefaßt worden. 
Außerdem sind auch an den Wirtschaftskammern, in deren Bezirk 
bisher keine Zweckverbände bestanden haben, derartige Kammer¬ 
abteilungen gebildet worden. Dies geschah um einer Überorganisa¬ 
tion auf dem Gebiete der gewerblichen Wirtschaft zu steuern und 
um durch eine Vereinheitlichung und Zusammenfassung die Orga¬ 
nisation in die Lage zu setzen, mehr 'denn je ein brauchbares In¬ 
strument für die 'Reichsregierung zur Durchsetzung ihrer Wirtschafts¬ 
politik zu sein. 

Die Industrie- und Handelskammerabteilung besitzt als Or¬ 
gane einen Leiter, einen ßeirat und Geschäftsführer. Der Lei¬ 
ter ist gleichzeitig Leiter der Wirtsdiaftskammer. Der 'Beirat setzt 
sich aus den Vorsitzenden der Industrie- und Handelskammern des 
Wirtschaftsbezirks zusammen. 


Nach dieser Zusammenfassung der Kammern decken sich nun 


^iTrr4-» iirrvy 
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sentlichen die Kammerabteilungsbezirke 


händerbezirken. 


Die Industrie- und Handelskammern des gesamten Reichsgebiets 
waren früher zusammengefaßt in dem Deutschen Industrie- und 
Handelstag, der 1934 aufgelöst wurde. Er führte vor 1938 den Na¬ 
men Deutscher Handelstag und war 1861 in Heidelberg gegründet 
worden. In § 1 seiner Satzung vom 18. 1. 1922 stellte sich der „Di- 
hatag" die Aufgabe „Deutschlands Industrie und 'Handel zu för¬ 
dern". In ihm bestanden verschiedene Ausschüsse, von denen fol¬ 
gende zu erwähnen sind: Verfassungs-, Rechts-, Außenhandels-, 
Einzelhandels-, 'Bank-, Post-, Steuer-, Verkehrs-, Sozialpolitischer 
Ausschuß sowie ein Ausschuß für 'kaufmännisches und gewerbliches 


1) Dtsch. Reichsanz. Nr. 157 vom 9. 7. 1936. 
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Billdungswesen. Im Jahre 1934 wurde der Dihatag. aufgehoben und 
nach § 2 Abs. 2 der Satzung der Reichswirtschaftskammer vom 3. 5. 
1935 2 ) eine Arbeitsgemeinschaft der Industrie- und Handelskammern 
gebildet 3 ). Sie hat die Stellung eines rechtsfähigen Vereins 4 ). An 
ihrer Spitze steht ein vom Reichswirtschaftsminister berufener Lei¬ 
ter, der Vorsitzender einer Industrie- und Handelskammer sein 
muß (§ 3 der Satzung der Arbeitsgemeinschaft) 5 ). Ihm steht zur 
Seite ein .Beirat, der aus höchstens 30 Vertretern der‘Industrie- und 
Handelskammern, im übrigen aus. Mitgliedern anderer wichtiger ge¬ 
werblicher Wirtschaftszweige und .den Leitern der Wirtschaftskam- 
mem besteht. Der Beirat hat beratende Funktionen und soll insbe¬ 
sondere gehört werden zum Haushaltsplan, zur Umlage und vor 
grundsätzlichen Maßnahmen, insbasondere organisatorischer Art. 
Wie im Dihatag so sind auch in der Arbeitsgemeinschaft Ausschüsse 
gebildet worden. Zu nennen sind: Ausschuß für kaufmännisches und 
gewerbliches Bildungswesen, Rechtsausschuß, Ausschuß für öffent¬ 
liches Vergebungswesen, Steuer-, Verkehrs-, Fahrplan-, Eisenbahn-, 
Kraftwagen-, Devisenbewirtschaftungs- und RohstoffaUsschuß, Aus¬ 
schuß für Auslandshandel und bevölkerungspolitischer Studienaus- 
schuß. 

Daneben besteht eine Vollversammlung, die von allen Industrie- 
und Handelskammern beschickt wird und die zu den Gegenständen 
der Beratung gutachtlich Stellung nehmen kann. 

Die Arbeitsgemeinschaft ist gleichzeitig die Vertretung sämtlicher 
deutscher wirtschaftlicher Auslandsorganiisationen. 

Sie bearbeitet die gemeinsamen Angelegenheiten, der Industrie- 
und Handelskammern, sie hat den Zweck, die Interessen von Indu 
strie und Handel zu fördern und den Boden für eine gemeinsame 
Wirksamkeit der deutschen Kaufmannschaft zu bilden. Sie hat für 
einen geregelten Austausch aller in den einzelnen iKammerbezirken 
gemachten Erfahrungen und Beobachtungen zu sorgen und aus der 

2) Satzung der Reickswirtschaftskammer, Dtsch. Reichsanz. Nr. 127 
vom 3. 6. 1935. 

3) A. B. Krause, S. 96. 

4) Dtsch. Reicksanz. Nr. 172 v. 26. 7. 1935. 

5) Vgl. Teschemacher Bd. 3 S. 24 ff. 
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Vielheit der Einzelinteressen heraus, das für das volkswirtschaftliche 
Gesamtinteresse Wichtige zu ermitteln. 

■Bei der Arbeitsgemeinschaft liegt die Geschäftsführung der Haupt¬ 
stellen für die öffentlich .bestellten Wirtschaftsprüfer und die Ge¬ 
schäftsführung der Deutschen .Landesgruppe der internationalen Ge¬ 
sellschaft für kaufmännisches Bildungswesen. Desgleichen 'befindet 
sich bei ihr die Ruhegehalts-Ausgleichskasse deutscher Industrie- 
und Handelskammern. 


2. Teil. 

Die Aufgaben der Industrie- und Handels¬ 
kammern, insbesondere ihre Verlagerung 
durch die neue Wirtschaftsordnung. 

1. Abschnitt. 

Die überkommene Aufteilung der Aufgaben¬ 
kreise der Selbstverwaltungskörperschaften 
in Auftragsangelegenheiten und Selbstverwal¬ 
tungsangelegenheiten und der Versuch einer 
Neuaufteilung. 

§ 3. Zum Wesen der nationalsozialistischen Selbstverwaltung. 

Nach organischem Denken ist alle Gemeinschaft gegliederte Ge- 
meinschaft und so ist auch die körperschaftliche Selbstverwaltung als 
Zusammenfassung einer kleineren Gemeinschaft Glied der großen 
Lebenseinheit, der Volksgemeinschaft. 

Die körperschaftliche Selbstverwaltung hat seit ihrer Wieder¬ 
belebung durch den Reichsfreiherrn vom Stein mancherlei Entwick¬ 
lung durchgemacht. Letzten Endes war auch bei Stein die Vertiefung 
des Gemeinschaftsbewußtseins der tragende Gedanke. Dies ist in 
der Folgezeit oft verkannt worden. Die organische Bindung zwischen 
Selbstverwaltungskörpersdnaft und Staat verschwand mehr und mehr 
und schließlich sah man in beiden eine grundsätzlich voneinander 
verschiedene Form der Verwaltung, die Staatsverwaltung stand der 
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Selbstverwaltung gegenüber 1 ). In Wirklichkeit sind aber Selbstver¬ 
waltung und Körperschaft des öffentlichen Rechts immer miteinan¬ 
der verbunden, denn überall dort, wo ein Lebenskreis die Selbstver- 
waltungsform aufweist, hat diese Verwaltungsform die Rechtsform 
der (Körperschaft des öffentlichen Rechts erhalten. Damit ist der 
Privatinitiative alles das entzogen, was dieser Körperschaft zur Re¬ 
gelung überwiesen ist und damit sind diese Aufgabengebiete in 
den Raum einer öffentlichen Ordnung gestellt. 

Reichsminister Dr. Frick hat für die Selbstverwaltung im national¬ 
sozialistischein Staat drei Grundthesen aufgestellt, die für das Ver¬ 
hältnis von Gemeinden zu Staat und Partei gelten sollen, 'aber sicher 
auch sinngemäße Anwendung auf andere Saibstverwaltungskörper- 
schaften finden können 2 ). 

1. Die deutsche Gemeinde muß echte Selbstverwaltung haben, 
weil sie nur so die ihr im Aufbau und im Leben des Dritten Reiches 
gestellten Aufgaben durchführen kann. 

2. Die deutsche Gemeinde 'kann nur nationalsozialistische Ge¬ 
meinde sein, weil sie ihre Aufgaben aus den Händen 'dies national¬ 
sozialistischen Staates entgegennimmt, d. h. sie entsprechend der 
nationalsozialistischen Lebensauffassung zu verwirklichen hat. 

3. Die deutsche Gemeinde muß als Keimzelle des Staates in das 
Staatsgefüge so eingebaut werden, daß der beste Einsatz aller Kräfte 
von Staat und Gemeinden für die Volksgemeinschaft wirklich ge¬ 
sichert ist. 

Unter echter Selbstverwaltung wird man verstehen müssen, die 
Freiheit von polizeistaatlicher Bevormundung, welche die Entschluß¬ 
kraft und Verantwortungsfreudigkeit hemmen könnte, denn der 
große Vorzug der Selbstverwaltung liegt gerade im Vertrauen auf 
die eigene Kraft und im Einstehen für die Folgen des eigenen Tuns. 
Die Aufgabe der Selbstverwaltungskörperschaften, die Staatsverwal¬ 
tung in weitgehendstem Maße zum Wohle des Ganzen zu entlasten, 
kennzeichnet das Vertrauen, das der Staat in die Selbstverwaltungs¬ 
körperschaften setzt. 

1) Wrede. Tb. für NS Wirtschaft 1935 S. 44. 

2) Rede auf der Tagung des Hauptamtes für Kommunalpolitik, s. 
Tageszeitung vom 13., 14.9. 1936. 




— 38 — 

Als nationalsozialistische Selbstverwaltung erhält sie ihren Wir¬ 
kungskreis «und ihre Zielsetzung durch die Richtlinien der Staats¬ 
führung vorgezeichnet. So heißt es i. B. in § 16 der 1. Durchführungs¬ 
verordnung vom 27.11.1934 zum'- Wirtschaftsaufbaugesetz: ,/Der 
Leiter hat die Gruppe im Sinne des nationalsozialistischen Staates zu 
führen und die Angelegenheiten der Gruppe und ihrer Mitglieder 
unter Rücksichtnahme auf die Gesamtinteressen der gewerblichen 
Wirtschaft und unter Währung des Staatsinteresses zu fördern." 

Selbstverwaltung im Sinne des Nationalsozialismus bedeutet nach 
einer Definition von v. Rentein „die grundsätzlich selbstverantwort¬ 
liche, aber an 'Selbstverständlicher Unterordnung unter die Erforder¬ 
nisse des Staatsganzen sich vollziehende 'Erfüllung örtlich gebunde¬ 
ner öffentlicher Aufgaben, deren Natur, eine besonders, enge Ver¬ 
quickung mit der ortseingesessenen »Bevölkerung erfordert, für eine 
enge und unmittelbare (Eingliederung in den staatlichen Apparat aber 
nicht geeignet ist" 3 ). 

§ 10. Auftragsangelegenheiten und Selbstverwaltungs- 
angelegenheiten. 

Von den Gemeinden hatte man auf das Gebiet der wirtschaft¬ 
lichen Selbstverwaltung die Unterscheidung in Auftrags- und Selbst¬ 
verwaltungsangelegenheiten übernommen 1 ). Diese Aufteilung kann 
für die Aufsichtsfrage, jedoch auch dort nur mit starken Überschnei¬ 
dungen, von Bedeutung sein. Im übrigen wird noch zu zeigen sein, 
daß eine solche Unterscheidung als Abgrenzung verschiedener We¬ 
senbereiche heute nicht mehr tragbar ist. 

1. Staatsauftragsangelegenheiten sind solche, die der Staat den 
Kammern nicht zur eigenverantwortlichen Erledigung, sondern zur 
Erfüllung nach Anweisung überträgt. Der Staat will wegen ihrer 
Wichtigkeit diese Aufgaben selbst in der iHand behalten und um 
keinen eigenen Behöndenapparat für sie einzurichten, ‘überträgt er 
sie ‘den vorhandenen Selbstverwaltungskörperschaften 2 ). Die Kam-' 
mem werden im Rahmen dieser Betätigung zu Exekutivorganen und' 


3) DWZ Nr. 19, 1934 S.434. 

1) Most 1927 S. 32 ff. 

2) Köttgen S. 96 ff. 
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sie handeln insoweit sie nach Weisung verfahren nicht unter eigener 
Verantwortung. Die Verantwortung ruht weiter bei der übertragen¬ 
den Stelle 'und sie geht nur insoweit über, als dos Handeln den Um¬ 
fang der .staatlichen Vorschriften überschreitet. In der Ausführung 
der Auftragsangelegenheiten unterliegen die Kammern der Dienst¬ 
aufsicht und sind der Aufsichtsbehörde wie jede nachgeoidnete Stelle 
verantwortlich. Gleichgültig ist dabei, ob die Überweisung der Auf¬ 
tragsangelegenheiten an Organe oder an die Körperschaft als solche 
erfolgt, da Organaufgaben Verbandsaufgaben sind 3 ). Auf die Aus¬ 
führung der einmal übertragenen Aufgaben steht den Kammern ein 
subjektiv« Recht zu 4 ). 

2. Die Staatsauftragsangelegenheiten sind innerhalb der wirtschaft¬ 
lichen Selbstverwaltung nur von zusätzlicher Bedeutung 5 ), wenn auch 
ihr Umfang stetig im Wachsen begriffen ist. Den umfangreichsten 
Kaum in der Kammerbetätigung nehmen naturgemäß diiie Selbstver¬ 
waltungsangelegenheiten ein. Es läßt sich jedoch innerhalb dieser 
beiden Aufgabenkreise eine Unterscheidung nicht derart treffen, 
daß man die einen als staatliche, den Kammern wesensfremde be¬ 
zeichnet, die anderen als den Kammern eigene, freiwillige Aufgaben, 
denn beide Tätigkeitskreise entstammen durchaus nicht — wie noch 
zu zeigen sein wird — zwei verschiedenen Rechtssphären. Es kön¬ 
nen demnach sehr wöhl übertragene Aufgaben den Kammern; durch¬ 
aus wesensverwandt sein. Auf der anderen Seite haben schließlich 
alle Selbstverwaltungsangelegenheiten mit den; Zielen und Gesetzen 
der Staatsführung in Einklang zu stehen. 

Im Bereiche der Selbstverwaltungsaufgaben sind die Kammern 
nicht Ausführungsorgane, sondern selbständige Willensorganismen, 
die frei in der Übernahme dieser Aufgaben sind u.nd die für den 
Bereich ihres Handelns die alleinige Verantwortung tragen. 

Von 'Bedeutung ist der Unterschied für die Aufsichtsfrage. Für alle 
Angelegenheiten der Selbstverwaltung unterliegen die Kammern 
keiner Dienstanweisung des Staates, sondern unterstehen nur drr 
allgemeinen Staatsaufsicht, .die sich darauf beschränkt, eine Qbtr- 


3) Elleringmann S. 87. 

4) Fleiner. Institutionen S. 113. 

31 Kötteen 8. 96 f. 
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einstimmung der 'Kammertätigkeit mit den Richtlinien der Staats¬ 
politik sicherzustellen. 

Wie Selbstverwaltung ein Stück Staatsverwaltung nur in einem 
kleineren Wirkungsbereich bedeutet, so sind auch die Selbstverwal- 
fcungsauf gaben aus dem Bereich des öffentlichen genommen und 
könnten beispielsweise jederzeit in Auftragsangelegenheiten umge¬ 
wandelt werden, ohne daß dadurch der Charakter der Selbstverwal¬ 
tungskörperschaft berührt würde 6 ). 

Die Selbstverwaltungsauf gäben hat man unterschieden in pflicht- 
mäßige (obligatorische) und freie (fakultative). Bei den ersteren wird 
die Übernahme und die Ausführung vom Staate durch rechtsnorm- 
mäßige Spezialdelegation gefordert, ohne daß Art und Höchstmaß 
der Durchführung vorgeschrieben sind. Die Kammern betätigen sich 
also bei der Ausführung der pflichtmäßigen Aufgaben in voller Frei¬ 
heit und Eigenverantwortung und sind lediglich dem Maß der all¬ 
gemeinen Staatsaufsicht unterworfen. Das gleiche gilt von den frei¬ 
willigen. Aufgaben mit dem Unterschied, .daß 'hierzu keine Spezial¬ 
delegation erforderlich ist und daß die Kammern sich Kraft eigenen 
Rechts, ihr Betätigungsfeld suchen können. 

3. lElleringmann 7 ) zählt ferner zu den wesentlichen Aufgaben der 
Selbstverwaltungskörperschaften sogen. Existenzaufgaben, die auf 
dem 'Recht dieser Körperschaften zur Existenz gegenüber dem Staat 
beruhen. (Nach anderer Auffassung 8 ) ist dem entgegenzuhalten, daß 
nach positivem geltenden Recht ZVv v 5T die Selbstverwaltungskorper- 
sdiaften einen eigenen Wirkungskreis haben, in den der Staat nur in 
ganz bestimmten Fällen und nach ganz .bestimmten Regeln eingrei- 
fen darf, daß aber der Staat bei künftiger Rechtsgestaltung völlig 
frei und unabhängig ist, da niemand einen Anspruch auf bestimmte 
Formung der Rechtsordnung hat. 

4. Behielte man die Unterscheidung in Auftrags- und Selbstver- 
waltumgsangelegenheiten für den Bereich der Aufsichtsfrage bei, so 
würde sich zeigen, daß zwischen diesen Aufgabenkreis-en eine merk¬ 
liche Verlagerung zugunsten der Auftragsangelegenheite.n stattge- 

6) s. dazu unten § 11. 

7) Elleringmann, S. 39 ff. 

8) Heifritz, Kommunalrecht S. 12 ff. 
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funden hat, jedoch wird sich in Zukunft — wie ein Erlaß des Reichs¬ 
wirtschaftsministers vom 12.11.1936 besagt — die Staatsführung 
auf die Aufstellung allgemeiner wirtschafApolitischer Richtlinien be¬ 
schränken, während die Ausführung der Weisungen den Kammern 
in eigener Verantwortung unter der Aufsicht des Staates obliegen 
soll. Zurückzuführen ist diese Verlagerung auf die Umgestaltung, 
welche die Wirtschaftsordnung in den letzen Jahren erfahren hat. 
Viele Aufgaben., die bislang innerhalb der privaten Sphäre lagen, 
sind deshalb in dem Bereich des' öffentlichen gezogen worden, weil 
es zur Erreichung einer einheitlichen Wirtschaftsordnung nicht mög¬ 
lich ist, den Einzelnen in voller wirtschaftlicher Freiheit sich betäti¬ 
gen zu lassen, denn alle wirtschaftliche Betätigung findet schließlich 
ihre Grenzen in der völkischen Notwendigkeit und hat einzig und 
allein ihren Zweck in der Sicherung der materiellen und ideellen 
Existenz des Volkes durch Herstellung aller irgendwie gearteten 
„Lebensmittel". 

§ ,11. Versuch einer neuen Aufteilung der Aufgaben der 
wirtschaftlichen Selbstverwaltungskörperschaften. 

Einer Unterscheidung innerhalb des Aufgabengebietes der wirt¬ 
schaftlichen Selbstverwaltungskörperschaften in Staatsauftrags ange- 
legenheiten und Selbstverwakungsangelegenhoiten kommt, wie be¬ 
reits erwähnt, lediglich die Bedeutung einer Grenzziehung für die 
Aufsichtsfrage zu — und auch dort nur mit Vorbehalt 1 ). Als Ab¬ 
grenzung zweier im Grunde voneinander verschiedenen Wesens¬ 
bereiche könnte diese Unterscheidung angesehen werden, wenn 
wirklich auf der einen Seite der Staat mit seinen Aufgaben, auf der 
anderen Seite die Selbstverwaltung mit den ihren stände und zwi¬ 
schen beiden Gegensätze oder Unterschiede vorhanden wären, die 
auf Wesensfremdheit beruhten. Das ist aber nicht der Fall. 

Die. nationalsozialistische Weltanschauung hat den Gegensatz von 
Staat und Gesellschaft beseitigt und damit Raum für eine echte 
Selbstverwaltung gegeben. „Das deutsche Volk zum obersten und 
höchsten Wert erheben, bedeutet die lebendigen Kräfte volklicher 
Bereiche zur Selbstgestaltung des deutschien Schicksals aüfrufen. Der 


1) Münch S. 22. 
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völkische Sozialismus erfordert die ständige Pflichtbereiitschaft, den 
dauernden Dienst am Volk. Es gibt keine körperschaftliche Lebens¬ 
einheit, die ihre Zwecke in freier Unabhängigkeit vom Ganzen ver¬ 
wirklichen könnte; ihre Aufgaben sind stets öffentliche Angelegen¬ 
heiten. Es gibt keinen vom Volk losgelösten Staat, der anstelle des 
Volkes dessen Aufgaben meistern' könnte. Das Volk trägt selbst die 
Verantwortung" 2 ). Demzufolge hat die wirtschaftliche Selbstverwal¬ 
tung weder Staatsauftragsangelegenheiten noch Selbstverwaltungs¬ 
angelegenheiten, sondern „öffentliche Aufgaben, durch die in der 
örtlichen Gemeinschaft liegenden volklicben Kräfte" 3 ) zu verwirk¬ 
lichen. Die Aufgaben der wirtschaftlichen Selbstverwaltungskörper¬ 
schaften stellen sich also wie auch die der Staatsverwaltung als 
Volksauftragsangelegenheiten dar. 

Die Tätigkeit der Industrie- und Handelskammern könnte dem¬ 
nach wie folgt gegliedert werden: 

1. Die Industrie- und Handelskammern im Dienste der Gemein¬ 
schaft aller in der gewerblichen Wirtschaft Tätigen. 

2. Die Industrie- und Handelskammern im Dienste der Standes¬ 
gemeinschaft. 

3. Die Industrie- lind Handelskammern im Dienste des 'Einzel¬ 
betriebes. 

Es bleibt hierbei darauf hinzuweisen, daß Überschneidungen in¬ 
nerhalb dieser Aufteilung naturgemäß Vorkommen können. 

2) Münch S. 22. 

3) Münch S. 22. 
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1 .Abschnitt. 

Die Aufgaben der Industrie- und Handels¬ 
kammern als Volksauftragsangelegenheiten. 

1. Kapitel. 

Die Industrie und Handelskammern im Dienste 
der Gemeinschaft aller in der gewerblichen 
Wirtschaft Tätigen. 

§ 12. Die Tätigkeit der Kammern in der Kriegs- und 
^Nachkriegszeit. 

Eine große Steigerung ihrer Tätigkeit erfuhren die Industrie- und 
Handelskammern in der Kriegs- und unmittelbaren Nachkriegszeit 1 ). 

Die weitgehende Neugruppierung des Wirtschaftslebens, die der 
Krieg mit sich brachte, verlangte eine möglichst ökonomische Durch¬ 
führung aller wirtschaftlichen Maßnahmen und eine planmäßige 
Leitung von zentraler Stelle. Auf Anregung des Staates, wie auch 
aus eigener Initiative, griffen die Kammern tatkräftig diese Regelung 
an. Vom Staate wurden ihnen in der Kriegszeit eine Fülle von Ver¬ 
waltungsaufgaben übertragen, bestehend in der Feststellung von 
Tatbeständen, in Vorratserhebungen von Waren, Ausstellung von 
•Bescheinigungen zwecks Befreiung von einengenden Vorschriften, 
Ausstellung von Bezugsscheinen, Begutachtung von Reklamations¬ 
und Urlaubsgesuchen, Werbetätigkeit für Kriegsanleihen, ferner Be¬ 
ratung und Auskunfterteiiung über Ausfuhrverbote, üb er Kriegs- 
gesetze und Verordnungen, weiterhin Lobnregeking und Beschaf¬ 
fung von Rohstoffen und Äußerungen zur Kriegsgesetzgebung und 
-Organisation. Wertvolle Arbeit wurde von den Kammern geleistet 
zur Aufrechterhaltung des Wirtschaftslebens überhaupt. Hier sind 
zu nennen die Bestrebungen zur Weiterbeschäftigung von Arbeitern 
und Angestellten, Mobilisierung des Anbeitsmarktes, Vermittlung 
von Arbeitskräften zwischen weniger- und überbeschäftigten Betrie¬ 
ben, Durchführung der Lebensmittel-, Bekleidungs-, Metallversor¬ 
gung und Verteilung von unbrauchbarem Kriegsmaterial. Von be¬ 
sonderer Bedeutung war die Vergebung von 'Heeresaufträgen., welche 

1) Dazu Freymark, DWZ 1925 S.877; Behrens in Görlitzer Fest¬ 
schrift 1925 S. 95. 
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die Industrie- und Handelskammern als Kenner ihrer Wirtschafts¬ 
bezirke zum Wähle der Gesamtheit zu verteilen vermochten. Wich¬ 
tig war fernerhin ein strenges Regiment zu führen gegen diejenigen, 
die Vorteile aus der Kriegslage zu ziehen versuchten, wie es ge¬ 
schehen konnte durch zweifelhafte Geschäfte, Aufhebung alter Ge¬ 
schäftsverbindungen, Kündigung von Krediten und dergl. „Durch 
mannigfache Einwirkung gelang es 'den Industrie- und Handelskam¬ 
mern, vermöge ihres moralischen Einflusses und Dank dem'Gemein¬ 
sinn der Angehörigen von Handel und Industrie dem Wirtschafts¬ 
leben, über den toten Punkt im Anfang des Krieges 'hinwegzuhel¬ 
fen" 2 ). Dazu war auch der Zusammenschluß verschiedener Industrie- 
und 'Handelskammern zu einer amtlichen Handelsstelle geeignet, ver¬ 
möge deren die Wirtschaftsbeziehungen zu den besetzten feind¬ 
lichen Gebieten aufrechterhalten werden -konnten. 

Nach beendetem Kriege trugen die Industrie- und Handelkam¬ 
mern das Ihre dazu bei, die Wirtschaft wieder in ruhige 'Bahnen zu 
lenken. Zunächst galt ihre Tätigkeit der Durchführung der Demo¬ 
bilmachungsvorschriften und -hier wiederum stand an erster Stelle die 
Eingliederung der Kriegsteilnehmer in ihre bürgerlichen 'Berufe. Kraft 
ihrer Autorität stellten die Kammern 'den Grundsatz auf, daß die 
Betriebe des Handels und der Industrie die Kriegsteilnehmer wieder 
aufzunehmen hätten 3 ). Darüber hinaus rief man einen Beirat ins 
Leben, der unabhängig von der Kammer aber in engster Fühlung¬ 
nahme mit ihr für die Unterbringung der Kriegsteilnehmer tätig 
wurde. Seine Arbeit gestaltete sich außerordentlich, segensreich. Wie- 
derankurbektng der Wirtschaft war sein Hauptziel. Er erließ Be¬ 
stimmungen über Baechäftigung und Lohnzahlung an Kriegsteilneh¬ 
mer, errichtete ein Bmigungsamt für Streitigkeiten, er war die Zen¬ 
tralstelle, von der Richtlinien für das kaufmännische Arbeitsverhält¬ 
nis aufgestellt wurden, er vermittelte Wirtschaftsbeihilfen und dergl. 
mehr 4 5 ). Aus dem Beirat erwuchs die spätere Arbeitgeberhilfe, die 
mit ihrer Unterstützung (Hilfsbedürftiger, ihren 'Notstandsküchen 
usw. manche Not der Nachkriegszeit gelindert hat 0 ). 

2) Freymark a. a. O. S. 878. 

5) z. B. die Kammer Breslau. 

4) Festschrift Breslau S. 204 ff. 

5) Freymark DWZ 1925 S.877. 
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Verschiedentlich wurde auch von den Kammern mit Genehmigung 
des Ministers wertbeständiges Notgeld ausgegeben. 

'Hingewiesen sei schließlich auf die Verdienste, die sich Indiustrie- 
und Handelskammern wie Saarbrücken, Oppeln, Breslau, Allenstein 
und die Kammern des besetzten Gebietes um die Erhaltung deut¬ 
schen Landes und deutscher Art zur Zeit der Abstimmung oder Be¬ 
setzung erworben haben 6 ). Diese, Auf gaben, welche dje Industrie- 
und Handelskammern als Erfüllung einer Ehrenpflicht freudig über¬ 
nähmen, werfen ein Licht auf ihre gemeinnützige Tätigkeit und blei¬ 
ben ein Ruhmesblatt des Kammerwesens. 


§13. Die Arbeiten der Industrie- und Handelskammern zur 
Förderung des Außenhandels. 


Zu Beginn ihrer Entwicklung galt die Hauptarbeit der Kammern 
auf dem Gebiete des Außenhandels, der Förderung des Zollvereins 
als Mittel zur Schaffung und Stärkung eines einheitlichen Deutsch¬ 
land. Die Kammern befürworteten. ‘ in zahllosen Eingaben 
die organische Weiterentwicklung des Zollvereins zum Nord¬ 
deutschen Staatenbund. In den darauffolgenden Jahren tra¬ 
ten die Kammern für einen im List’schen Sinne gemäßigten Frei¬ 
handel ein und .damit für die von der Regierung gegen die Schutz¬ 
zollbewegung vertretene Politik der Handelsverträge. 

Als Einrichtungen, die dem Gemeinnutz dienen, war es seit je das 
Ziel .der (Kammern den Handelsverkehr mit dem Auslande zu pfle¬ 
gen. So stellten sie, je nach ihrer Lage, Handelsbeziehungen mit den 
Nachbarländern her. Der Abschluß des ,deutsch-polnischen Wirt¬ 
schaftsvertrages vom 4.11.1935, zudem die Industrie- und Handels¬ 
kammer 'Breslau mit ihrer deutschen Handelskammer für Polen über 


manche Enttäuschungen und Erfahrungen 'der Nachkriegszeit hin¬ 
weg die Vorarbeit geleistet hat, mag als Beispiel aus neuester Zeit 
dienen. 

In der heutigen Zeit wirtschaftlicher Erstarkung spielt der Außen¬ 
handel eine außerordentlich wichtige Rolle., Die zu seiner Förde¬ 
rung bei Industrie- und Handelskammern seit langem einge- 


6) Most 1927 S.48; Frielinghaus 1925 S.406; Wilden, Ruhrkampf 
S. 246. 
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richteten Außenhandelsstellen haben es sich zur Aufgabe gemacht, 
in erster Linie bei einer Steigerung der Ausfuhr mitzuwirken.. Durch 
die Verordnung zum Gesetz über Maßnahmen zur Förderung des 
Außenhandels vom 18.10.1933 (RGBl. I. S. 743) sind diese auf frei¬ 
williger Grundlage eingerichteten Außenhandelsstellen. .in gesetzliche 
umgestaltet worden. Sie werden im Bezirke einer oder mehrerer 
Industrie- und Handelskammern errichtet und Leiter und Vorstand 
werden vom Reichswirtschaftsminister aus den Mitgliedern der öf¬ 
fentlich-rechtlichen Berufsvertretungem von Handel, Gewerbe und 
Industrie des Bezirks berufen. Als beratendes Organ und Binde¬ 
glied zwischen Außenhandelsstelle und Wirtschaft des 'Bezirks wird 
vom Vorsitzenden ein Beirat gebildet, in dem Mitglieder der Indu¬ 
strie- und Handelskammer vertreten sind. 

In verschiedener Hinsicht ist diese Verordnung zur Förderung des 
Außenhandels von großer Bedeutung. Einmal schafft sie der außer¬ 
gewöhnlich wichtigen Forderung der deutschen Wirtschaft nach 
ausländischen Absatanärkten eine Verwirklichungsmöglich'keit, zum 
andern bringt sie aber auch in großem Umfange Anerkennung der 
Klammerbetätigung. Die bisherige Tätigkeit der Kammern in dieser 
Richtung wurde nun von den Außenhandefestellen übernommen, 
Exportförderung und Erteilung von Auskünften über Fragen der 
Zollsätze, der Zollabfertigung, des Zollkreditwesens 1 ), der Ein- und 
Ausführbedingungen, des ausländischen. Steuer- und Devisenrechts 
stehen an erster Stelle. Die Außenhandefestellen werden ferner tä¬ 
tig in Sachen des Nachweises von Importeuren, von Vertretern und 
Rechtsanwälten. Neben Auskünften über einzelne ausländische Fir¬ 
men, .ihre iKreditwürdigkeit und ihr Gesdiäftsgebaren erteilen die 
Außenhandelsstellen Auskunft über die .allgemein wirtschaftliche 
Lage eines fremden Landes, wie auch einzelner Wirtschaftszweige, 
weisen Absatzmöglichkeiten nach und geben Marktberichte. 

§ 14. Die Industrie- und Handelskammern und der 
Vierjahresplan. 

Von besonderer Wichtigkeit sind die Arbeiten, welche die Kam¬ 
mern im Rahmen des Arbeitsbeschaffungspragramms und des Vier- 

1) Hilland, Akademie für dtsch. Recht S. 135. 



jahresplans leisten. Die Verwirklichung des Vierjahresplans erfor¬ 
dert eine einheitliche Lenkung aller Kräfte des deutschen Volkes und 
die straffe Zusammenfassung aller in Befracht kommenden Stellen. 
Seine Durchführung geschieht im Wege eines umfangreichen Pro¬ 
duktionsplanes und einer Marktregelung in den hauptsächlichsten’ 
Grundstoffen. Das Aufbauwerk liegt in den Händen der wirtschuft- 
lichenOrganisationen,die in freier Selbstverwaltung und Selbstverant- 
wortlichk«it und in enger Zusammenatbait mit dem einzelnen Unter¬ 
nehmen. ihre Ehre dareinsetzen, dem Volksganzen zu dienen. Len¬ 
kung der Erzeugung, des Warenverkehrs, der Preisbildung und der 
Außenwirtschaft sind die vier Maßnahmen, die der Vierjahresplan 
gibt. Folgende Gruppen sind vom Beauftragten für die Durchfüh¬ 
rung des Vierjahresplanes gebildet worden. 

1. Erzeugung deutscher Roh- und Werkstoffe, 

2. Rohstoffverteilung, 

3. Arbeitseinsatz, 

4. Landwirtschaftliche Erzeugung, soweit sie mit dem Vierjahres¬ 
plan in Zusammenhang steht, 

5. Preisbildung, 

6. D'evi senangel egenheiten. 

In allen diesen Zweigen arbeiten die Industrie- und Handelskam¬ 
mern mit; sei es .bei der Erschließung neuer Rohstoffquellen, bei der 
Umstellung des Wirtschaftslebens auf aus deutschen Rohstoffen ge¬ 
fertigte Fabrikate, bei der Wiedereröffnung von Betrieben, bei der 
Unterstützung von Kapitalbeschaffungen, bei der Bekämpfung des 
Facharbeitermangels oder bei der Durdiführung der Preisstopver- 
ordnung (Verordnung vom 26.11.1936 über das Verbot von Preis¬ 
erhöhungen für Güter und Leistungen jeder Art, RGBl. L S. 110). 

i Insbesondere sind die 'Kammern tätig geworden und werden es 
nclch bei den Verhandlungen über die Errichtung von Zellwoll- 
fabriken, von Holzverzuckerungsanlagen und Bunafabriken. Dabei 
handelt es sich vor allem um Standortsfragen und Fragen der Finan¬ 
zierung. Zu erwähnen ist ferner die Tätigkeit der Industrie- und 
Handelskammern im Rahmen der Aktion zur Rückführung von Alt¬ 
metallen. So wurde von den Kammern das gesamte in der Wirt- 
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schaft vorhandene Altmetall festgestellt 'und dem Handel zuge¬ 
führt. 

Was die Durchführung der Preisstopver Ordnung anlangt, so wer¬ 
den auf diesem Gebiete die Kammern von den Preisbildungs- und 
Preisüberwachungsstellen gutachtlich gehört. 

Schließlich sei noch hingewiesen auf die Mitwirkung der Kammern 
bei der Robstoffverfcedlung (Ausstellung von Metallbezugsscheinen 
und dengl.). 

Nicht zuletzt haben alber auch die Kammern von sich aus das Ihre 
dazu beigetragen, um die heimische Erzeugung zu fördern und in den 
ihnen angeschlossenen Kreisen auf eine verantwortungsbewußte 
Verbrauchsleokung hinzuwirken 1 ). 

§ 15. Die Gutachtertätigkeit der Kammern zur Unterstützung 

der Gerichte. 

Die gesetzliche Grundlage für die Gutachtertätigkeit der Kam¬ 
mern findet sich in der Bestimmung, daß die Kammern „die Behör¬ 
den in der Förderung des Handels und der Gewerbe durch tatsäch¬ 
liche Mitteilungen, Anträge und Erstattung von Gutachten zu unter¬ 
stützen haben" 1 ). Aus dieser allgemein gehaltenen Fassung läßt sidi 
noch nichts darüber entnehmen, wann und in welchem Umfang die 
Kammern angerufen oder aus eigener Initiative tätig werden. Man 
wird deshalb auf besondere Gesetze zurück greifen müssen. 

Da die 'Erstattung von 'Gutachten eine gesetzliche Aufgabe der 
Kammern ist, kann sie, so sei hier bemerkt, nicht von der Leistung 
einer Gebühr abhängig gemacht werden. 

Die Führung der Handelsregister ist Sache dier damit betrauten 
Amtsgerichte. Als Helfer stehen ihnen dabei die Industrie- und Han¬ 
delskammern zur Seite. Das Gesetz über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 17. 5.1898 (RGBl. I. S. 198) ver¬ 
pflichtet. im § 126 die Organe des Harudelsstandes „die Registerge¬ 
richte bei der Verhütung unrichtiger Eintragungen, 'bei der Berichti¬ 
gung und Vervollständigung des Handelsregisters sowie beim Ein¬ 
schreiten gagen unzulässigen Firmengebrauch zu unterstützen; sie 

1) Große, Aufgaben der wirtschaftlichen Selbstverwaltung DWZ 
1937, S. 1444. 
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I sind berechtigt, zu diesem Zwecke Anträge bei den Registergerich¬ 
ten zu stellen und gegen Verfügungen der Registergenicbte das 
Rechtsmittel der Beschwerde zu erheben" 2 ). 

Gemäß § 80 Ziffer 2 der Kostenordnung vom 25 . 11.1935 (RGBl. 
1S. 1371) werden vom Registergericht Gebühren für Entscheidungen 
über Anträge und Beschwerden der in § 126 'FOG bezeichneten Art 
nicht erhoben. 

; [ Die Zusammenarbeit zwischen Rögistergerichten und Industrie- 
;und (Handelskammern hat in den letzten Jahren große Erfolge zu 
verzeichnen, insbesondere ist sie durch die allgemeine Verfügung 

( des Reicbsjustizministers vom 12. 8. 1937 (Handelsregi'Sterverfü- 
gung) 3 ) enger gestaltet worden. 

: Diese Verfügung bringt einmal Vorschriften über Führung und 
Einrichtung der Handelsregister, also formelles Handelsregisterrecht. 
Diese Vorschriften treten anstelle der bisherigen landesrechtlichen 

f Regelungen und verwirklichen die seit langem geforderte Verein- 
eitlichunig des Handelsregisters innerhalb des gesamten Reichsge- 
iets. 

Zum anderen bringt (die Handelsregisterverfügung ganz bestimmte 
Verfahrensvorschriften für die Anmeldung, Eintragung und Bekannt¬ 
machung von Registereinträgen. Mit § 23 der Verfügung erfahren 
die Kammern insofern eine erhebliche Stärkung ihrer Stellung, als 
künftig bei allen gesetzlich vorgeschriebenen Eintragungen in das 
Handelsregister der Richter zur Vornahme der Eintragung und zur 
Vermeidung unzulässiger Eintragungen bei Eintragung neuer Fir¬ 
men und iFiimenänderung in der Regel, sonst in zweifelhaften Fäl¬ 
len, das Gutachten der Industrie- und Handelskammern einzuholen 
hat. Wird von dem Vorschlag des Gutachtens abgewichen, so ist 
dies der Kammer unter Angabe von Gründen mitzuteilen. Ferner 
iänd die Kammern vor der Auswahl der neben dem 'Reichsanzeiger 
rfir Veröffentlichung der Eintragungen 1 in Aussicht genommenen 
Pflichtblätter gutachtlich zu hören ( (§ 11). 

\ Mitzuteilen ist den Kammern nach § 37 der Handelsregjsfcerver 
jfägung: 

f 2) S126 in der Fassung vom 13. 8| 1937 RGBl. I. S. 899. 

I 3) Dtsch. Justiz 1937 S. 1251. 




1. Die Eintragung eines Einzelkaufmanns, einer juristischen 
Person oder Handelsgesellschaft unter Bezeichnung des Ortes 
der Niederlassung oder des Sitzes der Gesellschaft, und zwar 
bei Einzelkaufleuten, offenen Handelsgesellschaften, Kom¬ 
manditgesellschaften und Kommanditgesellschaften auf Aktien 
unter Bezeichnung der Inhaber oder der persönlich haftenden 
Gesellschafter, bei Aktiengesellschaften und Versicherungsver- 
einen auf Gegenseitigkeit unter Bezeichnung der Mitglieder 
des Vorstandes, bei Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
unter Bezeichnung der Geschäftsführer; 

2. Die Änderung einer eingetragenen Firma, der Inhaber oder 
der persönlich haftenden Gesellschafter sowie des Ortes der 
Niederlassung oder des Sitzes der Gesellschaft, ferner bei Ak¬ 
tiengesellschaften u. Versicherungsvereinen auf Gegenseitigkeit 
die Änderung der Mitglieder des Vorstandes bei Gesellschaf¬ 
ten mit beschränkter Haftung, die Änderung der Geschäfts¬ 
führer ; 

3. Die Auflösung einer juristischen Person, einer Handelsgesell¬ 
schaft oder eines Versicherungsvereins auf Gegenseitigkeit un¬ 
ter Angabe der Abwickler sowie ein Wechsel in der Person der 
Abwickler; 

4. Das Erlöschen einer Firma, die Löschung einer Aktiengesell¬ 
schaft, Kommanditgesellschaft auf Aktien, Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung oder eines VersicherungsVereins auf Ge¬ 
genseitigkeit sowie Löschungen von Amts wegen; 

5. Eine Verschmelzung in den Fällen der §§ 233 ff., eine Ver¬ 
mögensübertragung in den Fällen der §§ 25'5 ff., sowie eine 
Umwandlung in den Fällen der §§-257 ff. des Aktiengesetzes. 

Die über Geschäftsräume und Geschäftszweig gemachten 
Angaben sind ebenfalls mitzuteilen. 

Diese Bestimmungen geben der ständigen Aufgabe der Industrie- 
urid Handelskammern — nämlich der Mitwirkung bei der Bereini¬ 
gung und Reinerhaltung des Handelsregisters — eine breitere Grund¬ 
lage und die- Kammern werden, wie auch schon in der Vergangen¬ 
heit ihr Möglichstes tun, um das 'Handelsregister zum „Buch- der 
ehrbaren Kaufleute" zu machen-. 

Für das Genossenscha-fts- und Vereinsregister gilt die Bestimmung 
Hier wird sich, die Tätigkeit der Kammern darauf beschränken, das 
des § 126 (FGG nicht, weil §§ 147, 159 FQG diese nicht erwähnen, 
gerichtliche Verfahren in Anregung zu bringen. 
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Ein Antragsrecht steht den Industrie- und Handelskammern in 
: folgenden Fällen der Eintragungspflicht, die auch von den Register¬ 
gerichten durch Verhängung von Ordnungsstrafen erzwungen wer¬ 
den kann, zu: 

a) iBei den Unternehmen, die nach § 1 HGB Kaufleute sind und 
deren Betrieb gemäß § 4 HGB über den Umlang des Kleingewerbes 
h'inausgeht (§ 29 HGB). 

b) 'Bei Betrieben, bei denen die Voraussetzungen des § 1 HGB 
nicht vorliegen und die nach Art und Umfang einen in kaufmänni¬ 
scher Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb erfordern (•§§ 2, 29 
HGB). 

c) bei der offenen Handelsgesellschaft, wenn sie gemäß § 1 HGB 
iVollkaufmannseigenschaft besitzt (§§ 4 Abs.2, 106 HGB). 

d) Bei der Kommanditgesellschaft unter den gleichen Voraus¬ 
setzungen (§§ 4 Abs. 2, 161 Abs. 2, 106 HOB). 

I Zur Unterstützung 'dieser Tätigkeit der Kammern hat der Reicbs- 
minister der Finanzen durch Erlaß vom 26.2.1937 angeordnet, daß 
die Finanzämter den Kammern diejenigen Betriebe, die über 40 000 
Reichsmark jährlichen Umsatz aufweisen, jedoch bisher nicht im 
Handelsregister eingetragen sind, benennen 33 ). 

I Nicht erzwungen werden kann eine Eintragung bei den ersten 
rechtserzeugenden Eintragungen der Aktiengesellschaft (§ 34 des 
Gesetzes über Aktiengesellschaften und Kommanditgesellschaften 
lauf Aktien vom 30. 1. 1937 RGBl. 1. S. 107), der Kommanditgesell¬ 
schaft auf Aktien (§§ 219 Abs. 3, 34 AktGes.) und der Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung (§§ 79, 7 GmbHGes.). 

Ein Antragsrecht steht der Kammer in den Fällen zu, in denen 
Nie von einer Unrichtigkeit oder Veränderung erfährt, die einer Ein¬ 
tragung'bedarf; für die Fälle der §§ 175 HOB und 215 Abs. 3 Akt.- 
Ges. trifft dies jedoch nicht zu. 

Das Erlöschen einer Einzelfinma, OHG oder KG ist nach §§ 31 
;Abs. 2, I 157; 161 Abs. 2 HGB dem Handelsregister anzumelder 
und die Industrie- und Handelskammern sind berechtigt, dahinge¬ 
hende Anträge zu stellen. Desgleichen können sie eine Löschung von 
'Amts wegen anregen sowie gegen Verfügungen der -Registergerichte 
jdas Rechtsmittel der Beschwerde erheben. - 

5a) Durch Erlaß vom 30. 11.1938 aufgehoben. 
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Das gleiche gilt für die Löschung einer Aktiengesellschaft oder 
Kommanditgesellschaft auf Aktien (§§ 204, 219 Abs. 3 Akt.Ges.). 
Nach § 144 Abs. 1, I EGG können diese ferner gemäß §§ 142, 143 
FOG als nichtig gelöscht werden, wenn die Voraussetzungen vor¬ 
liegen, unter denen nach den §§ 216, 217 AktGes. die Nichtigkeits¬ 
klage erhoben werden 'kann. 

Desgleichen ist das Erlöschen einer GmbH gemäß § 13 Abs. 3 
GmbHlGes., § 31 Abs. 2 HOB zum 'Handelsregister anzumelden und 
erforderlichenfalls kann auch hier eine Löschung von Amts wegen 
vorgenommen werden (§§ 13, Abs.45 GmbHGesetz, 31 Abs. 2 HGB, 
141 FGG). Ebenso kann nach § 144 Abs. 1 FGG eine in. das Han¬ 
delsregister e?ngetragene GmbH, wenn die Voraussetzungen vorlie¬ 
gen, 'Unter denen nach §§ 75,76 GmbBGes. die Nichtigkeitsklage er¬ 
hoben werden kann, gemäß §§ 142, 143 FGG als nichtig gelöscht 
werden. 

Nach 37 Abs, 1 HGB: ist das Registergericht befugt, gegen nicht- 
eingetragene Gewerbetreibende, die sich einer unzulässigen Ge- 
schäftsbezeicbnung bedienen, durch Vethängung einer Ordnungs¬ 
strafe vorzugehen. In diesen Fällen stand den Kammern auf Grund 
des § 126 FGG der alten Fassung ein Beschwerderecht nicht zu. Da 
es sich weder um eine 'Berichtigung noch Verhütung unrichtiger Ein¬ 
tragung handelt, konnten die Kammern früher nur ein amtliches 
Einschreiten anregen. 

Nach der Neufassung des § 126 iFGG ist nunmehr die Mitwirkung 
der Kammern in Firmenführungssachen bis hinauf zum Oberlandes¬ 
gericht sichengestellt. 

Die Arbeit der Kammern auf diesem Gebiete ist sehr umfangreich. 
Zunächst suchen sie im Wege einer gütlichen' Regelung die Firmen 
zur Unterlassung anzuhalten und erst bei einem Mißlingen über¬ 
gäben sie den. Fall den Gerichten. 

Nach § 126 FGG halben die Kammern das besondere Recht, ge¬ 
gen die Verfügungen der Registergerichte das Rechtsmittel der Be¬ 
schwerde zu erheben, worüber regelmäßig die Zivilkammer des 
Landgerichts (§§ 19 Abs. 2, 30 Abs. 1 FGG) oder die Kammer für 
■Handelssachen entscheidet (§• 30 Abs.l FGG). Dann, wenn das 
Landgericht in erster Instanz entschieden, hat, erfolgt die Entschei¬ 
dung durch einen Zivilsenat desOberlandesgerichts (§ 3GAbs. 1 FGG). 
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Gegen diese Entscheidungen haben die Kammern das Rechtsmittel 
der weiteren 'Beschwerde, die nur auf eine Verletzung des Gesetzes 
gestützt werden kann und ibei der neue Tatsachen nicht vorgebracht 
werden dürfen (§§ 27 FGG, 561 ZPO). 

■Besondere Aufmerksamkeit widmen die Kammern der A uf recht- 
erhaltung des Grundsatzes der Firmenwahrbeit. 

Minderkau'fleute, die zur Führung einer Firma nicht berechtigt 
sind, haben nach § 15 a der Gewerbeordnung ihr Geschäft mit ihrem 
Familiennamen und einem ausgeschriebenen Vornamen zu bezeich¬ 
nen. Zusätze sind im Rahmen des § 18 Abs. M HGB gestattet. Dabei 
ist zu berücksichtigen, daß nach der heutigen Auffassung vom Begriff 
eines ehrbaren Kaufmanns an Firmenzusätze ganz besondere An¬ 
forderungen gestellt werden. Insbesondere haben solche Bezeich¬ 
nungen, die die Bevorzugung eines Geschäftes vor einem anderen 
bezwecken, keinen Platz in der Firma eines Kaufmanns. Desgleichen 
darf kein Zusatz beigefügt werden, der ein Gesellschaftsverhältnis 
andeutet oder sonst geeignet ist, eine Täuschung über die Art und 
den Umfang des Geschäfts oder der Verhältnisse der Geschäftsin¬ 
haber heiibeizuführen 4 ). 

Auf Ersuchen der Gerichte liegt den Kammern weiterhin eine um¬ 
fangreiche Gutachtertätigkeit ob. Es handelt sich dabei vor allem um 
die Feststellung von Handelsgebräuchen, von Lieferungs- und Zah¬ 
lungsbedingungen, von Verdienstspannen, Wertverlusten, Verstö¬ 
ßen gegen Treu und Glauben, Abzahlungsbedingungen wie über¬ 
haupt um alle Arten von Geschäftsbedingungen. 

Seit je haben sich die Industrie- und Handelskammern dagegen 
gewehrt, einseitig festgesetzte Geschäftsbedingungen einzelner 
Wirtschaftsverbände als Handelsgebiäuche anzuerkerinen, den 
Nutzen einer Gruppe also* über das Wohl der Gesamtheit zu stel¬ 
len. In früherer Zeit wäre die Folge eines Nachgebens der Industrie- 
urid Handelskammern auf diesem Gebiet die diktatorische Herr¬ 
schaft der stärkeren Wirtschaftsverbände über die schwächeren ge¬ 
wesen, denn jene konnten auf Grund ihrer Machtstellung Geschäfts- 

4) De lege ferenda wird der § 18 Abs. 2 HGB verschärft werden 
müssen. § 142 Abs. 1 FGG läßt z. Zt. nicht erkennen, ob diese Bestim¬ 
mung auch den Fall trifft, wo eine eingetragene Firma unzulässig wird 
vgl. Crisolli S. 17 ff. 
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bedingungen erlassen, die nachher im Verkehr dem schwächeren 
Gegner als Handelsgebräuche aufgezwungen worden wären. 

Allerdings ist die von den- Industrie- und Handelskammern aus¬ 
gebildete Gewohnheit, Handelsbräuche anzuerkennen und für ver¬ 
bindlich zu erklären, nicht ganz uribedenklich. Die Kammern selbst 
wie auch das Schrifttum 5 ), sind sich der Mängel, die derartige kodi¬ 
fizierte Handelsbräuche haben, bewußt. 

Da die Handelsbräuche zeitgebunden sind, ist insbesondere eine 
Kodifikation schnell überholt. Der Handelsbrauch muß ferner seiner 
Natur nach etwas „Gewachsenes" bleiben und darf nicht ein „Ge¬ 
willkürtes" werden 6 ). Schließlich liegt auch eine große Gefahr darin, 
daß kodifizierte Handelsbräuche „nicht mehr als Brauch geübt wer¬ 
den, sondern unter der Autorität des geschriebenen Wortes — als 
Paragraphen" 7 ). 

Man hat deshalb den Vorschlag gemacht, diese Kodifikationen 
überhaupt zu verbieten 8 ) ,• jedoch dürfte .damit über das Ziel hinaus- 
geschössen sein. 

Was das gewöhnliche Verfahren betrifft, das zumeist derart ver¬ 
läuft, daß der Kammer angeschlossene Kreise an sie mit dem An¬ 
sinnen um Kodifikation bestehender Bräuche herantreten, so dürfte 
hier ein gesetzliches Verbot trotz der oben erhobenen 'Bedenken 
zu weitgehend sein. Wenn insbesonderde dagegen gesagt wird, daß 
sich der wirtschaftlich stärkere Teil des Kammenbezirks in diesen 
kodifizierten Handelsbräuchen durchsetzt und sie deshalb Interes¬ 
sentenkodifikationen seien, so dürfte dem entgegen zu halten sein, 
daß Kammern, die einem solchen Ansinnen nachkommen, ihre Be¬ 
stimmung verfehlt haben, denn nach § 2 der Kammersatzung sind 
sie gehalten, „die Gesamtbelange der Unternehmungen im Rahmen 
der Gesamtwirtschäft nach dem Grundsatz — /Gemeinnutz geht 
vor Eigennutz’ — wahrzunehmen". Neuerdings ist vom Kammer¬ 
rechtsausschuß ein Verfahren zur Feststellung von Handelsbräuchen 
ausgeaibeitet worden, daß diesen Grundsätzen Rechnung trägt 9 ). 

5) Müller-Erzbach S. 51; Gierke S. 20; Schreiber S. 17 ff. 

6) ' Schreiber S. 44. 

7) Schreiber S. 36. 

8) Schreiber S.46. 

9) s. Anlage. 
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Außerdem hat der Berufsrichter gegebenenfalls eine strenge Nach¬ 
prüfung der von den Kammern veröffentlichten Handelsgebräuche 
vorzunehmen und insbesondere ihr tatsächliches Bestehen festzu¬ 
stellen 10 ). Etwa auf tretende Mißstände werden auf diesem Wege 
beseitigt werden können. 

Eine äußerst wichtige Rolle spielt der Kampf, den die Handels¬ 
kammern um die Ausbildung und Aufrechterhaltung der Grundsätze 
von Treu und Glauben führten. Hier erstreben sie das Ideal des 
' ehrbaren Kaufmanns, der sein Geschäftsgebaren mit seinem Gewis¬ 
sen in Einklang bringt und der, handelt es sich um höhere Ziele, 
f den eigenen Nutzen hintenanstellt. 

Um die Arbeit der Kammern auf diesem. Geibiet zu sichern, hat 
der Reichsminister der Justiz in § 80 der Allgemeinen Verfügung 
vom 21.5.1935 und in der Allgem. Verfügung von 21.3. 1938 11 ) 
ungeordnet, daß den Kammern alle Strafurteile gegen Werber und 
I Wehbungsmittler und solche des unlauteren Wettbewerbgesetzes, 
t Warenzekhengesetzes, Raibattgesetzes, Patentgesetzes und der Zu- 
; gabeverordnung mitzuteilen sind. 

Hinzuweisen ist schließlich noch darauf, daß die Kammern nach 
|einer Bekanntmachung des Reichsjustizministers vom 17. 8. 38 12 ) zu 
den auskunftsberechtigten Stellen zu zählen sind, denen Auskunft 
| aus dem Strafregister zu erteilen ist. 

| Erwähnt soll an dieser Stelle werden, daß nach einschlägigen mi¬ 
nisteriellen Richtlinien von den Kammern Gutachten auf Anträge 
■von privater Seite insoweit nicht erstattet werden, als die Kammern 
; sich dadurch präjudizieren würden. 

• Zur Feststellung der wirtschaftlichen Lage des Schuldners erstatten 
die Kammern den Gerichten Gutachten bei der Durchführung eines 
Vergleichsverfahrens (§ 18 Vergl.Ordnung vom 26.2.1935 RGBl. I. 
;S. 321). Zwei gesamtwirtschaftliche Gesichtspunkte spielen dabei 
leine Rolle. Einmal soll der Schuldner vergleichswürdig sein, denn 
[der Vergleich soll nach heutiger Kaufmannsmoral keine Er¬ 
munterung zu leichtfertigem Handeln sein. Zum anderen, verlangen 
[Leistungsprinzip und Wettbewerb eine echte Sanierung. Es soll da¬ 
her ein ‘Erlaßvergleich mit beabsichtigter Fortsetzung des Unter- 

■ 1 0) Gierke S. 20. 

11) Dtsch. Justiz S. 286. 

; 12) Dtsch. Justiz 8. 1340 
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nehmens nicht abgeschlossen werden, wenn nicht die Gewähr für 
die Lebenskraft des Unternehmers gegeben ist 13 ). 

Im 'Rahmen des Gesetzes über eine 'Bereinigung alter Schulden 
vom 17. 8. 38 (RGBl. I S. 1033) hört der Richter die Industrie- und 
Handelskammer zur Beurteilung der Person, der Leistungsfähigkeit 
und der Schutzwürdigkeit früherer selbständiger Kaufleute und Ge¬ 
werbetreibender 14 ) . 

'In den Fällen der Abgrenzung des Kleingewerbes und der Ver¬ 
einigung benachbarter Orte zu einem (§§ 4 Abs. 3 und 30 Abs, 4 
HGB) werden die Industrie- und Handelskammern gutachtlich .ge¬ 
hört, weil sie über die notwendige Sachkunde und Unparteilichkeit 
verfügen, kraft deren sie Einzel- und Gemeininteresse in Erfolg ver¬ 
sprechenden Einklang zu bringen vermögen. 

(Den bei den meisten Landgerichten bestehenden Kammern für 
Handelssachen gehören neben dem Richter auch zwei dem Handels¬ 
stande entnommene Handelsrichter an. Diese werden nach 108 ff. 
QViG auf gutachtlichen Vorschlag der zur Vertretung des Handels¬ 
standes berufenen Organen ernannt. Dies hat für die Firmen des be¬ 
treffenden Landgerichtsibeziik 'den Vorteil, daß eine besondere Ge¬ 
währ für die Berüdcsiditigung der kaufmännischen Grundsätze und 
Gebräuche 'bei Entscheidungen geboten ist. In vielen Fällen wird 
sich außerdem eine iBeschleunigung des Verfahrens ergeben, da sich 
durch die Mitwirkung von praktischen Wirtschaftlern manches Mal 
die Vernehmung besonderer Sachverständiger erübrigen wird. 


§ 16. Die Benennung und Vereidigung von Sachverständigen 
durch die Industrie- und Handelskammern. . 

§ 20 der Verordnung zur einheitlichen Regelung des Gerichtsver¬ 
fassungsgesetzes vom 20. 3.1935 (RGBl. I. S.403) bestimmt, daß die 
in den Ländern erlassenen Vorschriften, nach denen Sachverstän¬ 
dige für gerichtliche Angel ege niheiten im allgemeinen beeidigt wer-, 
den können, aufgehoben werden. Diese Bestimmung betrifft lediglich 
die Beeidigung von Sachverständigen durch, die Gerichte. Die amt¬ 
lichen Beruftvertretungen behalten nach wie vor ihre Sonderstellung. 

13) Paulsen, DWZ 1936 S. 329! 

24) vgl. Küch in „Der Einzelhandel“, Hamburg 1958 Nr. 9. 
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Wie bisher findet durch sie die Bestellung und Vereidigung von 
Sachverständigen statt. Die Anstellung von Sachverständigen erfolgt 
durch die Kammern auf jederzeitigen Widerruf 1 )., Vor der Anstel¬ 
lung prüft die Kammer die Befähigung und Sachkunde des Bewer¬ 
bers. Der Sachverständige erhält mach Anstellung und Beeidigung 
eine 'Bestallungsurkunde, über sein Tätigkeit wacht die Industrie- 
und Handelskammer und sie kann bei ihr zugeleiteten Beschwerden 
oder bei Wegfall der Bestelkmgsvoraussetz'ungen von dem Recht des 
‘ Widerrufs der Anstellung Gebrauch .machen. 

! Nach. § 42 pr.lHkGes. in Verbindung mit §§ 36, 78 der Reichs- 
gewerbeordnung waren bisher hierher zu zählen die 'Feldmesser, 
die Bücherrevisoren, diejenigen, welche den Feingehalt edler Me¬ 
talle oder die Beschaffenheit, Menge oder richtige Verpackung von 
Waren irgendeiner Art feststellen, die Güterbestätiger, Schaffer, 
Wäger, Messer, Bracker, Schauer, Stauer usw. 

Diese Vorschrift war zweifellos zu eng, denn oft wurden in der 
[Wirtschaft Sachverständige benötigt für Gebiete, für welche die 
’ Kammern zur Beeidigung und öffentlichen Anstellung nicht befugt 

( waren-. In Erkenntnis dieser Sachlage wurde durch die Novelle zu 
§ 36 der Gewerbeordnung vom 5.6.1931 RGBl. I. S. 313 die Reichs¬ 
regierung ermächtigt „mit Zustimmung des Reichsrates zu bestim¬ 
men, daß auch Personen, die andere als die in Absatz 1 genannten 
Gewerbe betreiben" öffentlich bestellt und vereidigt werden kön¬ 
nen. Von dieser Ermächtigung ist nunmehr durch gemeinsame An¬ 
ordnung des Reichswirtschaftsministers und Verkehrsministers vom 
9.6.1937 2 ) Gebrauch gemacht worden. Dort heißt es: „Die Indu¬ 
strie- und Handelskammern sind berechtigt, Gewerbetreibende auf 
den Gebieten der Industrie, des Immobilienwesens, des Banken- und 
Börsenwesens, des Versicherungswesens, der Energiewirtschaft, des 

I Verkehrswesens und für diese Gebiete tätige Gewerbetreibende als- 
Sachverständige zu beeidigen und öffentlich anzustellen". 

Die wichtigsten von diesen sind die Bücherevisoren. Sie werden 
von den Kammern in Verbindung mit dem zuständigen Gaugrup¬ 
penwalter „Wirtschaftsrechtler" des NS-Rechtswahrerbundes beson- 

1) S. Anordnung vom 9. 6. 37, abgedruckt in Sachs. Wirtschaft 1937 
S. 407 ff. 

2) Dtsch. Reicksanz. Nr. 132 v. 12. 6. 37. 
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ders sorgfältig ausgewäihlt, weil ihre Tätigkeit im Wirtschaftsleben 
eine recht verantwortliche ist. Da die Buchführung in zahlreichen Be¬ 
ziehungen zu den Steuervorschriften steht, ist der Beruf des Bücher¬ 
revisors mit dem des Steuerberaters eng verbunden. Zu letzterem 
ist die ausdrückliche Genehmigung des Finanzamts vonnöten. In 
allen Fällen setzen sich die 'Kammern vor einer Anstellung mit den 
zuständigen Stellen der Finanzverwaltung in Verbindung. Das ßü- 
chierevisorenwesen ist zurzeit 'geregelt m den „Bestimmungen über 
die Verleihung der iberufsständischen Bezeidinung Wirtschaftstreu¬ 
händer NSRß und die öffentliche Bestellung und Vereidigung als 
Bücherrevisor" vom 9.11.1937. Die Bestellung ist an verschiedene 
Bedingungen geknüpft. Abgesehen von den üblichen Zeugnissen 
werden Ausarbeitungen aus dem Gebiet der Büchersadwerständi- 
gentätigkeit und die Ablegung einer besonderen Prüfung verlangt. 

Trotzdem den Kammern als Vertreterinnen der Wirtschaft, welche 
die Auftraggeberin dieser Wirtschaftstreuhänder ist, das Schwerge¬ 
wicht bei der Auswahl von Bücherrevisoren hätte zufallen müssen, 
räumen die Bestimmungen, vom 9.11. 37 den Vertretungen des Be¬ 
ruf sstandes größeren Einfluß ein. 

Anders verhält es sich im Wirtschaftsprüferwesen. Gemäß den 
Bestimmungen über die öffentlich bestellten Wirtschaftsprüfer 3 ) wir¬ 
ken die Kammern in den Zulassungs- und Piüfungsstellen für 
öffentlich bestellte Wirtschaftsprüfer mit. Diese Stellen haben keine 
begrenzten Bezirke, sie sind nur in den wichtigsten Wirtschaftsge¬ 
genden errichtet worden und ihre Geschäftsführung liegt bei den 
Industrie- und Handelskammern, an deren Sitz sie errichtet sind 4 ). 
Der wichtigen Stellung entsprechend, die, der Wirtschaftsprüfer im 
öffentlichen Leiben einnimmt, muß bei der Zulassung und Über¬ 
wachung 'dieses Berufs ein entsprechend strenger Maßstab angelegt 
werden. Die Kammern als Bemfsvertretung der Gesamtwirtschaft 
wurden als die hierfür geeigneten Stellen ausersehen. 


3) Heraüsgegeben von der- Hauptstelle der öffentl. bestellten Wirt¬ 
schaftsprüfer Berlin Berlin 1935. 

4) Es besteben augenblicklich im Reich 13 Zulassungs- u. Prüfungs¬ 
stellen. 
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§ 17. Die gutachtliche Tätigkeit der Industrie- und Handelskammern 
im Rahmen der Anordnung über die Besdiränkung 
des Tankstellennetzes. 

/’ Gutachtlich werden die Industrie- und Handelskammern tätig bei 
; der Durchführung der Anordnung über die (Beschränkung des Tank- 
steUennetzes vom 14. 7. 1934 1 ). Diese Anordnung hiat eine wirt¬ 
schaftliche Verteilung der Treibstoffe zum Zweck und soll die 'Be¬ 
nachteiligung der bestehenden Tankstellen sowie einen übermäßi- 
I gen Andrang der Tankstellenbetriebe zu den 'Reich sautobahnen ver- 
s hindern. 

Die Anordnung bestimmt darüber nicht, wer in dem Genehmi¬ 
gungsverfahren gutachtlich zu hören ist, jedoch 'bedienen sich die 
Regierungspräsidenten als Genehmigungsbehörde der Mitwirkung 
der Kammern. Diesen obliegt damit eine nicht zu unterschätzende 
Aufgabe. Sie nehmen Stellung gemäß der dritten Anordnung über 

J die Beschränkung des T ank stell en netz es vom 10.6.1937 zu der 
Frage, ob eine Neuerrichtung oder genehmigungspflichtige Erwei¬ 
terung der'Leistungsfähigkeit einer bestehenden Tankstelle ivodiegf, 
ob ein dringendes Verkehrsbedürfnis anzunehmen ist und eine wirt¬ 
schaftlich nicht zumutbare Beeinträchtigung des Absatzes -von Tank- 
1 stellen bei Fachleuten nicht zu erwarten ist und ob der Antragsteller 
die notwendige Eignung besitzt. 

; Soweit den Industrie- und Handelskammern eine Stellungnahme 
zu diesen Fragen eingeräumt ist, werden sie mit ihrer umfangreichen 
Erfaihrungspraxis unter Berücksichtigung der stetig steigenden Be¬ 
deutung des Kraftwagenverkehrs dem Regierungspräsidenten eine 
wertvolle Stütze bei seiner Entscheidung sein. 

§ 18. Die Betätigung der Industrie- und Handelskammern 
I auf dem Gebiete des Verkehrswesens. 

■ Auf dem Gebiete des Verkehrswesens haben die Kammern als 
Vertreterinnen der Gesamtinteressen von Handel- und Gewerbe 
schon immer in großem Umfange mit den Verkehrsbehörden und 
^-Verwaltungen zusammenarbeitet, ln erster Linie ist das Ziel dieser 
Kommertätigkeit eine Verbesserung der Verkehrswege und damit 

p 1) Dtsch. R.Anz. v. 25.7. 1954, Nr. 171. 
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gleichzeitig eine Verbesserung der Wirtschaft und ihrer Absatz¬ 
möglichkeiten. So machen sie z. B. ihre Wünsche geltend bei der 
Linienführung der Autobahnen. Diesen Wünschen wird zumeist 
Rechnung getragen aus der Erkenntnis heraus, daß die Kammern als 
beste 'Kenner ihres Bezirks in der Lage sind, gute Ratschläge zu 
geben. Es werden ferner Verkehrsverbesserungen angestrebt und 
erreicht im Eisenbahn- und Flugverkehr. Desgleichen leigten die 
Kammern für die Wirtschaft ihres Bezirks bei Kanal- und Stau¬ 
beckenbauten ein Wort bei den zuständigen Stellen erfolgreich ein. 
Neben den Verkehrsverbesserungen, die sich auf den Bau neuer 
Bahnen, auf die Erschließung von Wasserkräften, Einrichtung von 
Automabillinien, Fahrplanverbesserungen, erstrecken 1 ), suchen die 
Kammern auf die Tarifgestaltung im Eisenbahn- und Kraftwagen¬ 
verkehr einzuwirken. Sie weisen auf die Interessen des Wirtschafts¬ 
lebens hin, das durch billige Frachten die beste Förderung erfährt. 
Darüber hinaus trugen sie zu den Störungen der großen verkehrs¬ 
politischen- Probleme der heutigen Zeit wie „Eisenbahn- und Kraft¬ 
wagen", ,/Eisenbahn und Wasserstraßen", „Eisenbahn und Post" 
bei. Alle diese Fragen sind in ihrer glücklichen Lösung für die Wirt¬ 
schaft lebenswichtig. Mit diesen Dingen ist gleichzeitig eine umfang¬ 
reiche Auskunfts- und Gutachtertätigkeit der Industrie und Handels¬ 
kammern verbunden. Viele Verwaltungsstellen des Verkehrswesens 
wenden sich an die Kammern, da niemand Verkehrsverhältnisse und 
-maßnahmen besser beurteilen kann, als die Kammer, die die not¬ 
wendige Sachkenntnis und Objektivität besitzt. 

Die Hauptarbeit der Kammern liegt auch hier wieder im Kleinen. 
Beratungsstellen, Verkehrs- und Tarifbüros stehen den Kaufleuten 
für alle Verkehrsfragen, wie für Fracht- und Tariffragen, Luft- und 
Kraftwagenverkehrsfragen, Personenverkehrs-, Güterverkehrs- und 
Fahrplanfragen zur Verfügung 2 ). 

Aus früherer Zeit sind zu nennen die Beteiligung der Industrie- 
und Handelskammern oder kaufmännischen Korporationen Stettin. 
Lübeck, Danzig an dem Ausbau ihrer Häfen und Hafeneinrichtun 
gen. Auch heute noch unterhalten z.B. die Kammern Stettin und 
Königsberg eine eigene Eisbrecberflottilie. 


1) Frielinghaus, Staat und Handelskammern S. 407. 

2) Hilland in Ztschr. d. Akademie S. 135. 
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§ 19. (Insbesondere die Mitwirkung der Industrie- und Handels¬ 
kammern bei der Durchführung des Gesetzes über den Per¬ 
sonenverkehr zu Lande und des Güterfernverkehrsgesetzes. 

Dem zunehmenden Umfang des 'Kraftwagenverkehrs und damit 
seiner Bedeutung für das öffentliche Löben entsprechend hat man 
sowohl dem Personenverkehr wie den Güterfernverkehr einer Kon¬ 
zessionspflicht unterworfen. 

1. Nach dem Gesetz üiber die Beförderung von Personen zu 
Lande vom’4. 12.1934 (RGBl. I. S. 1217) sind die Industrie- und 
Handelskammern von den die Genehmigung erteilenden Polizei¬ 
oderhöheren Verwaltungsbehörden gutachtlich zum Linienüb erfand- 
verkehr, .Linienortsverkehr, zum Gelegenheitsverkehr mit Drosch¬ 
ken und zu anderem Gelegenheitsverkehr zu hören. Die Kammern 
halben sich dabei über die Zuverlässigkeit des Antragstellers, über die 
Sicherheit und Leistungsfähigkeit seines Betriebes, über einen et¬ 
waigen Widerstreit mit den Interessen des öffentlichen Verkehrs so¬ 
wie über die Bedürfnisfrage zu äußern. In ihrem Gutachten wägen 
die Kammern die Interessen der Gesamtwirtschaft und des Antrag¬ 
stellers wohl ab und versuchen, eine Lösung zu finden, die dem 
Ganzen zugute kommt. 

2, Nach dem Gesetz über den Güterfernverkehr mit Kraftfahr¬ 
zeugen vom 26.6.1935 (RGBl. I S. 788) und der Durchführungs¬ 
verordnung vom 27.3.1936 (RGBl. I S. 320) bedarf jeder Unter¬ 
nehmer von Güterfernverkehr einer Genehmigung der höheren 
Verwaltungsbehörde. Vor der Entscheidung über den Antrag sind 
unter anderem auch die Industrie- und Handelskammern zu hören, 
die ein Gutachten über die nach § 7 des Gesetzes erforderlichen Vor¬ 
aussetzungen abzugeben habdn. Dazu gehört die Zuverlässigkeit 
des Antragstellers, die Sicherheit und Leistungsfähigkeit des. Be¬ 
triebes und ein volkswirtschaftliches Bedürfnis für die Vermehrung 
des vorhandenen Laderaums. 

Diese den Kammern zufallende Aufgabe gründet sich auf der 
wirtschaftsrechtlichen Ordnung des bekannten Kampfes zwischen 
Kraftwagen und Eisenbahn. Beide halben als Glieder des Wirtschafts¬ 
organismus die ihnen gebührende Stellung zugewiesen erhalten und 
die Kammern als Vertreterinnen der Gesamtwirtschaft geben mit 
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ihren Gutachten einen Beitrag zur Ausrichtung beider auf das Ge¬ 
samtwohl. 

§ 20. Die Tätigkeit der Industrie- und Handelskammern im 
Rahmen des Spinnstoffgesetzes. 

Nach § 1 der Vierten Durchführungsverordnung zum Spinnstoff¬ 
gesetz vom 5.7.1938 (iRGBl. I S. 833) erteilen die Industrie- und 
Handelskammern im Namen des Reichswirtschäftsministers die nach 
§ 13 und 14 des Spinnstoffgesetzes vom 6.12. 1935 (iRQBl. I S. 1411) 
vorgeschriebenen 'Einwilligungen. Die Kammern werden dabei in 
dreifacher Richtung tätig: Bei der Neuerrichtung, bei der Erweite¬ 
rung und bei einer Ausdehnung der Mehrstufigkeit 1 ). In das Ge¬ 
nehmigungsverfahren werden durch die Kammern in allen Fällen die 
Gliederungen der Organisation der gewerblichen Wirtschaft und der 
Gauwirtschaftsberater gutachtlich gehört. Soweit ein erhöhter Ver¬ 
brauch an Spinnstoffen durch diese Genehmigung bedingt ist, sind 
außerdem die zuständigen überwachungsstellen vorher um Stel¬ 
lungnahme anzugehen. 

Gemäß einem Erlaß des Reichswirtschaftsministers vom 22.7. 
1938 gelten die Kammern hinsichtlich dieser Tätigkeit als auslkunfts- 
berechtigte Stellen im Sinne der Verordnung über Auskunftspflicht 
vom 13.7.1923 (iRGBl. I S.723). Sie können daher jede ihnen 
erforderlich erscheinende Einsicht in den Betrieb und die Buchfüh¬ 
rung 'des betreffenden Unternehmens verlangen. 

Mit dieser Regelung sind auf dem Gebiete der Kammerbetätigung 
neue Wege beschritten worden. Die Industrie- und Handelskam¬ 
mern, die bisher lediglich als gutachtenerteilende Stelle in Geneh-. 
migungsverfahren verschiedenster Art eingeschalten waren, erteilen 
nun selbst im Namen des Ministers eine Genehmigung. Diese Tat¬ 
sache gewinnt Bedeutung bei der Frage nach der Behörden ei gen- 
Schaft der Industrie- und Handelskammern und bedeutet einen wei¬ 
teren Schritt auf dem Wege zu ihrer Anerkennung als öffentliche 
Körperschaften mit 1h a 1 b b e h ö r d 1 i c h e m Charakter. 


1) Vgl. im einzelnen dazu: die Sperrvorschriften des Spinnstoffge¬ 
setzes, Textilzeitung 1938 Nr. 154—166. 
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(Beachtenswert ist ferner die in diesem Rahmen den Kammern 
zugeibilligte Berechtigung Auskünfte im Sinne der Verordnung über 
Auskunftspflicht zu verlangen. Das pr. Gesetz über die Industrie- 
und Handelskammern enthält eine allgemeine derartige Bestim¬ 
mung bisher noch nicht. Die 'künftige Neufassung des Gesetzes wird 
hoffentlich auch diesem Gedanken Rechnung tragen, denn es ist 
letzten Endes bei der verantwortungsreichen Tätigkeit einer Kammer 
nicht angängig, daß diese hinsichtlich notwendiger Auskünfte auf 
den guten Willen der betreffenden Unternehmen angewiesen ist. 

§ 21. Die Tätigkeit der Industrie- und Handelskammern auf 
dem Gebiete der Wirtschaftspolitik. 

Die Aufgabe der Wahrnehmung und Förderung der allgemeinen 
Interessen von 'Handel und Industrie bringt die Industrie- und Han¬ 
delskammern mit vielen Maßnahmen der Gesetzgebung und Ver¬ 
waltung in Verbindung und zwingt sie zur Stellungnahme 1 ). Dabei 
werden die Industrie- und Handelskammern entweder von den amt¬ 
lichen Stellen um Rat oder Stellungnahme angegangen, oder sie tre¬ 
ten selbst kraft ihrer guten Kenntnis der wirtschaftfieben Lage mit 
Wünschen hervor. Beispielsweise arbeiteten sie mit an dem Zu¬ 
standekommen des allgemeinen deutschen Handelsgesetzbuches von 
1861, der Konkursordnung und der Wechselordnung, bei der Ver¬ 
einheitlichung des Geld-, Maß- und Gewichtswesens, bei der Um- 
\ gestaltung des Bürgerlichen' Gesetzbuches, bei der Schöpfung des 
’ neuen Handelsgesetzbuches und damit vor allem der Regelung des 
Aktienrechts, ferner bei der Ausbildung des Gewerbe- und Arbeits¬ 
rechts, der Privat- und Sozialversicherung. Weiterhin wirkten sie 
mit bei der sehnlichst erwarteten Einsetzung der Handelsgerichte, 
!bei Gesetzen des Verkehrs (Eisenbahnverkehrsordnung, Postord- 
; nung, Binnenschiffahrtsgesetz, Fernsprechgdbührenordnung), hei der 
i Vereinheitlichung des Wasserrechts, vor allem, aber auch bei Maß¬ 
nahmen zum Schutze des Einzelhandels (Erhöhung der Wander¬ 
lagersteuer, Besteuerung der Warenhäuser und Beseitigung der Kon- 

1) Vgl. dazu die Arbeiten der kaufmännischen Korporationen auf 
diesem Gebiet s. Festschr. 1920 ..Die Korporation der Kaufmannschaft 
von Berlin“ S. 258. 
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sumvereine). Ferner galt ihre Arbeit der Schaffung des Gesetzes 
über den unlauteren Wettbewerb und der Gesetze über den Schutz 
des gewerblichen -Eigentums, der Schaffung des Patentschutzes, des 
ßörsengesetzes, des Hypothekenbank-, Scheck-, Bank-, Versiche¬ 
rungsvertragsgesetzes. 

Die Bearbeitung allgemeiner rechtspolitischer Fragen hat in letzter 
Zeit infolge Einsetzens der Arbeiten der Akademie für deutsches 
•Recht einen gewissen Rückgang erfahren. Jedoch wurden audi hier 
die Kammern verschiedentlich 'herangezogen, so beispielsweise zur 
Mitarbeit an der beabsichtigten internationalen Regelung des Kauf¬ 
rechts, an der Möglichkeit einer Eintragung von Handwerksbetrie¬ 
ben ins Handelsregister, an der Änderung des Vollstreckungsrechts 
und an der Neugestaltung des gesamten Gesellschaftsrechts. 

Da die Kammern als öffentlich-rechtliche Berufsvertretungen und 
als Vertreter der Gesamtwirtschaft die nötige Unabhängigkeit und 
Sachkunde besitzen, hat man sie im übrigen bei allen Gesetzen die 
sich mit der Wirtschaft irgendwie berühren, um Stellungnahme an¬ 
gegangen. 

§ 22. Die Industrie-, und Handelskammern als Träger der Börsen. 

Hervorragenden Anteil haben die Kammern an der Schaffung und 
Weiterbildung der Börsen, wie es sich aus der Tatsache ergibt,, daß 
die rechtliche und finanzielle Verwaltung derselben -ganz oder teil¬ 
weise in ihre Hand gelegt ist. So ernennt beispielsweise die Kammer 
die Börsenvorstände der Wertpapier- und Getreidegroßmarktbörse, 
aus denen sich der Gesamtvorstand der Börse zusammensetzt; sie 
beruft weiterhin aus der Mitte des Börsenvorstandes den 'Börsen - 
Präsidenten und den Vorsitzenden der Abteilung Großmarkt. Aus 
dem Kreise der Mitglieder des Vorstandes und des Beirates der 
Kammer ernennt die Kammer das Börsenehrengericht, sowie die 
Mitglieder der Zulassungsstelle und deren Vorsitzenden und Stell¬ 
vertreter. Nach Maßgabe ihrer Satzung steht der Industrie- und 
Handelskammer die finanzielle Verwaltung der Börse zu und sie 
beruft die notwendigen geschäftsführenden 'Beamten. 

‘Nach § 1 Absatz 1 des Börsengesetzes vom 22.6.18% ('RGBl. I 
S. 157) in Verbindung mit der Verordnung über Börsen-, Hypothe¬ 
kenbank- und Schiffspfandbriefbankaufsicht vom 28.9.1934 (RGBl. 
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I S. 863) übt der Reichswir t schaftsminister die Aufsicht über die 
Börsen aus und bann die unmittelbare Aufsicht über die Effekten-, 
Waren- und Schifferibörsen auf die Kammern übertragen. Da nur die 
unmittelbare Aufsicht übertragen wird, behält sich der Staat die mit¬ 
telbare vor und kann somit über die Tätigkeit der Kammern wachen 
und notfalls ihnen Anweisungen geben. 

Die Börsenaufsicht wird von den Industrie- und Handelskammern 
unter Berücksichtigung der Wirtschaftsinteressen ihres Bezirks zu 
Nutzen und Wähle der Gesamtheit ausgeübt. 

§ 23. Allgemeines. 

Ober die geschilderten Aufgaben (hinaus betätigen sich die Indu 
strie- und Handelskammern vielfach in der Förderung der allgemei¬ 
nen Kultur 1 ). Sie legten den Grundstein zum Volkshochschulwesen, 
richteten akademische Kurse für Wirtschaftswissenschaft und solche 
allgemein bildender Art ein. 

Vielfältig sind die Allbeiten der Kammern auch dort, wo es sich 
nicht um ausgesprochene Kammerinteressen sondern um Interessen 
der Gesamtheit handelt. Sie unterstützen Museen und Theater, d>e 
Kunst durch Erteilung von Aufträgen, sie unterhalten Bibliotheken 
und 'beteiligen sich an Forschungsinstituten. 

Genannt seien weiterhin die Leistungen der Industrie- und Han¬ 
delskammern für das Deutschtum im Auslande, ihre Mitarbeit im 
Deutschen- Schutzbund, im Saarverein, in den Organisationen zur 
Bekämpfung der Kriegsschuldlüge, ihre Verdienste bei der Organi¬ 
sierung des Grenzschutzes und dergl. 

Von den Behörden und sonstigen Stellen werden die Kammern 
in umfangreichem Maße zu den verschiedensten Fragen gehört. 
Nachstehend dazu einige Beispiele. 

In geeigneten Fällen wenden sich die Gewerbeaufsichtsämter vor 
Erteilung von Genehmigungen zur Sonntagsarbeit an die Kammer. 

Auf Grund des 'Erlasses des Präsidenten der Reichsanstalt vom 
15.5.38 zur Anordnung zur Änderung der Anordnung über die 
Verteilung von Arbeitskräften vom 1.3.38 arbeiten die Kammern 
mit der 'Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver- 


1) Freymark. DWZ 1926 S. 782. 
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sicherumg insbesondere mit den Arbeitsämtern bei der Einstellung 
von Lehrlingen zusammen 2 ). 

Nach Anhörung der Kammer .werden die Teilnehmer für die 
Reichssdmlungslehrgänge des wirtschafts- und sozia'politisdien Er- 
ziahungs Werkes der deutschen Jugend die von der Reichsjngendfüh- 
rung veranstaltet wenden, benannt. ( ' 

Die Leiter der Marktordnungsbezirke der deutschen r orst- und 
Holzwirtschaft hören die Kammern gutachtlich vor Eiteilung einer 
Genehmigung zur Neuerrichtung, Erweiterung oder Wiederinbe¬ 
triebnahme von Holzbeanbeiter- und Verteilerbetrieben gemäß § 2 
der Verordnung vom 28.2. 38 (iRQBl. I S. 231). 

Zur Beurteilung von Freistellungsanträgen auf dem Gebiete der 
Reichsfluchtsteuer geben die Kammern den Finanzbehörden gegen¬ 
über ein Gutachten alb 3 ). 

Die Stadtverwaltungen wenden sich an die Kammern vor der Zu¬ 
lassung eines Gewerbetreibenden zur Entgegennahme von Bedarfs- 
dedcungsscheinan für Ehestandsdarlehen und Kinderbeilhilfen. Des¬ 
gleichen hören sie die Kammern vor Festsetzung der Berufsschulbei¬ 
träge sowie der Gewefbesteueibebesätze 4 ). 

Zu der Frage, ob nach § 8 der Familienunterhaltungsvorschriften 
vom 30. 3. 36 und Abschnitt 2 Ziffer 2 des Runderlasses der Reichs 
minister des Innern und der Finanzen vom 28.5. 37 5 ) Einberufe¬ 
nen die Unternehmer eines Gewerbebetriebes sind, eine Wirtschafts¬ 
beihilfe bewilligt werden kann, äußern sich die Kammern auf Er¬ 
suchen der Fürsorgeverbände gutachtlich. 

Den verschiedensten Stellen teilen die Kammern auf Anfrage mit, 
ob ein Unternehmen als arisch anzusehen ist. 

Wichtig ist auch die Mitwirkung der Kammer gemäß der Anord¬ 
nung auf Grund der Verordnung über die Anmeldung des. Vermö¬ 
gens von Juden vom 26.4. 1938 (RGBl. I S. 415) und der Durch¬ 
führungsverordnung vom 5.7.1938 bei der Überführung jüdischer 
Unternehmen in arische Hand, wobei die Kammern von den Ver¬ 
waltungsbehörden vor Erteilung einer entsprechenden Genehmigung 

2) s Schrb. der Reichswirtschaftskammer vom 15.9. 38. 

3) Haase DWZ 1938 S. 1159. 

4) Schrb. der Arbeitsgemeinschaft der I. u. Hkn. v. 14. 5. 58. 

5) MiBliVerw. 1937 Nr. 22. 
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gutachtlich gehört werden. Auf dem gleichen 'Gebiete wirken sie mit 
bei Anlegung des Verzeichnisses der jüdischen Gewerbebetriebe und 
im Beschwerdeverfahren nach der Dritten Durchführungsverordnung 
zum Reichsbürgergesetz 6 ). 

Desgleichen sind die Kammern in das Genehmigungsverfahren auf 
Grund der Anordnung über ein Verbot der Errichtung von Abbruch- 
und Abwradcunternehmen vom 17.8.38 eingeschaltet 7 ). 

Zu erwähnen wäre beispielsweise noch die Zusammenarbeit der 
Kammern mit der Kreisibauemschaft (Neuerrichtung von Betrieben 
zur Herstellung von Backwaren, Errichtung von Biergroßverteiler¬ 
betrieben), mit den Dienststellen der Partei (Amt für Handel und 
Handwerk, Kreiswirtschaftslberater), mit der Heeresverwaltung (Be¬ 
nennung von Herstellungsfinnen), mit dem Landesfremdeniverkehrs- 
verband und mit Konsulaten. 

Alles Erwähnte zeigt, daß die Kammern nicht nur für Industrie 
und Handel zu .fruchtbarer Arbeit berufen sind, sondern daß sie 
darüber hinaus der Gesamtheit wertvolle Dienste leisten. 

Auf sozialem Gebiet ist die Wohltätigkeit von den Kammern 
immer gepflegt worden. Sie richteten die später aufgehobenen Stel¬ 
lennachweise ein, schufen Unterstützungskassen für verarmte Kauf¬ 
leute und Erholungsheime, sie beteiligten sich an gemeinnützigen 
Wohlfahrtseinrichtungen, wie z. B. an der Gesellschaft zur Rettung 
Schifilbrüchiger, deren Leitung sogar oft in den Händen der Kam ¬ 
mern liegt, an der allgemeinen deutschen Notgemeinschaft, dem 
Volksopfer und zahlreichen Stiftungen 8 ). 

'In früherer Zeit traten die Kammern ein für Aibeiterschutz und 
Minderung oder Abschaffung der Frauen- und Kinderarbeit, sowie 
Ausbau der Aiibeiterversicherung 9 ). 

Ferner entsandten die Kammern vordem Vertreter in verschie¬ 
dene landes- und reichsamtliche Kollegien z. B. in das Auswärtige 
Amt, Statistische Amt oder in das Reichsversicherungsamt 10 ). 


6) Mi BliVerw. 1938 Sp. 1152. 

7) Reichsanz. 1938 Nr. 191. 

8) Hilland S. 135. 

9) Württemb. Festschrift S. 118. 

10) Württemb. Festschrift S. 36. 
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Außerdem halben sich die Kammern eine 'Fülle von Einzelaufga¬ 
ben .gestellt. Am nennenswertesten ist ‘hierbei das Veröffentlichungs¬ 
wesen der Kammern. An erster Stelle steht die Erstattung von Jah¬ 
resberichten über den Gang von Handel, Industrie und Schiffahrt, 
sowie die vierteljährlichen Stimmungsberichte über die wirtschaft¬ 
liche Lage, welche den Zweck verfolgen, die (Behörden über den 
jeweiligen Stand und die Auswirkungen von Gesetz- und Verwal¬ 
tungsmaßnahmen zu unterrichten (§ 39 pr. HilcGes.). Einzelne Kam¬ 
mern oder mehrere gemeinsam geben Zeitschriften heraus, in denen 
wichtige wirtschaftliche Tagesfragen, wirtschaftliche Aufsätze, Be¬ 
richte der Industrie- und Handelskammern über Beiratssitzungen, 
Jahresberichte, statistisches. Material u.dergl. behandelt werden 11 ). 
An statistischen Wirtschaftsjahrbüchern haben die Kammern eben¬ 
falls hervorragenden Anteil. Neben Schriften, die wirtschaftliche Pro¬ 
bleme behandeln und nicht periodisch erscheinen, sind vor allem die 
Festschriften der Industrie- und Handelskammern anläßlich von 
Jahrhundertfeiern usw. zu erwähnen. In ihnen ist alles zusammen¬ 
getragen, was das Handelskammerwacen überhaupt betrifft und sie 
sind eine Fundgrube für Wirtschaftsbräuche und Wirtschaftsfragen 
des letzten Jahrhunderts; 

Beachtung verdient schließlich . noch die Wahrnehmung der allge¬ 
meinen Wehrwirtschaftslbelange durch die Kammern. 

Abschließend ist der vielfältigen Einzelfälle zu gedenken, in de¬ 
nen die I ndusfcrse- •und Handelskammern ZXI3T1 VC^’Ollix der Gesamtheit 
mit Rat und Tat eingegriffen halben. Dabei 'sind zu nennen die 
Schaffung und Unterstützung von Rundfunkgesellschaften, die außer¬ 
ordentlich wichtige und erfolgreiche Arbeit der Kammern im Messe 
wesen, wo sie enge Verbindung mit den Messeämtem halten, so¬ 
wie die Fälle, wo sie sich der Gesamtwirtschäft ihres Bezirks ange¬ 
nommen. haben 12 ). 


11) Most 1927 S. 95. 

12) Hinzuweisen ist hier auf die Südostausstellung — heute Messe — 
zu Breslau, die den wirtschaftlichen Verkehr mit den Südoststaaten Eu¬ 
ropas fördern soll und deren Bedeutung für das ganze Reich voll aner¬ 
kannt wird. Sie verdankt ihre Entstehung der Kammer Breslau. 
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1 2. Kapitel. 

Die Betätigung der Industrie- und Handels¬ 
kammern im Dienste der kaufmännischen 
St a nde sgem ein s cha f t. 

§ 24. Das kaufmännische und industrielle Berufsausbildungswesen. 

Auf dem Geibiete der kaufmännischen und industriellen Berufs- 
i auäbildung halben die Kammern bevor diese 'Frage ihre heutige 
; öffentliche Bedeutung erlangte, alles getan, was getan werden 
l konnte. Ihre Arbeit verdient dabei umsomehr Beachtung, als sie sich 
auf keinerlei Anwendung von Zwangsmitteln stützte und dadurch 
stark 'gehemmt war. Sie hatte aber trotzdem große Erfolge zu ver¬ 
zeichnen. So betrachteten beispielsweise die Kammern die Schaf¬ 
fung von Fortbildungsschulen als notwendige Kulturaufgabe und 
gingen an ihre praktische Lösung. Bereits 1930 bestanden an 30 
deutschen Kammern Prüfungseinrichtungen für den kaufmännischen 
Nachwuchs. 

I , Entsprechend den nationalsozialistischen Grundsätzen 'über die 
sitaatspolitische Schulung der Jugend und die Erziehung zu ihren 
künftigen Aufgaben, rückte die Berufserziehung in den Brennpunkt 
des öffentlichen Interesses. Außerdem verlangen die hohen wirt¬ 
schaftlichen Anforderungen unserer Zeit eine besonders sorgfältige 
Auslese und Schulung des jungen Kaufmanns. 

Die Betätigung der Industrie- und Handelskammern auf dem Ge¬ 
biet der Berufsausbildung ist in den verschiedenen Kammergesetzen 
der Länder verankert. In Preußen gibt der § 36 den Industrie- und 
Handelskammern das Recht, Anstalten und Einrichtungen zur tech¬ 
nischen und geschäftlichen Ausbildung der kaufmännischen Lehr¬ 
linge und Gehilfen zu begründen und zu unterstützen. Die iKammem 
unterhielten dieser gesetzlichen Regelung gemäß Handelshochschu¬ 
len, Handelsschulen, Prüfungsämter für Stenographie usw. 

Iihr besonderes Augenmerk gilt der Ausbildung von Kaufmanns¬ 
gehilfen und Industriefacharbeitern. 

1. In immer steigendem Maße werden von den Kammern kauf- 

I männische Gehilfenprüfungen albgehalten. Sie haben den Zweck, 
einen Nachwuchs von tüchtigen und ehrlichen Kaufleuten heranzu¬ 
ziehen., die an ihrem Platz die Aufgaben erfüllen sollen, welche die 
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Gesamtheit an sie stellt. Insonderheit sollen diese Prüfungen das 
Bestreiben halben „dem kaufmännischen Nachwuchs eine umfassende 
und gründliche Ausbildung zu sichern und das Verantwortlichkeits- 
gefü'hl von Lehrlingen und Lehrherren zu vertiefen. Ihre Aufgabe ist 
es demgemäß festzustellen, 

ob die Prüflinge das Maß •kaufmännischen Allgemeinwissens und 
Fachwissens besitzen, das man von ihnen nach beendeter Lehr¬ 
zeit erwarten kann, 

ob der Prüfling am Schluß seiner Lehrzeit eine Vorstellung von 
dem Sinn und der Aufgabe kaufmännischer Betätigung — vor 
allem in ihrer Einordnung in die Gesamtwirtschaft und ihrer 
Funktion im 'Rahmen der Volksgemeinschaft — hat und Ob dem 
Prüfling demgemäß die Verpflichtung bewußt ist, die der ehr¬ 
bare Kaufmann gegenüber seinem Berufsstand, seinem Volke 
und seinem Vaterlande trägt" 1 ). 

Die Zulassung zur Kaufmannsgehilfenprüfung hat die Eintragung 
in die bei der Kammer geführte iLehrlingsrolle zur Voraussetzung. 

Was im einzelnen von dem Prüfling an Kenntnissen verlangt wird, 
bestimmt sich nach den Ausbildungsgrundsätzen, die unter .Berück¬ 
sichtigung des fachlich Erforderlichen als Bestandteil der Lehrver¬ 
träge erlassen sind. 

über das Bestehen der Prüfung wird von der Kammer ein Zeug¬ 
nis sowie ein Kaufmannsgchi]fenlbrief ausgestellt, 

•Daß gerade die Industrie- und 'Handelskammern diese Berufsaus¬ 
bildung entwickelt halben, liegt in ihrem Gharakter als Vertretungs¬ 
körperschaften der Gesamtwirtschaft begründet. Es ist in der Be¬ 
rufsausbildung neben der fachlichen Erziehung notwendig, dahin¬ 
gehend zu wirken, daß der junge Kaufmann über 9ein fachliches In¬ 
teresse hinaus den Blick für die Belange des überfachlichen, der 
Gesamtheit geschärft bekommt. .Dazu sind als Träger der kaufmän¬ 
nischen [Berufserziehung die Kammern am besten geeignet und sie 
arbeiten hierbei mit der Deutschen Arbeitsfront und der Hitler¬ 
jugend Hand in Hand. 

1) Hoch, die Kaufmannsgehilfenprüfungen der deutschen Industrie- 
u. Handelskammern 1936. Vergl. auch Hoch, die Kaufmannsgehilfen- 
prüfuixgen der dtsch. Industrie- u. Handelskammern 1938. 
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1: Seit mehreren Jahren werden außerdem von den Kammern 
Industrie-Facharbeiterprüfungen durchgeführt. Die landesrechtliche 
Grundlage bildet auch 'hier der § 38 pr. HkGes. Diese Prüfungen 
wurden früher aus eigener Initiative der Kammern aibgebalten. Heut 
stehen sie unter dem ausdrücklichen Schutze des Staates. Diese Fach¬ 
arbeiterprüfungen hatten lange Zeit nicht die gleiche Geltung wie 
die Gesellenprüfungen des Handwerks, jedoch wurde die Frage spä¬ 
ter dahin geklärt, daß industrielle Facharbeiter, soweit sie in der 
Industrie eine ordnungsgemäße 'Berufsausbildung erhalten und diese 
durch Ablegung einer Facharbeiterprüfung nachgewiesen hüben, zur 
Meisterprüfung zugelassen werden 2 ). 

Von besonderer Wichtigkeit ist die Vereinbarung der Arbeitsge¬ 
meinschaft der deutschen Industrie- und Handelskammern und der 
Reichsgruppe Industrie vom 15.7.1935, durch die die Zusammen¬ 
arbeit in der Lehrlingsausbildung und -prüfung ins Auge gefaßt 
wird. 

Um der kaufmännischen und industriellen 'Lehrlingsausbildung 
ihre besondere Aufmerksamkeit widmen zu können, sind die Kam¬ 
mern dazu übergegangen, die Lehrlingseinstellung planmäßig zu re¬ 
geln und sie haben zu diesem Zweck mit den maßgebenden Dienst¬ 
stellen entsprechende Abmachungen getroffen 3 * 5 ). Bei Neueinstellung 
ist ein Lehrvertragsmuster zu benutzen und jeder 'Lehrherr ist ver¬ 
pflichtet, jeden neu zur Einstellung gelangenden Lehrling zur Lehr- 
lingsrolle 3a ) der Industrie- u. Handelskammern anzumelden (worauf 
für die Zeit der Airsbildung von der Kammer den Lehrlingen, die 
im Einzelhandel lernen, ein Lehrheft ausgestellt wird). Durch die 
Lehrlingsrolle wird eine Registrierung aller Lehrverhültnisse erreicht 
und die Kammern können gegebenenfalls den Arbeitsgerichten und 
den Vormundschaftsgerichten in geeigneten Fällen sichere Auskunft 
geben. Auf der anderen Seite gibt diese Zusammenstellung den 
Kammern, einen Überblick über die Zahl der Lehrlinge und den An- 

2) s. Stier, die Industrie-Facharbeiter- u. Gehiifenprüfungen der 

dtsch. Industrie- und Handelskammern 1938, Berlin 1938. Vergl. ins¬ 
besondere 7.u dieser Gleichstellung das Schreiben der Arbeitsgemein¬ 

schaft der I. u. Hkn. v. 4. 7. 38. 

5) Über die Genehmigung der Lehrlingseinstellung s. o. § 23. 

3a) Durch Erlaß desRWiM vom 23. XII. i938 ist nunmehr eine 
reichseinheitliche Lehrlingsrolle eingeführt worden. 
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teil der einzelnen Geschäfts- oder Industriezweige an der Lehrlings¬ 
ausbildung, ermöglicht also' den Kammern eine eingehende Berufs¬ 
beratung und schafft ihnen Hinweise auf etwa zu ergreifende Maß¬ 
nahmen. 

Was die Organisation der Prüfung anlangt, so ist für einen Kam- 
meibezirk in der Regel je ein Prüfungsamt für Kaufmannsgehilfen 
und Industriefacharbeiter gebildet mit der Aufgabe, die Prüfungs¬ 
ausschüsse für die verschiedenen Berufe zu bestellen, die Durchfüh¬ 
rung der Prüfungen zu überwachen und für eine einheitliche Aus¬ 
wertung Sorge zu tragen. 

In dieser Berufsausbildung arbeiten die Kammern mit den ver¬ 
schiedensten Organisationen zusammen. So werden z.ß. die Arbeits¬ 
ämter als Gäste zu den Facharbeiter- und Kaufmannsgehilfenprü- 
fungen geladen und wirken bei der Lehrstellenvermittlung mit, ins¬ 
besondere arbeiten die Kammern mit den Arbeitsämtern hinsichtlich 
der ‘Einstellung von Lehrlingen auf Grund des Erlasses des Präsi¬ 
denten der Reichsanstalt vom 15.5.1938 zusammen 4 ). ‘Neben der 
DAiF und HJ werden außerdem zu der Auswahl geeigneter Prüfer 
für die erwähnten Prüfungen die Wirtschafe- und Fachgruppen, die 
Berufs- und Handelsschulen u.a. heran gezogen 5 ). 

Viele Kammern verwalten und unterstützen nebenbei kaufmän¬ 
nische Fortbildungsschulen, sind an ihrer Finanzverwaltung beteiligt, 
oder entsenden Vertreter in Vorstand und Beirat. Darüber hinaus 
sind von den Kammern Fachschulen der verschiedensten Art ge¬ 
schaffen worden 6 ), so z.ß. Gewerbe-, Kunstgewerbe -, Textil-, Web-, 
Wirk-, Strickschulen, Schiffer-, Maschinisten- und Heizerschulen, 
Schreibmaschinen- und Schneiderinnenschulen. Gleichzeitig mit die¬ 
ser Erziehung von Lehrlingen und Gehilfen haben die Kammern, 
um' ihren Maßnahmen Erfolg auf der. ganzen Linie zu sichern, Fort¬ 
bildungsschulen für IBetriebsführer errichtet (Hannover, Hildesheim). 
In ihnen wird den Betriebsführem nicht nur eine Erweiterung ihrer 
Sachkunde vermittelt, sondern sie werden geschult, über ihren Be¬ 
trieb hinaus das Ganze zu sehen und so zu ‘handeln, wie es ihrer 
verantwortlichen Stellung in der Gemeinschaft entspricht. 

4) s. Schreiben der Reichswirtschaftskammer vom 15. 9. 38. 

5) Helfrich, DWZ 1936 S. 105 

6) Wendtland, DWZ 1925 S. 405. 
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Die Förderung des kaufmännischen Nachwuchses hatten verschie¬ 
dene Industrie- und Handelskammern (Leipzig, iKöiln, Frankfurt 
a.M.) im Auge als sie ihre Handelshochschulen ins Leben riefen, 
die heute zum Teil selbständig, zum Teil als Wirtschafts- und So¬ 
li zialwissenschaftliche Fakultäten den Universitäten eingegliedert sind. 
! Auch an der Einriditung und dem Ausbau der Technischen Hoch¬ 
schulen sind die .Kammern in hohem. Maße beteiligt. So kam die 
! Gründung der Technischen Hochschule zu iBreslau nur dadurch zu¬ 
stande, daß durch Bemühungen der Kammern große Beträge der 
oberschlesischen Industrie für den Bau flüssig gemacht wurden 7 ). 

§25. Die Ehrengerichtsordnung der deutschen Wirtschaft. 

Der Begriff der Ehre spielte in der (Rechtsordnung der liberali- 
stischen Zeit eine bescheidene Rolle. Der Nationalsozialismus hin¬ 
gegen geht davon aus, daß die Ehre den obersten aller Werte und 
die Grundlage für alle Rechtsemeuerung darstellt. Als Rechtswert 
und Maßstab positiver Rechtspflichten ist die Ehre verankert im 
Gesetz zur Ordnung der nationalen Arbeit als soziale Ehre, im 
Reichsekbhofgesetz, in der Verordnung über den vorläufigen Auf¬ 
bau des Handwerks, im Schriftfeitergesetz und neuerdings in der 
Ehrengerichtsordnung der gewerblichen Wirtschaft als (Berufsehre. 

Durch 'Erlaß des Reich Wirtschaftsministers vom 20. 1. 1937 1 ) ist 
die Ehrengeriditsordnung der gewerblichen Wirtschaft in Kraft ge¬ 
setzt worden. Sie knüpft an an die Erfahrungen der bisher bei den 
Industrie- und Handelskammern auf freiwilliger Grundlage errich¬ 
teten 'Ehrengerichte. Die von den Kammern geschaffene Bhrenge- 
richtsbarkeit hatte den Zweck, die Grundsätze eines ordentlichen 
Kaufmanns aufrechtzuerhalten und durchzusetzen sowie Handlun¬ 
gen und Unterlassungen zu ahnden, die mit der 'kaufmännischen 
Ehre nicht vereinbar sind. Dabei wurden nur wirklich ernste und 
schwerwiegende Verstöße gegen die kaufmännische Standesehre vor 
das Ehrengericht gezogen. Bagatellsachen, Angelegenheiten, die zur 
Zuständigkeit der ordentlichen Straf- oder Zivilgerichte gehörten, 
Isowie Handlungen, für die das Einigungsamt für Wettbewerbsstrei- 


7) Breslauer Festschrift 1924 S. 184. 
1) Reichsanzeiger 1937 Nr. 23. 
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tigkeiten zuständig war, unterlagen nicht der Spruchtätigkeit der 
Kammern. Das Ehrengericht setzte sich zusammen aus dem Prä¬ 
sidenten der Kammer als Vorsitzenden und zwei von ihm zu er¬ 
nennenden Mitgliedern. Der Spruch des Ehrengerichts konnte lau¬ 
ten auf Freispruch, Verwarnung, Verweis, Geldbuße sowie auf Aus¬ 
schluß von kaufmännischen Ehrenämtern. 

Die bei den Industrie- und Handelskammern auf freiwilliger 
Grundlage geschaffenen Ehrengerichte fallen nun weg. Die gesetz¬ 
liche Regelung der kaufmännischen Ehren gerichtslbarkeit entspricht 
nationalsozialistischen Grundsätzen, jedoch hatte man, um alle in 
der Wirtschaft Tätigen erfassen zu können, mit der Verwirklichung 
bis zur endgültigen Organisation der Wirtschaft gewartet. 

Die 'Ehrengerichtsordnung wird als Bestandteil in die Satzungen 
der Gliederungen der gewerblichen Wirtschaft aufgenommen. Dem 
System der Generalklausel folgend, (bestimmt die lEhrengerichts- 
ordnumg in § 1 Ziffer 1: „Unternehmer und gesetzliche Vertreter 
von Unternehmungen, die der Organisation der gewerblichen Wirt¬ 
schaft angeboren, haben die Pflicht, in ihrer wirtschaftlichen Tätig¬ 
keit Anstand und Sitte des ehrbaren Unternehmers zu währen und 
sich durch .ihr Verhalten der Achtung würdig zu zeigen, die der Be¬ 
ruf und die Zugehörigkeit zur Organisation der gewerblichen Wirt¬ 
schaft erfordern:" Es können sich je’doch dem Ehrengerichts verfah¬ 
ren auch sonstige, in verantwortlicher Stellung bei gewerblichen Un¬ 
ternehmungen tätige Personen sowie Geschäftsführer von Kammern, 
Gruppen und Verbänden, die nicht (Beamte sind, unterwerfen. Als 
erstinstanzliche Gerichte entscheiden von nun an die bei den Wirt¬ 
schaftskammern eingerichteten Ehrengerichte in der 'Besetzung von 
einem zusm Richteramt befähigten Vorsitzenden und zwei Beisitzern 
aus der Wirtschaft. Für das Verfahren gelten im wesentlichen die 
Bestimmungen der Strafprozeßordnung; es zerfällt in ein Vorver¬ 
fahren, in 'dem. die Stichhaltigkeit der eingehenden Anzeigen ge¬ 
prüft wird und in das eigentliche Ehrengerichtsverfahren, das mit 
Freispruch, Einstellung oder Verurteilung endet. An Strafen sind 
vorgesehen Warnung, Verweis, Geldbuße und zeitweise oder dau¬ 
ernde Aberkennung der Fähigkeit, Ämter in der Organisation, in 
der gewerblichen Wirtschaft oder des Verkehrs zu bekleiden. Bei 
den Geldbußen hat man den Gedanken des Entwurfs eines neuen 
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Strafgesetzbuchs angewandt,' indem man Tagesbußen festgesetzt 
hat, die sich nach den besonderen wirtschaftlichen und persönlichen 
Verhältnissen'des Täters richten. Gegen-die Entscheidung des.Ehren¬ 
gerichts ist unter bestimmten Voraussetzungen Berufung an den 
Ehrengerichtshof der deutschen Wirtschaft bei der Reichswirtschafts¬ 
kammer möglich, der in einer Besetzung von einem Vorsitzenden 
und vier Beisitzern entscheidet. 

Eine Konkurrenz zu den ordentlichen Gerichten und den beste¬ 
henden Partei- und Ehrengerichten ist durch die Bestimmungen der 
Ehrengerichtsordnung ausgeschlossen. 

Durch diese Ehrengerichtsbarkeit ist die Handhabe gegeben, Ele¬ 
mente, die in einen ehrbaren kaufmännischen Berufsstand nicht ge¬ 
hören und Schädlinge für die Allgemeinheit sind, zur Rechenschaft 
zu ziehen 2 ). 

§ 26. Die Einigungsämter für Wettbewerbsstreitigkeiten. 

Zunehmender Beliebtheit erfreuen sich in Wirtschaftskreisen die 
Einigungsämter für Wettbewerbsstreitigkeiten. Zu unterscheiden sind 
die freiwilligen Einigungsämter von den gesetzlichen. Die ersteren 
nennt man .freiwillig, weil sie aus eigener Initiative der Kammern 
entstanden sind. Sie finden ihre Grundlage lediglich in § 1 des pr. 
HkGes. Sie treten in Tätigkeit, wenn die Parteien sie in Anspruch 
nehmen wollen. Prozeß rech dich ähnelt das Verfahren dem schieds¬ 
richterlichen des 10. Buches der Zivilprozeßordnung. Eine einheit¬ 
liche Regelung fehlt, jedoch gleichen sich die Bestimmungen in den 
einzelnen Satzungen. Zweck dieser Einigungsämter ist die gütliche 
Erledigung von Streitigkeiten und Meinungsverschiedenheiten auf 
dem Gebiete des unlauteren Wettbewerbs. Sie entscheiden unter 
Aufschluß des Rechtsweges, in der Besetzung von einem Syndikus 
der Kammer als Vorsitzenden und je nach 'Bedeutung der Ange¬ 
legenheit zwei bis vier Beisitzern. Kommt eine gütliche Regelung 
nicht zustande, so kann auf Antrag ein Schiedsspruch erlassen wer¬ 
den, der mit Gründen zu versehen ist. 


2 ) Baetzgen, Die Ehrengerichtsbarkeit der gewerblichen Wirtschaft, 
MinBl. für W. 1937 S. 63 ff. 
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Die gesetzlichen Einigungsämter, die mit Zwangsbefugnissen aus¬ 
gestattet sind, ‘haben zur 'Rechtsgrundlage den § 27 a des Gesetzes 
gegen den unlauteren Wettbewerb vom 7.6.1909 (RGBl. I S. 499, 
1925 I 'S. 115), der durch die Verordnung des Reichspräsidenten zum 
Schutze der Wirtschaft vom 9. 3.1932 (RGBl I S. 121) eingefügt 
wurde. In Verbindung mit der pr. Verordnung über Einigungsämter 
für Wettbewerbsstreitigkeiten vom 16.7.1932 (GS. S.249) konnten 
demnach Einigungsämter bei Kammern oder ihren Zwerckverbän- 
den errichtet werden. Nach Wegfall dieser Zweckverbände ist eine 
endgültige Regelung noch nicht getroffen. Die Einigungsämter blei¬ 
ben entweder bei der Kammer, die bisher Sitz der Zweckverbands¬ 
geschäftsführung war, bestehen oder werden auf Wunsch von den 
einzelnen Kammern übernommen. Jedoch ist anzunehmen, daß 
der bisherige Zustand erhalten bleibt. 

Die amtlichen Berufsvertretungen von Industrie, Handel und 
Handwerk, insbesondere die 'Industrie- und Handelskammern, sind 
deshalb zu Trägem dieser Eimgungsämter gemacht worden, weil 
ihnen wertvolles zur Behebung dieser Wettbewerbsstreitigkeiten er¬ 
forderliches Erfahrungsmaterial zur Verfügung steht und sie außer¬ 
dem von je die Auswüchse im WettbewerbsVesen bekämpft halben. 

Die Einigungsämter sind zuständig für streitige Wettbewerbs¬ 
handlungen im Einzelverkauf an den letzten Verbraucher, ferner im 
Falle des § 13 UWG und bei Verstößen gegen die Zugabeverord- 
nung (§ 2 des Gesetzes über Zugabewesen vom 12. 5.1933, RGBl. 
I S. 264) und das Rabattgesetz (§ 13 des Gesetzes vom 25.11.1933, 
RGBl. IS. 1011). 

Die Einigungsämter sind besetzt mit einem zum Richteramt be¬ 
fähigten Vorsitzenden und mindestens zwei Gewerbetreibenden als 
Beisitzer. Ihre Aufgabe besteht in der Herbeiführung eines gütlichen 
Vergleichs, bei dessen Scheitern nach eigenem Ermessen auch ein 
gutachtlicher Spruch gefällt werden kann. Im Einverständnis beider 
Parteien können sie unter Ausschluß des Rechtsweges endgültig ent¬ 
scheiden. Die lEinigungsämter verfolgen in ihrer Tätigkeit eine wirt- 
schäftspolitisdie Zielrichtung: sie wollen im 'Interesse der Gesarmt- 
wirtsdiaft die Parteien zu lauteren Wettbewerbssitten erziehen. Die 
Kammern als Vertreterinnen der Gesamtwirtschaft ihres Bezirks wer¬ 
den bei Abschluß eines Vergleichs nicht allein die streitenden Pär- 
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teien berücksichtigen, sondern immer daran denken, die einheitliche 
Gestaltung einer ehrenhaften Wirtschaftswerbung herbeizuführen. 
Die lEinigungsämter besitzen gegenüber den ordentlichen Gerichten 
mancherlei Vorteile, vor allem deshalb, weil das Verfahren vor ihnen 
außerordentlich schnell abgewickelt werden kann, die Verfahrens¬ 
kosten gering sind und die Besetzung mit erfahrenen Sachkennern 
die Gewähr für eine den Schwierigkeiten der Wirtschaftswerbung 
gerecht werdende Entscheidung bietet. Zudem liegt ihr Wert darin, 
daß Wettbewerbsstreitigkeiten vor sie gezogen werden können, die 
im allgemeinen nicht zum Gegenstand einer Klage vor den ordent¬ 
lichen Gerichten zu machen sind 1 ). 

§ 27. Die Kontrolle über Ausverkäufe. 

Auf Grund des § 7 Absatz 3 des Gesetzes gegen den unlauteren 
Wettbewerb in der Fassung des 2. Teiles der Verordnung des 
Reichspräsidenten zum Schutze der Wirtschaft und des Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb vom 26. 
2, 1935 (RGBl. I S. 311) ist den Kämmern eine Kontrolle über Aus¬ 
verkäufe und ähnliche Veranstaltungen zugeibilligt worden. Ein Aus¬ 
verkauf, der seinen Grund in der Aufgabe des gesamten Geschäfts¬ 
betriebes, einer Zweigstelle oder einer einzelnen Warengattung hat, 
ist 14 Tage vor der Ankündigung der Industrie- und Handelskam¬ 
mer, in gewissen Fällen der Ortspolizeibehörde (wenn der Ort des 
Ausverkaufs nicht Sitz einer iKammer ist), anzuzeigen. (Diese An 
zeige, die u. a. Firma und Ort der gewerblichen Niederlassung sowie 
ein übersichtlich geordnetes Verzeichnis der auszuverkaufenden. Wa¬ 
ren enthalten muß, wird auf ihre Richtigkeit hin durch die von den 
Kammern bestellten Vertrauensmänner überprüft. 

Eine ähnliche Überwachung üben die Kammern auch über die 
Sommer- und Wintersch 1 ußverkaufe aus. 

In allen Fällen werden die Kammern als Vertreterinnen der Ge¬ 
samtwirtschaft tätig und können kraft ihrer Sachkunde und Unpar¬ 
teilichkeit Einzel- und Gemeininteresse in Erfolg versprechenden Ein¬ 
klang bringen. * 

1) Hammann, .Die Einigungsämter im Dienste der gewerblichen 
Wirtschaft, DWZ 1936 S. 1119. 



§ 28. Der Schutz des Einzelhandels. 

'Eine wichtige Rolle im Industrie- und Handelskammerwesen spielt 
das'Gebiet des Einzelhandels, und zwar deshalb, weil in den meisten 
Kammerbeziriken der Einzelhandel den größten Umfang einnimmt. 
Die früher zur Betreuung des Einzelhandels von den 'Kammern ge¬ 
bildeten Einzelhandelsausschüsse sind fortgefallen. An ihre Stelle 
tritt die durch § 3 des Abänderungsgesetzes vom 28. 12.1933 (GS. 
1934 S. 6) geschaffene Einzelhandelsivertretung (EHV). Die BHV 
stellt den Zusammenschluß aller Gewerbetreibenden, die weder im 
Handelsregister noch mit ihrem ganzen 'Betrieb in der •Handwerks¬ 
rolle eingetragen sind, dar. Das Tätigkeitsgebiet der 'EHV ist recht 
mannigfaltig. Sie haben einmal die Gesamtinteressen des Einzelhan¬ 
dels walhrzunehrnen und zum anderen zwischen allen Bestrebungen 
der zum Einzelhandel gehörenden Fachgruppen einen Ausgleich zu 
bewirken. Sehr umfangreich ist ihre Arbeit auf dem 'Gelbiete des un 
lauteren Wettbewerbs und des Zugabewesens, wie die 'BHV über 
haupt all ihre Kräfte für die Sicherung des bodenständigen Einzel¬ 
handels ein setzt. 

Außerdem werden die Kammern in großem Umfange bei der 
Durchführung des Gesetzes zum Schutze des Einzelhandels vom 12. 
5. 1933 (RGBl. I S. 262) tätig. Wie es sich aus seiner Präambel er¬ 
gibt, stellt dieses Gesetz eine rechtliche Ordnung des Einzelhandels 
dar, und zwar eine solche mit wirtschaftspolitischer Zielsetzung. In 
der Präambel heißt es: Das Gesetz ist geschaffen „zur Abwehr der 
dem Einzelhandel aus der gegenwärtigen wirtschaftlichen Not dro¬ 
henden Gefahr und zur Sicherung des Bestandes der mittelständi¬ 
schen Betriebe des Einzelhandels." Damit ist in einem: Teilgebiet eine 
wirtschaftliche Ordnung geschaffen worden, die den Sinn hat, dieses 
Teilgebiet planmäßig entsprechend den (Bedürfnissen der Gesamt¬ 
wirtschaft zu lenken. Nach diesem Gesetz sind die 'Errichtung, die 
Übernahme, die Verlegung und die Erweiterung einer Verkaufs¬ 
stelle genehmigungspflichtig. Vor der Erteilung der Genehmigung 
wird von der zuständigen Verwaltungsbehörde (Landrat, Oberbür¬ 
germeister) die amtliche 'Berufsvertretung gutachtlich gehört. Die 
Kammer nimmt dabei Stellung zu verschiedenen persönlichen Eigen¬ 
schaften des Antragstellers wie auch zu sachlichen (Bedingungen, die 
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für die Erteilung der Ausnahmegenehmigung erforderlich sind. An 
Hand ihres umfangreichen Erfährungsmaterials sowie auf Grund der 
von Fall zu Fall angestellten Ermittlungen prüft die Kammer die 
Sachkunde des Antragstellers. Erscheinen die kaufmännischen Kennt¬ 
nisse und Fähigkeiten nicht ausreichend zur Führung einer Ver¬ 
kaufsstelle, so' wird dem Antragsteller aufgegefben, eine Prüfung 
zum Nachweis seiner Sachkunde vor einer besonderen Sachverstän¬ 
digenkommission .der Industrie- und Handelskammer abzulegen. In 
diesen Sachkundeprüfungen hat man eine seit langem gewünschte 
Handhabe dem Einzelhandel nur solche Personen, zuzuführen, die 
charakterlich und fachlich ihren Beruf zu erfüllen vermögen. Die Prü¬ 
fungskommission besteht aus einem Beamten der Kammer äls Vor¬ 
sitzenden und zumeist zwei Beisitzern. An Kenntnissen soll der Prüf¬ 
ling über ein bestimmtes Durchschnittswissen eines Kaufmannsge¬ 
hilfen der betreffenden Branche verfügen 1 ). 

Allein die vorhandene Sachkunde des Antragstellers läßt die Kam¬ 
merden Antrag noch nicht befürworten. Neben der persönlichen Zu¬ 
verlässigkeit, die grundsätzlich von der Verwaltungsbehörde, die 
die Genehmigung erteilt, zu prüfen ist, spielt — außer im Falle der 
Übernahme — die Frage der außergewöhnlichen Übersetzung des 
Handelszweiges eine 'Rolle. Eine solche ist sehr schwer festzustellen; 
sie liegt insbesondere dann vor, wenn der gesamte Handelszweig 
der in Betracht kommenden Gegend durch die Neueröffnung einer 
Verkaufsstelle notleidend werden würde und deshalb im allgemei¬ 
nen Interesse das Hinzukommen einer neuen Verkaufsstelle nicht 
mehr verantwortet werden kann. Die Praxis bat gezeigt, daß eine 
außergewöhnliche Übersetzung nur in den seltensten Fällen vorliegt. 
In besonders gelagerten Vorgängen z.B. bei Filialbetrieben, Waren¬ 
häusern und Serienpreisgeschäften fordert das Einzelhandekchutz- 
gesetz den Bedürfnisnachweis, dessen Prüfung die Kammern eben¬ 
falls vornehmen. 

Sprechen, alle Feststellungen zugunsten des. Antragstellers, so be¬ 
fürworten die Kammern die Erteilung der Ausnahmegenehmigung 


1) S. Anweisung der Reichswirtschaftskammer im MinBl. für pr. 
innere Verwaltung 1955 S. 157. 
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und die Verwaltungsbehörde entscheidet sodann zumeist im Sinne 
des Gutachtens. 

Mit dieser (Betätigung leisten die Kammern einen wertvollen Bei¬ 
trag für die berufsständische Entwicklung des Einzelhandels und da¬ 
mit für seine Ausrichtung auf die (Belange der Gesamtwirtschaft 2 ). 

Im Laufe der Zeit .halben sich verschiedene Mängel des Einzel- 
handelsschutzgesetzes herausgestellt, zu deren Behebung die Kam¬ 
mern für eine bevorstehende Neufassung dieses Gesetzes bei den 
zuständigen Stellen vortellig geworden, sind. So gehen vor allem, die 
Bestrebungen dahin, auch verschiedene Gebiete des Großhandels 
sowie die Versandgeschäfte und das Wandergewerbe von einer Ge¬ 
nehmigung nach Art derjenigen des Eiivzelhandelsschutzgesstzes. ab¬ 


hängig zu machen. Weiterhin sollen die schwierigen Fragen der Bran¬ 
chen abgrenzung gesetzlich geregelt werden und insbesondere soll 
der 'Kammer ein (Beschwerderecht gegenüber den Entscheidungen der 
Verwaltungsbehörde in Sachen des Einzelhandelsschutzgesetzes zu¬ 
gestanden werden. 

In gleichem Umfange werden die Kammern im Rahmen des Waf¬ 
fengesetzes vom 18.3.1938 und seiner Durchführungsverordnung 
und Ausführungsbestimniungen tätig (RGBl. I S. 265 ff.). Nadi §§ 9 
und 11 der Durchführungsverordnung benennen die Kammern die 
Sachverständigen, vor denen gegebenenfalls eine Prüfung äbzu- 
Iegen ist. 


3. Kapitel. 

Die Industrie- und Handelskammern im Dienste 
des Einzelbetriebes. 

§ 29. Die Bezirksausgleichsstelle für öffentliche Aufträge. 

(Betrachtet man einmal vom einzelnen Betriebe her die Organisa¬ 
tion der gewerblichen Wirtschaft, insbesondere die Industrie- und 
Handelskammern, so zeigt es sich, daß die an der 'Front, des wirt¬ 
schaftlichen Geschehens Tätigen in zahlreichen Fragen zu betreuen 
sind. Die fachlichen Gliederungen beraten, wie schon ihr Name sagt, 
die einzelnen Unternehmen nur auf rein fachlichem Gebiete, wälh- 

2) Zusammenstellupg der Runderlasse zum Einzelhandelsschutzge- 
setz siehe MiBl. f. Wirtschaft B 1940 S. 209 ff. 
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rend es die besondere Aufgabe der 'Kammern ist, das Gemeinsame 
in den Vordergrund zu stellen, die Gegensätze auszugleichen, zu¬ 
sammenfassend und einigend zu wirken. 

Die ßezinksausgleichsstellen für öffentliche Aufträge werden von 
der Selbstverwaltung der Industrie- und Handelskammern getragen 
und arbeiten in engster Verbindung mit ihnen. Sie bemühen sich 
die Aufträge der Reichslbehörden (Heeresverwaltung, Arbeitsdienst, 
Reichspost, Reichsbahn, Reich sautdbahn, Provinzialverwaltung, 
Kreisverwaltung), der Gemeinden und iParteidienststellen in einer 
zweckmäßigen und den wirtschaftlichen Gesamtbedürfnissen ent¬ 
sprechenden Weise zu verteilen. Dazu sind die Kammern besonders 
gut geeignet, weil sie auf Grund ihrer bekannten Personen- und 
Sachnähe die erforderlichen Kenntnisse über die Leistungsfähigkeit 
und Bedürftigkeit in Frage kommender Betriebe besitzen. Von den 
Bezirksausgleichsstellen durchgeführte Betriebsbesichtigungen dienen 
dazu, den Wünschen der einzelnen Firmen bei der Vergebung der 
Aufträge Rechnung zu tragen. Diese Bemühungen der Kammern ha¬ 
ben manchen guten Erfolg gezeitigt; so war es in vielen Fällen mög¬ 
lich, einzelnen Unternehmen das Durchhalten und die Weiterlbe¬ 
schäftigung der 'Gefolgschaftsmitglieder zu sichern und so eine gleich¬ 
mäßige Beschäftigung der gesamten deutschen Wirtschaft zu ge¬ 
währleisten. 


§ 30. Die Ausstellung von Bescheinigungen durch die Inuustrie- 
und Handelskammern. 


Gemäß § 41 Abs. 1 pr. HkGes. liegt den Kammern die Ausstellung 
von Ursprungszeugnissen und anderen dem Handelsverkehr dienen¬ 
den Bescheinigungen ob 1 ). Als Bescheinigungen dieser Art sind bei¬ 
spielsweise solche, 'über Eintragungen ins Handelsregister zu ver¬ 
stehen. Vermöge ihrer Vertrauensstellung und ihrer ständigen Ver¬ 
bindung mit den Gerichten, können sich die Kammern, in jedem 
Zeitpunkt vergewissern, welches der Stand der Eintragungen im 


1) Minaty, S. 43; Richtlinien über die Ausstellung von Bescheini¬ 
gungen durch die Industrie- und Handelskammer, Verlag der Industrie- 
und Handelskammer, Berlin. 
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Handelsregister ist und können so eine zuverlässige Auskunft er¬ 
teilen. 

Von großer Bedeutung ist die Ausstellung von Bescheinigungen 
nach dem «Gesetz über die Devisen-Bewirtschaftung vom 4.2.1935 
(RGW. I, S. 106) und 1.12.1936 (RGBl. I, S. 1000). 

Dabei ist zu unterscheiden zwischen 

1. allgemeinen Genehmigungen. Diese werden meistens auf Yi 
Jahr ausgestellt und der Inhaber hat monatlich der Devisen¬ 
stelle eine Aufstellung über die 'Inanspruchnahme von Devisen 
einzureichen. 

2. 'Einzelgenehmigungen. 

3. Sammelgenehmigungen, die ebenfalls auf Yi Jahr erteilt wer¬ 
den und sich auf eine bestimmte Anzahl von Zählungen beziehen. 

Allgemeine Genehmigungen werden nur erteilt, wenn eine ent¬ 
sprechende Bescheinigung der Industrie- und Handelskammer vor¬ 
gelegt wird, in welcher zu dem Zahlungszweck, zu der Höhe des 
angeforderten Betrages und der Person des Antragstellers Stellung 
genommen ist. Desgleichen sind die Kammern bei Einzel- und Sam¬ 
melgenehmigungen 'eingeschaltet. 

Ebenfalls sind die Kammern für die Erteilung von Dringlichkeits¬ 
bescheinigungen zu Geschäftsreisen und für die Ausstellung von 
Grenzübertrittsdlescheinigungen zuständig. 

Erwähnt sei ferner die Ausstellung von Ursprungszeugnissen. 
Diese sind ein Ausfluß der Betreuungstätigkeit auf Grund des § 1 des 
pr. HkiGes. Die Ursprungszeugnisse werden dann ausgestellt, wenn 
der Kammer gegenüber der Urspmngsnachweis geführt ist. Ermitt¬ 
lungen darüber, ob das sonstige Geschäftsgebaren der betreffenden 
Firma einwandfrei ist, sind nicht anzustellen. Die Tätigkeit der 
Kammern in dieser Richtung läßt sich am besten mit derjenigen des 
Notars vergleichen, d. h. gegen die Ausstellung des Ursprungszeug¬ 
nisses kann die Kammer lediglich Einwände erheben, die sich auf das 
Ursprungszeugnis als solches, oder auf die in dem Ursprungszeug¬ 
nis zu 'bescheinigenden Tatsachen beziehen. 

Hingewiesen sei schließlich noch auf die Ausstellung der Bedarfs¬ 
bescheinigung für unedle Metalle an Kl einverbrauch er, die Beschei¬ 
nigungen auf dem Gebiete des Paßwesens und des Zusatzausfuhr¬ 
verfahrens, Bescheinigungen bei Lieferungsverzögerungen, über 
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Rechnungen wegen Einziehung eingefrorener Forderungen im Aus¬ 
lande, Bescheinigungen zur Erlangung des ermäßigten Gepäcktarifs 
für Waren, Proben und Muster, zur Erlangung von Schüler-Monats¬ 
karten für Lehrlinge, Beglaubigungen von Kontoauszügen, Unter¬ 
schriften und Abschriften. 

§ 31. Die Tätigkeit der Industrie- und Handelskammern 
in Steuersachen. 

Nicht jeder einzelnen Firma ist es möglich, mit der Unzahl der 
Steuergesetze und -bestimmungen vertraut zu sein. Hier greifen die 
Kammern ein und stellen durch ihre Steuerberatungsstellen 'Rat und 
Tat zur Verfügung. Neben diesen Einzelauskünften geht das Be¬ 
streben der Kammern darauf hinaus, eine steuerliche Entlastung der 
gewerblichen Wirtschaft durchzuführen. * 

Bei 'den Finanzämtern hat ein Beirat (früher Steuerausschuß) den 
Leiter des 'Finanzamts über die Besteuerungsmerkmale bei Veran¬ 
lagung und Festsetzung der Steuern zu beraten. Oer Beirat hat seine 
gesetzliche Grundlage in § 30 der 'Reichsabgabenordnung. Er be¬ 
steht zur Hälfte aus Mitgliedern der Selbstverwaltungsorgane, zur 
Hälfte aus solchen öffentlich-rechtlicher berufsständischer Vertretun¬ 
gen und setzt sich zusammen aus Mitgliedern 'kraft Amtes (§ 34 
Abs. 1 Ziffer 1 iRAO) und aus Mitgliedern kraft Berufung (§34 
Abs. 1 Ziffer!), die aus Vertretern der Industrie- und Handels¬ 
kammern, Handwerks-, Ärzte-, Apotheker-, Zahnärzte-, Anwalts- 
kammem, der iLandesbauernschaft und des Provinzialverbandes der 
Haus- und Grundbesitzervereine gebildet werden. Die Zusammen¬ 
setzung des Beirats richtet sich nach der Größe des Finanzamts'be- 
zirics und nach seiner gewerblichen oder landwirtschaftlichen Struk¬ 
tur. 

■Ebenfalls werden zur Hälfte aus Organen der Selbstverwaltung, 
zur Hälfte aus solchen der berufsständischen Vertretungen, die Mit¬ 
glieder der 'Finanzgerichte bestellt. (§§ 48—51 RAO). „Staat und 
Gemeinden bedürfen zu einer auf das Ziel konjunkturellen Auf¬ 
stiegs gerichteten 'Finanzpolitik der Beratung durch die Wirtschaft, 
und zwar durch die Wirtschaft in ihrer Gesamtheit, frei von Sonder¬ 
wünschen und Sonderinteressen einzelner Gruppen" 1 ). Hierzu wird 


1) Rielcer, Neue Wirtschaft S. 20. 
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zurückgegriffen auf die Kammern, welche die Interessen der Ge¬ 
samtwirtschaft vertreten. 

Oberhaupt bedienen sich in steigendem Maße die örtlichen Fi- 
nanz'behörden der Mitarbeit der Industrie- und Handelskammern, 
so bei der Bewertung von GmbH-Anteilen für die Vermögensteuer, 
bei der Prüfung der Angemessenheit von Gehältern der Leiter juri¬ 
stischer Personen in Körperschaftsteuerinteresse und wie bereits oben 
erwähnt, bei der Festsetzung der Gewerbesteuerhebesätze. 


§ 32. Allgemeines. 

Ungeheuer zahlreich sind die Auskünfte aller Art, die die einzel¬ 
nen Firmen benötigen. Es seien aus der Fülle genannt die Bescheide 
in (Fragen des Außenhandels, der Namhaftmachung von Lieferanten 
und Abnehmern von Waren verschiedenster Art. In der Zollabtei¬ 
lung steht umfangreiches Material über die meisten Länder der Erde 
zur Verfügung. Ferner ermöglichen Zollhandbücher, Zolltarife so¬ 
wie eine Reihe gebräuchlicher Codes und umfangraches Adressen¬ 
material zuverlässige Auskünfte (soweit diese Aufgaben nicht auf 
die AußenlhandelssteHen übergegangen sind). 

Ähnliches gilt von den devisenrechtlichen Bestimmungen, über 
welche die Kammern genauestem informiert sind und mit Sicherheit 
den gewünschten (Rat erteilen können. 

Ferner stehen die Kammern in solchen Fällen den Firmen zur 
Seite, wo es sich um Zahlungsschwierigkeiten oder um die Zulässig¬ 
keit und Zweckmäßigkeit einer Eintragung ins Handelsregister han¬ 
delt. Weiterhin benennen sie auf Wunsch geeignete Sachverständige 
und 'beraten den einzelnen (Unternehmer in allen Patent-, Ge¬ 
brauchs-, Geschmacksmuster- und Warenzeichenfragen. 

Im Interesse der Firmen erteilen die Kammern in immer zuneh¬ 
mendem Maße Auskünfte über allgemeine Verkehrsfragen, wie auch 
Fragen der Schiffahrt, des Eisenbahngüterverkehrs, des Post-, Tele¬ 
graphen- und Femsprechwesens und des Kraftfahrzeug- und Luft¬ 
verkehrs. Die ihr zugehenden Anregungen machen sie, falls gesamt¬ 
wirtschaftliche 'Belange nicht im Wege stehen, bei den zuständigen 
Stellen geltend und suchen eine Verwirklichungsmöglichkeit zu 
schaffen. 
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Allen Anregungen, die von den in der gewerblichen Wirtschaft 
Tätigen an die Kammern heran getragen werden, mag es sich han¬ 
deln um .Einzelfragen oder Vorschläge zur Entwicklung eines Wirt¬ 
schaftszweiges, werden von den 'Kammern nacbgeprüft und soweit 
dies dem gemeinen Wöhle entspricht, wird von ihnen Abhilfe zu 
schaffen versucht. 

Auf fast allen Gebieten, die sich mit der Wirtschaft irgendwie be¬ 
rühren und von denen hier nur die wichtigsten aufgezählt sind, ste¬ 
hen die Kammern den einzelnen Unternehmen mit Rat und Tat zur 
Seite. Dazu tritt als-Ergänzung die mittelbare Betriebsbetreuung, die 
in der Tätigkeit der Kammern als Vertreterinnen der Gesamtwirt¬ 
schaft liegt und die sich vielfach auf Anregungen einzelner Betriebe 
stützt. Zu erwähnen sind hier beispielsweise die von den Kammern 
dem Reichswirtschaftsministerium erfolgreich unterbreiteten Vor¬ 
schläge zur Entlastung der einzelnen Unternehmen hinsichtlich der 
Beiträge zu den Organisationen der gewerblichen Wirtschaft. 

3. Teil. 

Die Staatsaufsicht über die Industrie- und 
Handelskammern als Mittel planvoller 
Wirtschaftsordnung. 

§ 33. Die Führung der Industrie- und Handelskammern 
durch den Staat. 

Eine Staatsaufsicht über die Kammern ist grundsätzlich anerkannt 
und sie muß namentlich im nationalsozialistischen Staate Geltung 
besitzen. Ihren Grund findet sie in der organischen Verbundenheit 
der Selbstverwaltungskörper mit dem Staat und in einer der staat¬ 
lichen Überordnung entspringenden Auf sich tsstell un g. Besonders 
muß in einem stark dezentralisierten Staate der Staat die Möglichkeit 
besitzen, darüber wachen zu können, daß die Selbstverwaltungskör¬ 
perschaften organisch in das Staatsgefüge eingegliedert bleiben und 
daß gegebenenfalls das Wirken dieser Zellen wieder auf das Staats¬ 
ganze ausgerichtet werden kann, ln dieser Aufgabe der Aufsicht, 
— das öffentliche Interesse und nicht irgendein Sonderinteresse 
wahraunehmen — liegt nicht eine kleinliche Art polizeistaatlicher Be- 
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vormundung, sondern es soll im Gegenteil die Aufsicht so gehancf- 
haibt werden, daß die Entschlußkraft und Verantwortungsfreudigkeit 
gefördert und nicht beeinträchtigt wird 1 ). 

ln der Vergangenheit war der Aufsichtsbegriff verbunden mit der 
„Eingriffsvorstellung" 2 ) und war an genau umrissene Grenzen ge¬ 
knüpft. Heut ist es Zweck der Aufsicht nicht nur darüber zu wachen, 
daß sich die Tätigkeit der Kammern mit den Gesetzen in Einklang 
hält, sondern daß sie sich auch innerhalb der allgemeinen Ziele der 
Staatsführung bewegt. Die deutsche Gemeindeordnung als Grund¬ 
gesetz des nationalsozialistischen Staates gibt hierfür den richtung¬ 
weisenden Weg an.'„Der Staat beaufsichtigt die Gemeinde, um si¬ 
cherzustellen, daß sie im Einklang mit den Gesetzen und Zielen der 
Staatsführung verwaltet wird" (§ 106 S. 1 der DGO vom 30.1.1935 
RGBl. I, S. 49). Diesem Satz ist dieselbe Geltung auf dem Gebiete 
des Kammerwesens zuzumessen, denn auch die Kammern sind 
Selbstverwaltungskörperschaften. Dem Reichswirtschaftsminister, 
dem nach § 1 der Verordnung über die Industrie- und Handelskam¬ 
mern vom 20. 8.1934 (RGBl. I, S. 790) die Kammern unterstellt sind, 
liegt demzufolge die Aufsicht darüber ab, daß die Kammern die 
allgemeinen politischen Richtlinien des Staates innehalten und ihre 
Tätigkeit der Gesamtwirtschaft zugute kommt. Damit ist die Kam- 
meraüfsicht nicht mehr an starre Grenzen gebunden wie sie sich 
auch nicht mehr als Kontrolle einer Normenvollziehung darstellt, 
sondern 9ie ist wirkliche Führung, weil sie richtungweisend den Gang 
des wirtschaftlichen Geschehens bestimmt. Einer solchen echten ‘Füh¬ 
rung steht das Recht zu, alle Mittel, die der Durchführung ihrer 
Wirtschaftsordnung im weitesten Sinne dienen, zu ergreifen, gleich¬ 
gültig ob das 'Gesetz sie erlaubt oder nicht, denn die Totalität der 
völkischen Idee verlangt eine umfassende Führung und „sie ordnet,' 
notfalls mit straffem Zwang, jeden Wirtschaftsbereich einer kraft¬ 
vollen Gemeinschaft unter" 3 ). Die Kammern bestimmen nicht selbst 
die Richtlinien und die Durchführung der Wirtschaftspolitik, son¬ 
dern sie sind darin dem Staat als der umfassenden Ordnung der 
Volksgemeinschaft unterstellt. 


1) DGO § 8 Abs. 2 Ziffer 2. 

2) Maunz, S.219, bes. S. 221. 

3) Münch, S. 126. 
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In der Kam,meraufsicht steht also dem Staat ein Mittel zur Ver¬ 
fügung, die Kammern und die durch sie vertretene Wirtschaft auf 
die völkischen Notwendigkeiten auszurichten. 


§ 34. Die Grundlagen der Kammeraufsicht im einzelnen. 

1. Das ministerielle Aüfsichtsrecht nach § 1 der Verordnung über« 
die Industrie- und Handelskammern vom 20. 8. 1934. 

Mit § 1 dieser Verordnung'ist die Kammeraufsicht nicht erst be¬ 
gründet worden, sondern es wird damit der gleiche Zweck verfolgt, 
den der § 43 Abs. 1 pr. Hk'Ges. beabsichtigt 1 ), nämlich festzulegen, 
wer die in Frage kommenden Aufsichtsbefugnisse auszuüben hat. 
§ 1 dieser Verordnung 'bestimmt also lediglich die Aufsichtsinstanz, 
deren Tätigkeit jedoch an anderer Stelle festgelegt ist. 

2. Die 'Rechtsnatur der Industrie- und 'Handelskammern als Grund¬ 
lage der Kammeraufsicht. 

Wie oben (§ 4) 'dargelegt ist, sind die Kammern öffentlich-recht¬ 
liche Körperschaften mit halbbehördlichem Charakter. Die in § 35 
Abs. 1 pr. HkGes. den Kammern verliehene Eigenschaft einer juri¬ 
stischen iPerson ist in Ansehung der Kammer als Vermögensträger 
von Bedeutung. Nach Art. 86 BGBGß in Verbindung mit Art. 6 § 1 
und Art. 7 § 1 pr. AG zum BGB vom 20.9.1899 ist zur Annahme 
einer den Wert von 5 000,— RM übersteigernden. Schenkung oder 
Zuwendung von Todeswegen eine Genehmigung des. Ministers er¬ 
forderlich. 

Die Rechtsnatur der Kammern ist fernerhin deshalb von Bedeu¬ 
tung, weil sie die 'Grundlage zu der in der Aufsichtsfrage zweck¬ 
mäßig zu treffenden Unterscheidung zwischen Selbstverwaltungs¬ 
und Auftragsangelegenheiten bildet. 

Je nach dem Aufgabenkreis ist zwischen allgemeiner und beson¬ 
derer Aufsicht zu unterscheiden. 

a) Die für die Selbstverwaltungsangel egenheiten — hier nur ver¬ 
standen als Aufgaben, die nicht durch Spezialdelegation den Kam¬ 
mern vom Staate übertragen sind —nicht in Betracht kommende all¬ 
gemeine Aufsicht beschränkt sich darauf, darüber zu wachen, daß die 


1) Küster, S. 70. 
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Kammern ihren vorgeschriebenen Gesamtzweck erfüllen und mit 
den allgemeinen Richtlinien der Staatsführung nicht in Widerspruch 
stehen. Sie besteht gegenüber der Kammer als solcher und nicht 
gegenüber dem äusföhrenden Organ. Als Mittel zur Durchsetzung 
seines Rechts steht dem Staat ein Informationsrecht, ein Beanstan¬ 
dungsrecht und bei gesetzlicher Pflichtversäumnis ein positives An- 
,prdnunigsrechi zu. 

b) Die besondere Aufsicht ergibt sich meist aus Sondergesetzen 
und liegt dort vor, wo durch Spezialdelagatian der Staat eine wich¬ 
tige Angelegenheiten der Kammer zur Erledigung übertragen hat, 
die nach, staatlichen Vorschriften auszuführen ist. Für den Bereich 
der Kammeraufsicht könnte man diese Angelegenheiten als. Staats 
auftragsangelegenheiten bezeichnen, wobei zu 'bemerken ist, daß 
eine Unterscheidung in Auftrags- und Sellbstverwaltungsangelegen- 
heiten auch für die Aufsichtsfrage nicht zu klaren Ergebnissen führt, 
da sich eine theoretisch eigene Tätigkeit praktisch oft als übertra¬ 
gene auswirfct und umgekehrt 2 ). 

I 

iFür die ordnungsmäßige Durchführung der Auftragsangelegen¬ 
heiten sind die Kammern der Aufsichtsbehörde verantwortlich wie 
nachgeordnete Dienststellen. Nach herrschender Meinung 3 ) wird die 
besondere Aufsicht als Dienstaufsicht gegenüber dem ausführenden 
Organ und nicht gegenüber der Körperschaft als solcher angesehen, 
so jedenfalls dann, wenn die tätigwerdende Stelle als Organ der 
Kammer und nicht des Staates handelt. Dementgegen wird man je¬ 
doch annehmen müssen, daß es sich dann um Körperschaftsaufsicht 
handelt, wenn die Spezialdelegation an die Kammer als solche er¬ 
folgte. 

Als Mittel der Handhabung der 'besonderen Aufsicht kommt das 
staatliche Mitwirkungsrecht in Betracht, wonach dem Staat Geneh¬ 
migungen, Zustimmungen, Bestätigungen und Zulassungen, das 
Recht auf besondere Anzeigen, Berichte, Vorlagen und besonders 
gearbeitete .Prüfungsrechte zustehen. 

Die Kosten der Kammeraufsicht fallen dem Staate zur Last. 

2) Küster, S. 83. 

3) W. Jellinek, Verw.Recht S. 509 ff.; O. Mayer, Verw.Recht Bd. 2 
S. 362 Anm. 20. 
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3. Eines der wichtigsten Aufsichtsmittel ist die Genehmigung der 
Kammersatzung, wodurch der Reichswirtschaftsminister die Möglich¬ 
keit 'besitzt, Organisation und Betätigung der Kammern mit den 
j wirtschaftspolitischen Richtlinien in Einklang zu bringen. Im beson- 
I deren hat sich der Minister in der Satzung die Ernennung des Präsi- 
f denten und seiner Stellvertreter Vorbehalten. Der schwächeren Art 
i der Genehmigung, der (Bestätigung, bedürfen die Berufung und Ab¬ 
berufung der Beiratsmitglieder. Eine Zustimmung des. Ministers ist 
erforderlich bei der Anstellung, 'Kündigung und Entlassung der Ober- 
| beamten. 

} 4. Ferner ist dem Minister durch die Genehmigung der Errichtung 

(§ 2 pr. HkGes.) und der Auflösung einer Kammer maßgebender 
Einfluß gesichert worden. Besondere Beachtung verdient die Auf¬ 
lösung. (Ihre Gründe sind nicht gesetzlich festgelegt, jedoch wird es 
i sich meistens um volkswirtschaftliche Interessen und Zweckmäßig¬ 
keitserwägungen handeln. 

5. Nach § 25 pr. HkGes. sind die Kammern zur sparsamen’ und 
wirtschaftlichen Finanzgebarung verpflichtet. 'Haushaltsplan, Umlage 
und die Erhebung eines einheitlichen Grundbetrages bedürfen der 
Genehmigung des Ministers (§ 26 Abs, 2 u. 3). Das gleiche ist der 
Fall hinsichtlich der Satzung und des Umlagebeschlusses der Einzel¬ 
handelsvertretung (§ 26 Abs. 4). Der Zustimmung des Ministers be¬ 
darf die Erhebung öffentlich-rechtlicher Gebühren nach § 30a, wie 
auch durch den Minister die Entlastung für die jährliche iRechnungs- 

: legung erfolgt (§ 31 Abs. 2) 4 ). Diese Aufsichtsmittel sind einmal im 
Interesse der Beitragspflichtigen getroffen worden, zum anderen 
liegt in ihnen eine Möglichkeit, die gesamte Betätigung der Kam¬ 
mern durch Herabsetzung oder- Steigerung ihrer finanziellen Kräfte 
zu schmälern oder zu fördern. 

6. Der § 1 pr. HkGes. legt den Kammern die Verpflichtung auf, 
„die Behörden in der Förderung des Handels und der Gewerbe 
durch tatsächliche Mitteilungen, Anträge und Erstattung von Gut¬ 
achten zu unterstützen." Darin liegt eine Begründung für das Recht 
des Ministers auf Kenntnisnahme, denn wenn schon von sich aus 
die Kammern zur Unterstützung der Aufsichtsbehörde tätig zu wer- 

4) In Anlehnung an § 107 der Reichshaushaltsordnung. 
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den halben, so muß erst recht dem Wesen der Aufsicht entsprechend, 
eine Kenntnisnahme gestattet sein. 

7. Schließlich sei noch erwähnt, die mehr indirekte Kammerauf¬ 
sicht, die 'hinsichtlich der Börsentätigkeit der Kammern besteht und 
ihren Grund in dem Nebeneinander von Aufsicht der Kammer über 
dielßörsen (§ 41 pr.HkGes.) und staatlicher Börsenaufsicht (§ 7 'Bör¬ 
sengesetz vom 22. 6. 1896 RGBl. I, S. 157) findet. 

Endlich obliegt dem Minister, die Gesetzmäßigkeit der von den 
Kammern erlassenen Vorschriften betreffend die nach § 36 Reichs¬ 
gewerbeordnung von den Kammern angestellten Personen zu prü¬ 
fen .(§ 42 pr. iHkGes.). 

■Dieser Ausschnitt aus der gesetzlichen Führungsbefugnis des Staa¬ 
tes über die Industrie- und Handelskammern, der insofern lücken¬ 
haft bleiben muß, weil völkische Notwendigkeiten eine im einzel¬ 
nen festgelegte Regelung nicht zulassen, gibt einen Einblick in die 
Mannigfaltigkeit der Aufsichtsmittel und zeigt, daß es dem Staate 
möglich ist, den Kammern als Trägem der wirtschaftlichen Selbst¬ 
verwaltung die Richtlinien anzugeben, in denen sich das wirtschaft¬ 
liche Leben des in ihr zusammengefaßten Wirtschaiftsbezirks abzu¬ 
spielen hat. 


4 Teil. 

Die Stellung der Industrie- und Handels¬ 
kammern im Rahmen der Gesamtordnung 
der Wirtschaft. 

§ 35. Notwendigkeit und Wesen der Organisation der gewerblichen 

Wirtschaft. 

Die wirtschaftliche Selbstverwaltung ist im nationalsozialistischen 
Staat nicht zu entbehren. Zweierlei Dinge sind es, die mit ihr er¬ 
reicht werden 1 ). Einmal wird mit ihr die Einordnung der Wirtschaft 
in das Staatsgefüge, die formelle Wirtschaftsverfassung, verwirk¬ 
licht, zum arideren soll die Organisation Helfer bei der Durchfüh¬ 
rung der materiellen Wirtschaftsordnung sein. 


1) Würdinger. S. 102. 



— 91 


Was die f o r m e 11 e Wirtschaftsverfassung anlangt, so ist diese mit 
dem Gesetz zur Vorbereitung des organischen Aufbaues der Wirt¬ 
schaft und den dazu ergangenen Verordnungen und Erlassen be- 
i endet. In ihr nehmen die Kammern als überfachlich-bezirkliche Glie- 
l derungen eine starke Stellung ein. Als Vertreterinnen der Gesamt- 
j belange eines Wirtschäftsbezirks bilden sie das Rückgrat des Auf- 
j baues der gewerblichen Wirtschaft überhaupt. 

Hinsichtlich der materiellen Wirtschaftordnung kennzeichnet 
der Erlaß des Reichswirtschaftsministers v. 7.7.1936 2 ) die Aufgaben, 
die der Organisation der gewerblichen Wirtschaft in diesem Rahmen 
i zufallen. Danach bildet den Grundgedanken des Gesetzes zur Vor- 
: : bereitung des organischen Aufbaues der deutschen Wirtschaft vom 
17.1 .1934 das Bedürfnis, Wünsche aus den am wirtschaftlichen Auf¬ 
bau tätigen Unternehmungen der Reichsregierung durch die Orga- 
i nisation nahezubringen und die Mitarbeit der an der Front des 
wirtschaftlichen Geschehens tätigen Menschen zu sichern. 

Als einheitliches Prinzip der materiellen Wirtschaftsordnung hat 
man zu bezeichnen: „Schaffung von Möglichkeiten für die Entfal¬ 
tung des einzelnen Unternehmers zu Höchstleistungen, jedoch unter 
Abstimmung derselben auf die Erfordernisse eines geeigneten und 
bestmöglichen Eunktionierens der Gesamtwirtschaft im Dienste des 
Volkes" 3 ). Hält man sich dieses Prinzip vor Augen und mißt daran 
die Betätigung der Kammern, so zeigt sich, daß die Kammern zwar 
nicht als unmittelbare Gestalter der Wirtschaftsordnung eingesetzt 
sind, jedoch wie keine andere Organisation zur Verwirklichung die¬ 
ser Ordnung vom Staat berufen sind. Himgewiesen sei hier nur auf 
die wichtige Tätigkeit der Kammern auf dem Gebiete der gesetz¬ 
lichen Preisregelung, des Vierjahresplanes und der Devisenbewirt¬ 
schaftung. 

Die Organisation der gewerblichen Wirtschaft versucht in doppel¬ 
ter Weise ihrer Aufgabe gerecht zu werden: einmal fachlich und zum 
anderen überfachlidibezinklich. 

Durch die Fachorganisation werden die Angehörigen des gleichen 
; Wirtschaftszweiges des ganzen Reiches zusammengeschlossen, und 

2) Dtsch. Reichsanz. vom 9.7.36 Nr. 157. 

3) Würdinger. S. 103. 
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zwar in 'Pflichtmitgliedschaft. Die überfachlich bezirkliche Gliede¬ 
rung beruht ebenfalls auf Pflichtzugehörigkeit und faßt alle Ge¬ 
werbetreibenden eines Bezirks ohne Unterschied des Gewerbes zu¬ 
sammen. 

‘•Hinsichtlich der Kämmerorganisation hat man an das. Bestehende 
angeknüpft und die .Kammern lediglich mit den Grundsätzen natio¬ 
nalsozialistischen Denkens in Übereinstimmung gebracht. 

Für das Fach verbandswesen enthalten das erwähnteGesetz über den 
organischen Aufbau der deutschen Wirtschaft und die dazu ergange¬ 
nen Verordnungen und Erlasse die Grundlage für die Umbildung 
dieser Verbände. 

Die Einordnung der gewerblichen Wirtschaft ist heute, wie bereits 
erwähnt, im wesentlichen abgeschlossen. Zwischen ihr und dem 
Staat wie auch zwischen den einzelnen Stellen der Organisation 
selbst findet eine umfangreiche Zusammenarbeit statt. Diese Ge¬ 
meinschaftsarbeiten, die durch das Leben, und die Tagesarbeit und 
nicht durch gesetzliche Festlegung erzeugt Werden, beruhen auf dem 
guten Willen der Beteiligten und sind naturgemäß in dem einen 
Kammeiibezitk deshalb stärker oder schwächer als in einem’ ande¬ 
ren. Außerdem sind gerade hinsichtlich dieser Zusammenarbeit die 
Dinge noch im 'Fluß und werden sich erst künftig mehr und mehr 
einspielen. Deshalb ist es im folgenden nur möglich, die großen Li¬ 
nien dieser Verbindung aufzuzeigen, wie sie sich aus den Richtlinien 
des Ministers einerseits und der Vielheit der vorliegenden Einzel¬ 
betätigung der Organisation, deren Summe einen. Schluß zuläßt, an¬ 
dererseits ergeben. 

§ 36. Kammerwesen und Fachverbandswesen. 

■In der gewerblichen Wirtschaft 'bestehen neben den öffentlich- 
rechtlich regionalen Gliederungen privatrechtlich fachliche. Beide 
bilden in ihrer Ergänzung und Zusammenfassung innethalb der .Or¬ 
ganisation der gewerblichen Wirtschaft eine 'Einheit. Sie unterschei¬ 
den sich: 

a) Durch die Verschiedenheit der 'Rechtsform. Auf der einen Seite 
stehen die Kammern als öffentlich-rechtliche Körperschaften, auf der 
anderen die tFacbvehbände, die nach § 5 der Verordnung vom 27.11. 
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1934 C'R-GBI. I, S. 1194) in ihren Wirtschaftsgruppen und selbstän¬ 
digen Fachgruppen, Fachuntergruppen und 'bezirklichen Gruppen die 
Rechtsstellung von rechtsfähigen Vereinen haben. .Die gleiche Rechts¬ 
stellung haben unter den Reichsgrupen die Reichsgruppe Industrie 
und die Reichsgruppe Handel sowie die Reichsveilkehrsgruppen (§ 5 
der Verordnung über den organischen Aufbau des Verkehrs vom 
25.9.1935 RGBl. I, S. 1169). 

b) Die Fachgruppe hat in erster Linie ihrem Gewerbezweig zu 
dienen. Jedoch verbietet sich eine hemmungslose Interessenvertre¬ 
tung schon um deswillen, weil die einzelnen Gruppen immer einer 
höheren Gemeinschaft eingegliedert sind und so eine natürliche 
Ausrichtung auf die Gesamtheit erhalten. Andererseits vertritt die 
Gruppe auch die Interessen ihrer Mitglieder anderen Fachgruppen 
gegenüber z. B. in Fällen der Aufgabenkollision, der Abgrenzung von 
Zuständigkeits- und Zugehörigkeitsfragen und dergl. 

Anders steht es mit den Industrie- und Handelskammern. Sie ver¬ 
treten die Industrie und den Handel eines ganzen Bezirks ohne 
Rücksicht auf fachliche Gesichtspunkte. Sie haben die verschiedenen 
Berufsinteressen zusammenzufassen, auszugleichen und zu einigen. 
Tun sie das nicht und treten sie einseitig für einen Wirtschaftszweig 
ein, so verkennen sie ihre Bestimmung als Vertreterinnen der Ge¬ 
samtwirtschaft und verlieren damit ihre Lebensberechtigung. 

c) Der Fachverband ist zentralistisch auf gebaut. Fr muß es sein, 
wenn er mit seinen Forderungen durchdringen will. Seine Wirkungs¬ 
linie läuft von der Reichs- oder Bezirkszentrale zu den Unterver- 
bänden, die nur sekundäre Bedeutung haben. 

Das Wesen der Industrie- und Handelskammern beruht dagegen 
auf Dezentralisation. Ihr Wert liegt gerade in der engen Verbun¬ 
denheit mit der gewerblichen Wirtschaft ihres Bezirks, in ihrer Per¬ 
sonen-, Betriebs- und Sachnähe; nur deshalb ist es ihnen möglich, 
gemeinnüteige Maßnahmen für die Wirtschaft zu ergreifen 1 ). 

Beide, .Kammern und Fachverbände, sind Organe des großen Or¬ 
ganismus der Volksgemeinschaft. Die sittlichen Forderungen, die 
der Nationalsozialismus an den einzelnen Menschen in seiner poli¬ 
tischen und wirtschaftlichen, überhaupt in seiner gesamten Lebens- 


1) Most. 1927 S. 109. 



haltung stellt, gelten in gleicher Weise für Organisationen irgend¬ 
welcher Art insbesondere auf wirtschaftlichem Gebiete. 

Grundlage des gesamten Aufbaues der gewerblichen Wirtschaft 
ist der einzelne Industrie-, Handels-, Handwerksbetrieb oder dergl. 
Von hier aus wird in doppelter Weise aufgebaut. 'Einmal gehört jeder 
Betrieb einer öffentlich-rechtlichen Organisation, der Industrie- und 
Handelskammer, Handwerkskammer usw. an. über diese baut sich 
die Wirtschaftskammer und Reichswirtschaftskammer auf. Auf der 
anderen Seite gehört der Einzelbetrieb zu einer fachlichen Organi¬ 
sation. Diese gliedert sich bezirklich und rein fachlich. Bezirklich 
zerfällt sie in Bezirksuntergruppen oder Zweigstellen, in Bezirks - 
gruppen und in Reichsgruppen. Innerhalb der einzelnen Reichsgrup¬ 
pen ist eine rein fachliche Gliederung geschaffen worden. So werden 
innerhalb der Reichsgruppen Wirtschaftsgruppen, Fachgruppen und, 
wenn notwendig, Fachuntergruppen gebildet. Es gliedert sich 
z. B. die Reichsgruppe 'Handel in die Wirtschaftsgruppen: 
A Groß-, Ein- und Ausfuhrhandel; B Einzelhandel; C Gast¬ 
stätten- und Beiherbergungsgewerbe; D Vermittlergewerbe; E Am¬ 
bulantes Gewerbe. Dazu kommt die Vielzahl von Fachgruppen und 
notfalls Fachuntergruppen. In dieser fachlichen Gliederung hat die 
Wirtschaftsgruppe die größte Bedeutung. Sie ist kraft Gesetzes 
juristische Person des iPrivatrechts und ihr steht eine Aufsichts- und 
Verwaltungsbefugnis über ihre Untergliederungen zu. 

Es ergibt sich also folgende Aufteilung der gewerblichen Wirt¬ 
schaft, die in ihren Teilen, wie noch zu zeigen ist, eng miteinander 
verbunden ist: 

A. 

Betrieb, Industrie- und Handelskammer, Wirtschaftskammer, 
Reichswirtschaftskammer. 

B. 

1. Betrieb, Bezirksuntergruppen, Bezirksgruppen, Reichsgruppen, 
Reichswirtschaftskammer. 

2. Betrieb, Fachuntergruppen, Fachgruppen, Wirtschaftsgruppen, 
Reichsgruppen, Reichswirtschaftskammer. 

Betrachtet man die Abteilung A dieser Aufstellung, so ergibt sich, 
daß auf dreifache Art die öffentlich-rechtlichen Berufsvertretungen 
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mit dem Eachverbandswesen verbunden werden 'können: Bei der 
Industrie- und Handelskammer, bei der Wirtschaftskammer und 
schließlich bei der Reichswirtschaftskammer. 

1. Die Verbindung des Fachverbandswesens mit der Industrie- 
und Handelskammer. 

Sie kann nach Anordnung des 'Reichswirtschaftsministers mit den 
Bezirksuntergruppen oder Zweigstellen erfolgen, wobei bezirkliche 
Angelegenheiten von den 'Kammern, fachliche von den Bezirksgrup- 
pen erledigt werden 2 ). . 

2. Die Verbindung des Fachverbandswesens" mit der Wirtschafts¬ 
kammer. 

Nach § 26 der ersten Durchführungsverordnung zum Gesetz zur 
Vorbereitung des organischen Aufbaus der deutschen Wirtschaft 
vom 27.11.1934 (RGBl. I, S. 1194) sind die Wirtschaftskammern 
„die gemeinsame Vertretung der bezirklichen Organisation der ge¬ 
werblichen Wirtschaft, der Industrie- und Handelskammern und der 
Handwerkskammern eine Wirtschaftsbezirks". In Erkenntnis ihrer 
Wichtigkeit ist den Wirtschaftskammem die ihnen früher mangelnde 
Rechtsfähigkeit durch Verordnung vom 26. 10. 1936 zuerkannt wor¬ 
den. 

Die Wirtschaftskammerbezirke decken sich mit den Treirhänder- 
bezirken. In manchen Wirtschaftsbezirken ist wegen ihrer besonde¬ 
ren Beschaffenheit eine Teilung erforderlich gewesen, wie in Nieder¬ 
sachsen, Westfalen, Mitteldeutschland und Südwestdeutschland 3 ). 
Der Leiter der Wirtschaftskammer steht in der Person des Präsi¬ 
denten der Industrie- und Handelskammer, bei der die Wirtschafts¬ 
kammer errichtet ist, fest. Von den beiden, Stellvertretern ist der 
eine der jeweilige Landeshandweiksmeister, der andere wird vom 
Reichswirtschaftsminister in der Regel aus dem bedeutendsten Wirt¬ 
schaftszweige des Bezirks berufen. 

Dem Leiter der Wirtschaftskammer steht ein (Beirat zur Seite, der 
gebildet wird aus den Leitern der Bezirksgruppen; der Reichsgrup¬ 
pen, den Vorsitzenden der Industrie- und Handelskammern und 
der Handwerkskammern des Bezirks. Darüber hinaus sind Vertreter 

2) A. B. Krause. S. 98. 

5) Aufzählung der einzelnen Wirtschaftskammem hei A. B. Krause, 
S. 99. 
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der bedeutendsten Wirtschaftszweige des Gebiets, des Nährstandes, 
der Gemeinden und des Verkehrs zu berufen. 

Die Geschäfte der Wirtschaftskammer werden von der Handels¬ 
kammer, bei der die Wirtschaftskammer errichtet ist, geführt. 

Von besonderer Wichtigkeit ist der § 30 Abs. 2 der ersten Durch¬ 
führungsverordnung vom 27.11. 1934, wonach der Reichswirtschafts¬ 
minister anordnen kann, daß „die Bezirksgruppen der Reichsgrüp- 
pen und die Bezirks gruppen einer Bezirksorganisation mit dieser In¬ 
dustrie- und Handelskammer zu verbinden sind". Diese Verbindung 
ist durch den'Erlaß des Reichswirtschaftsministers vom 7.7.1936 
hergestellt worden 4 ). In der Erläuterung, die diesem Erlaß voran¬ 
gebt, beißt es, „die gewerbliche Wirtschaft zerfällt nicht in regio¬ 
nale und fachliche Unternehmungen; sie ist vielmehr eine Einheit. 
Demgemäß muß auch ihr organisatorischer überbau einheitlich sein. 
Gruppen und Kammern bilden die einheitliche Organisation der ge¬ 
werblichen Wirtschaft. Dieser Aufbau kann nur erreicht werden 
wenn ihm das Eigenleben einzelner Organisationen, die zum Teil 
auf eine gute Tradition zurückblicken, untergeordnet wird". 

Auf (Grund dieses Erlasses wurden die Bezirksgruppen der Reichs¬ 
gruppe Industrie in Industrie-Abteilungen der Wirtschäftskammern 
die Bezirksgruppen der zur Reichsgruppe Handel gehörenden Wirt¬ 
schaftsgruppen in Unterabteilungen der Wirtschäftskammern über¬ 
führt. Außerdem können nach Bedarf im Einverständnis mit der zu¬ 
ständigen (Reichsgruppe Abteilungen für Banken, Versicherungen 
und Energiewirtschaft errichtet werden. Diese Abteilungen werden 
von Leitern, Beirat und Geschäftsführern geleitet, bei deren.Bestel¬ 
lung die Gruppen mitwirken. Der Leiter einer Abteilung wird von 
dem Leiter der Wirtschaftskammer ernannt. Der Beirat setzt sich aus 
den dem betreffenden Geweribezweig angehörenden Mitgliedern 
des Beirates der Wirtschaftskammer zusammen. Die fachlichen An¬ 
gelegenheiten werden von diesen Abteilungen bearbeitet, die dabei 
an die Weisungen der .Reichsgruppen gebunden sind. 

Die gemeinsamen Aufgaben der Industrie- und Handelskammern 
eines Wirtschaftsbezirks werden nach dem ministerieUen Erlaß vom 
7.7.1936 von der Abteilung für Industrie- und Handelskammern 

4) Dtsch. Reichsanz. vom 9. 7. 1936 Nr. 157. 
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in der Bezirkswirtschaftskammer bearbeitet. Der Aufgabenkreis die-: 
ser Abteilungen umfaßt: Wirtschaftsrecht, Finanz-, Steuerwesen, 
Außenhandel, Devisen-, Rohstoffbewirtschaftung, Geld-, Kredit¬ 
wesen, Firmen- und Wirtschaftskunde, Ausstellungs- und Messe 
wesen, wirtschaftliches Organisationswesen usw. 5 ). 

Desgleichen sind durch Anordnung des Reichswirtschaftsministeri 
vom 20.2. 1937 6 ) Flandweikskammerabteilungen in den Wirt 
schaftskammem gebildet worden. 

Mit dieser Regelung sind Kammerwesen und Fachverbandswesen 
in dem Bezirk der Wirtschaftskammer organisch verbunden. Außer¬ 
dem ist die Organisation der gewerblichen Wirtschaft vereinheitlicht 
und verstrafft und ihre Einsatzmöglichkeit durch die Reichsregierung 
vereinfacht und erhöht worden. 


Die Aufgaben der Wirtschaftslkammem ergeben sich aus ihrer Zu¬ 
sammensetzung als Vertretung der Bezirksgruppen, der Industrie- 
und Handelskammern und der Handwerkskammern 7 ). Einer sol¬ 
chen Vertretung steht das Recht zu, von ihren Mitgliedern im Rah¬ 
men des Tätigkeitsbereiches Auskünfte jeglicher Art anzufordem, 
wovon in der Praxis, in weitem Umfange Gebrauch gemacht wird. 
Von sich aus wird die Wirtschaftskammer als Bezirksvertretung 
solche Dinge bearbeiten, welche die in ihr zusammengefaßten 
Zweige der gewerblichen Wirtschaft gemeinsam interessieren und 
sie wird die Gegensätze, die zwischen den einzelnen Wirtschafts¬ 
gruppen bestehen, auszugleichen und zu überbrücken versuchen. 
Außerdem steht ihr die Aufgabe zu, Hand in Hand mit den bezirk¬ 
lichen Verwaltungsbehörden und Parteidienststellen zu arbeiten, Be¬ 
ziehungen zu ihnen zu unterhalten und zu pflegen. Ihrer eigenen 
Tatkraft wird es überlassen bleiben, die Anordnungen der Wirt¬ 
schaftsführung in ihrem (Bezirk zu verbreiten. Ferner wird es das 
Verdienst der Wirtschaftskammem sein, wenn die Fachverbände 
ohne rücksichtslose Verfolgung ihrer eigenen Interessen, wie es in 
der Vergangenheit oft geschehen ist, ihre Arbeit in den Rahmen der 
Gesamtwirtschaft einordnen, wenn auf diese Weise die einzelnen 
Wirtschaftszweige aufeinander bezogen und ausgerichtet und 


5) Weike, Neue Wirtschaft, 1934 Heft 9 S. 9. 

6) Dtsch. Reichsanz. Nr. 44 vom 23.2. 1937. 

7) Ostdeutsche Wirtschaftszeitung 1935 S. 442 ff. 
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so zu einem organischen Ganzen verbunden werden, das wie¬ 
derum aufgelit in der nächsthöheren Einheit, wie das dem Ganz¬ 
heitsdenken der nationalsozialistischen Lebensauffassung entspricht. 

Von einer näheren gesetzlichen Festlegung der Aufgabengebiete 
einer Wir tschaf tekammer ist abgesehen worden, jedoch liegt darin, 
daß sich das Ministerium in Zukunft nur auf die Aufstellung allge¬ 
meiner wirtschaftspolitischer Richtlinien ibeschränken, die Ausfüh¬ 
rung der anfallenden Aufgaben in den einzelnen Wirtschaftsbezir¬ 
ken aber den zuständigen Selbstverwaltungsgliederungen überlassen 
will 8 ), eine Fülle von Aufgaben begründet. So werden in Zukunft 
Eingaben einzelner Firmen an das Ministerium grundsätzlich zu¬ 
nächst der zuständigen Gruppe oder Wirtschaftskammer zum Be¬ 
richt oder zur weiteren Veranlassung abgegeben. Die Wirtschafts- 
kammem haben zu diesen Eingaben befürwortend oder ablehnend 
Stellung zu nehmen und soweit sie die betreffenden Firmen nicht 
selbst bescheiden können, ist der Vorgang dem Ministerium zurück¬ 
zureichen. 

Erwähnt sei noch, daß AußenhandelssteHen und Wirtschaftskam- 
mem in enger sachlicher und personeller Verbindung stehen. 

3. Die Verbindung des Fachverbandswesens mit der Reichswirt- 
schaftökammcr 9 ). 

über allen Organisationen der gewerblichen Wirtschaft erhebt 
sich als die wichtigste die Reichswirtschaftskammer. Sie ist die „ge¬ 
meinsame Vertretung der fachlichen und bezirklichen Organisatio¬ 
nen der gewerblichen Wirtschaft, der Industrie- und Handelskam¬ 
mern und der Handwerkskammern" (§ 32 l.DVO vom 27.11. 
1934). Sie ist juristische Person des öffentlichen Rechts (§ 39 dieser 
Verordnung) 10 ). 

Mitglieder der Reichswirtschaftskammer sind nach § 2 ihrer 
Satzung vom 3.5./16.10. 1935 die sechs Reichsgruppen, die Wirt- 
sdiaftskammem, die Industrie- und Handelskammern, vertreten 
durch die Arbeitsgemeinschaft der Industrie- und Handelskammern, 
die Handwerkskammern, die Organisation des Verkehrsgewerbes 
und der Energiewirtschaft. 

8) Erlaß vom 11. 12. 1936. 

9) Über di e Tätigkeit der Reichswirtschaftskammer vergl. Tesche¬ 
macher, Bd. 3 S. 1 ff. 

10) A. B. Krause, S. 100. 
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Die organische Verbindung der beiden großen Gliederungen der 
gewerblichen Wirtschaft in der Reichswirtschaftskammer — der fach¬ 
lichen und öffentlich-rechtlichen regionalen — ermöglicht die Zu¬ 
sammenfassung und Ausrichtung aller Kräfte zum Woh'le der Ge- 
samtwirtschaft und dient dem Reichswirtschaftsminister als schlag¬ 
kräftiges Instrument zur Erfüllung nationalsozialistischer Wirt¬ 
schaftspolitik. 

Der Leiter der Reichswirtschaftskammer wird vom Reichswirt¬ 
schaftsminister berufen; er wird zugleich auch Vorsitzender der Ar¬ 
beitsgemeinschaft der Industrie- und Handelskammern sein und in 
dieser personellen Verbindung ist die Gewähr für eine erfolgver¬ 
sprechende Zusammenarbeit beider Organisationen gegeben. 

Dem Beirat der Reichswirtschaftskammer gehören unter anderem 
an die Leiter der Reichsgruppen, der Wirtschaftskammer, Vertreter 
des Reichsnährstandes, der Gemeinden und in der gewerblichen 
Wirtschaft tätige oder mit ihren Verhältnissen besonders vertraute 
Personen. Der Beirat soll gehört werden zum Haushaltsplan, vor der 
Festsetzung der Umlage und zu Fragen organisatorischer Art. 

Die Reichswirtschaftskammer 'bearbeitet als Organ der Selbstver¬ 
waltung die gemeinsamen Angelegenheiten der Reichsgruppen, der 
Organisation des Verke'hrsgewerbes, der Wirtschaftskammern, der 
Industrie- und Handelskammern und der Handwerkskammern. Fer¬ 
ner liegt ihr die Erfüllung von solchen Aufgaben ob, die ihr der 
Reichswirtsdiaftsminister im besonderen zuweist. 

Die Durchführung des Gesetzes zur Vorbereitung des organi¬ 
schen Aufbaues der deutschen Wirtschaft vom 27.2. 1934 hat mit 
dem Ausbau der Wirtschaftkammem und der iReichswirtschafts- 
kammer einen gewissen Abschluß erreicht 11 ). 

§ 37. Das Kammerwesen und die Deutsche Arbeitsfront. 

Grundlage der Zusammenarbeit der Organisation der gewerb¬ 
lichen Wirtschaft mit der Deutschen Arbeitsfront ist die Leipziger 
'Vereinbarung vom 31.3. 1935 1 ). In dem Erlaß des Führers und 

11) Klug, Handelskammern im neuen Staat DJZ S. 794. 

1) A. B. Krause, S. 171. 
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Reichskanzlers dazu heißt es: „Organisationen innerhalb der deut¬ 
schen Volkswirtschaft sind notwendig, aber sie sollen nicht gegen¬ 
einander, sondern miteinander arbeiten"^). Die Industrie- und Han¬ 
delskammern haben dort,, wo es sich um gemeinsame Angelegen¬ 
heiten handelt, die Verbindung mit der DAF aufgenommen. Dabei 
geht es vor allem um eine Gemeinschaftsarbeit auf dem Gebiete der 
Berufsausbildung. 

Durch die Leipziger Vereinbarung wurden der Reichsarbeits- und 
-wirtschaftsrat, die 'Bezirksarbeits- und -Wirtschaftsräte und die Ar¬ 
beitsausschüsse geschaffen. Im Reichsarbeits- und -wirtschaftsrat sind 
neben den Leitern der Reichsgruppen und der Hauptgruppen der 
Industrie die Leiter der Wirtschaftskammem vertreten. Da letztere 
zugleich Präsidenten der Industrie- und Handelskammern sind, ha¬ 
ben damit, wenn auch nicht durch ausdrückliche Berufung so doch 
indirekt, die Industrie- und Handelskammern Vertreter in diesem 
Organ. Gleichzeitig ist eine Verbindung hergestellt zu der Arbeits¬ 
gemeinschaft der Industrie- und Handelskammern insofern, als der 
Beirat der Reichswirtschaftskammer Mitglied des Reichsarbeits- und 
-Wirtschaftsrats ist. 

Ihre Aufgaben erhalten diese Organisationen durch die Reichsre¬ 
gierung zugeteilt. Sie bestehen in der Lösung gemeinsamer wirt¬ 
schaftlicher und sozialpolitischer Fragen von DAF und gewerblicher 
Wirtschaft. 

In den unteren Gliederungen wird die 'Brücke zur DAF im Be¬ 
zirksarbeits- und -wirtschaftsrat geschlagen, der die in den Treu¬ 
händerbezirken bestehenden Afbeitskammern der DAF und den 
Beirat der Wirtschaftskammem vereinigt. Entsprechend der Verbin¬ 
dung von DAF und 'Reichswirtschaftskammer li,egt auch hier die 
Geschäftsführung des Bezirkswirtschaftsamtes der DAF in den Hän¬ 
den der Bezirkswirtschaftskammer. Durch diese Regelung werden 
der Wirtschaftskammer als Wirtschaftsamt der Arbeitskammer die 
wirtschaftspolitischen Aufgaben, der Arbeitskammer die sozialpoli¬ 
tischen Aufgaben zugewiesen. 

In der Tatsache, daß der Beirat der Wirtschaftskammer Mitglied 
des Bezirksarbeits- und -vftrtschaftsrats ist, wird die organische Ver¬ 
bindung zu den Industrie- und Handelskammern hergestellt. 

2) A. B. Krause, S. 171. 
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■In den Arbeitsausschüssen vereinigen sich Betriebsführer und 
Gefolgschaftsangehörige mit dem .Sachverständigenausschuß des 
Treuhänders zu gemeinsamer Arbeit, die sich insbesondere auf über¬ 
betriebliche Fragen erstreckt. 

In diesem Zusammenhang ist die Verbindung zwischen der Or¬ 
ganisation der gewerblichen Wirtschaft und dem Treuhänder der 
Arbeit zu nennen. Die Treuhänder haben .gemäß einschlägigen mini¬ 
steriellen Richtlinien mit den Industrie- und Handelskammern und 
den Handwerkskammern Verbindungen aufgenommen; sie neh¬ 
men zum Teil an deren Sitzungen teil und beteiligen diese Körper¬ 
schaften an ihrem eigenen Tätigkeitsibereich. Der Treuhänder als 
sozialpolitischer Statthalter eines Wirtschaftsbezirks bedarf der 'Er¬ 
fahrungen einer Wirtschaftsorganisation, die über den widerstrei¬ 
tenden Wirtschaftsinteressen steht und die wegen ihrer Personen- 
und Sachnähe am besten beurteilen kann, womit der Wirtschaft ge¬ 
dient ist. Zu diesem Zweck wird eine enge Zusammenarbeit mit der 
Industrie- und Handelskammerabteilung der Wirtschaftskammer, 
deren Betrieb sich mit dem Treuhänderbezirk deckt, von Vorteil sein. 

§ 38. Die Verbindung des Kammerwesens mit der Organisation 

des Verkehrs. 

Am 22 . 7. 1935 ist der Reichsverkehrsminister der Leipziger Ver¬ 
einbarung bei getreten 1 ). Nach Abschnitt III dieser Zusatzvereinba¬ 
rung ist die Geschäftsstelle der Reichswirtschaiftskammer auch in 
Angelegenheiten des Verkehrsgewerbes zugleich das Wirtschafts¬ 
amt für die DAT. 

Als Sonderregelung besteht im Verkehrsgewerbe ein Reichsver¬ 
kehrsrat, der etwa dem Beirat der Reichswirtschaftskammer gleich¬ 
zusetzen ist. Er setzt sich zusammen aus Vertretern der Verkehrs¬ 
träger und der Verkehrsnutzer. Unter letzteren befinden sich sechs 
Vertreter der gewerblichen Wirtschaft, die vom Leiter der Reichs¬ 
wirtschaftskammer vorgeschlagen werden. In den Bezirken der Wirt¬ 
schaftskammern sah die Reichsverkehrsordnung die Bildung von 
Bezifksverke'hrsräten vor, die der Beratung von Angelegenheiten des 
bezirklichen Verkehrs dienen sollten. Ihre Bildung ist bisher nicht 


1) A. B. Krause. S. 175. 
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erfolgt, da möglicherweise 'bei den Wirtschaf tskammem Verkehrs- 
abteilungen geschaffen werden sollen. 

Auf der anderen Seite ist die Organisation des Verkehrs Mitglied 
der .Reichswirtschaftskammer und der Wirtschaftskammem. Ein Ver¬ 
treter des Venkehrsgewefbes und ein Vertreter der deutschen Reichs¬ 
bahn sind Mitglieder des Beirates der Reichswirtschaftskammer und 
bis zu drei Vertreter werden in die Wirtschaftskammer berufen, wo¬ 
mit, abgesehen davon, daß die Mitglieder des Verkehrsgewerbes so¬ 
wieso schon den 'Industrie- und Handelskammern angeschlossen 
sind, die Veibindung zu den Industrie- und Handelskammern her- 
gestellt ist 2 ). 

§ 39. Die Industrie- und Handelskammern und die Gemeinden. 

Von besonderer Wichtigkeit ist die Verknüpfung und Zusam¬ 
menarbeit von Kammern und Gemeinden 1 ). Beide entspringen dem 
gleichen Gedanken der Selbstverwaltung und beide haben insofern 
viel Verwandtes miteinander als sie Vertretungen der Gesämtinter- 
essen eines ganzen Bezirks sind, sie also über den Gedanken an den 
Einzelnen und sein Wohlergehen das Gemeinwohl zu' stellen haben. 
Deshalb ließ sich schon in früherer Zeit eine enge Fühlungnahme 
feststellen. Vertreter der Wirtschaft arbeiteten in Deputationen der 
Gemeinden mit wie auch umgekehrt. Eine Zusammenarbeit findet 
heutzutage namentlich auf folgenden Gebieten statt 2 ). 

1. Auf dem Verkehrsgebiet: in Hafenbetriebsgesellschaften, Hafen¬ 
ausschüssen, Verkehrsämtern u. dgl. 

2. Zur Förderung des Bildungs wesens: gemeinsame Einrichtung 
und Unterhaltung von Berufs- und Fachschulen, von Handelsschu¬ 
len, die (Förderung von wissenschaftlichen Vereinigungen der Wirt¬ 
schaftswissenschaften, der Volkskunde u. dgl. 

3. In sozialen Angelegenheiten: in (Berufsangelegenheiten, Wohl¬ 
fahrtsämtern u. dgl. 


2) Ostdeutsche Wirtschaftszeitung 1935 S. 373 ff. 

1) Most, Neue Wirtschaft 1934 Heft 9 S. 14 ff.; ders. 1927 S. 140. 

2) Finkenwirth, S. 16, 20 ff. 



4. In wirtschaftlichen Unternehmungen und sonstigen Angelegen¬ 
heiten: in Verwaltungsausschüssen kommunaler Kreditinstitute, in 
Ausschüssen für Siedlungswesen u. dgl. 

Beispielsweise hören die Stadtverwaltungen die Industrie- und 
Handelskammern vor Festsetzung der Berufsschulbeiträge und der 
Gewerb e s te uermeßbeträge 3 ). 

Die deutsche Gemeindeordnung vom 30. 1.1935 (RGBl. I, S. 49) 
bietet die Handhabe, diese Bindungen noch enger zu gestalten 4 ). 

,3) Schreiben der Arbeitsgemeinschaft der Industrie- u. Handelskam¬ 
mer vom 14. 5. 1938. i 

4) Klug, Handelskammern im neuen Staat, DJZ S. 798. 
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Anlage 1. 

Verfahren der Feststellung von Handelsbräuchen. 

Festgestellt im Kammerrechtsausschuß. Schreiben der Arbeits¬ 
gemeinschaft der Industrie- und Handelskammer vom 30. 3.1938. 

I. 

Handelsbräuche sind Übungen, die sich in ständiger Entwicklung 
lind Anpassung an das Wirtschaftsleben eines Ortes, eines Bezirkes 
oder auch im ganzen 'Reiche bilden, ändern oder auch erlöschende 
werden daher im lebendigen Strome der Entwicklung festige¬ 
st eilt. Sie können daher weder „festgelegt", „in Kraft gesetzt", 
„vereinheitlicht" oder „aufgehoben" werden. Letzteres gilt nur für 
Handels-, Geschäfts- und Lieferungsbedingungen, von denen sich 
die Handellsbräuche grundsätzlich unterscheiden und denen das ty¬ 
pische ßegriffsmerkmal des lebendigen Wachstums aus den natürli¬ 
chen wirtschaftlichen Gegebenheiten fehlt. 

II. 

Handelsbräuche sind nicht nur von branchemäßiger, sondern auch 
von gesamtwirtschaftlicher Bedeutung. Sie greifen in ihrer Wirkung 
in der 'Regel über den einzelnen Gewerbezweig (z. ß. Spedition oder 
Bankwesen und Warenhandel), über eine bestimmte Produktions- 
stufe (z.ß. Erzeugung, Groß- und Einzelhandel), über eine bestimmte 
Absatzform (z.ß. 'Ladengeschäft oder Versandhandel) hinaus. Ihre 
Feststellung ist daher eine überfachliche Angelegenheit. 

in. 

Für die Feststellung von Handelsbräuchen sind zuständig 
die Industrie- und Handelskammern und ihre Zusammenschlüsse, 
weil die Kammern 




— 111 . — 


1. als unterste Gliederung der Wirtschaftsorganisation mit den 
Betrieben in unmittelbarster Fühlung stehen, 

1 . als Betreuer der verschiedensten Gewerbegruppen, -arten und 
iformen über einen umfassenden Überblick verfügen und gm 
stärksten die Gewähr bieten, zwecksetzende Bestreibungen 
des Einzel- und Gruppeninteresses auszuschalten. 

IV. 

Nicht zuständig für die Feststellung von Handelsbräuchen sind die 
fachlichen Organisationen der Wirtschaft. Sie können durch die, In¬ 
dustrie- und Handelskammern zur Mitwirkung subsidär herange¬ 
zogen werden. In diesem Falle darf ihr Votum aber eine unmittel¬ 
bare Befragung in Betracht kommender Betriebe nicht ersetzen. Die 
Feststellung, ob und inwieweit Handelsbedingungen zu Handels¬ 
bräuchen geworden sind, unterliegt ebenfalls nicht der Zuständig¬ 
keit der solche Bedingungen festsetzenden Verbände, sondern der 
Industrie- und Handelskammern. 

V. 

Von der Festsetzung von Handelsbräuchen sind marktregelnde 
Verbände auszuschließen. 



Anlage 1 . 


Der Industrie- und Handelskammer . 

geben wir hiermit auf Ehre und Pflicht die Erklärung ab, die zu be¬ 
schwören wir imstande sind, daß ... r „.... 


Wir übernehmen auf Grund dieser Erklärung im vollsten Umfange 
jede Verantwortung nicht minder auch die Verpflichtung, 
für jeden aus irgendeiner Unrichtigkeit entstehenden Schaden allein 
aufzukommen. Der Industrie- und Handelskammer räumen wir das 
Recht ein, zu jeder Zeit selbst oder durch von ihr zu erwählende 
Sachverständige alle Beweismittel wie Geschäftsbücher, Geschäfts- 
papiere usw., welche für die Nachprüfung der gemachten Angaben 
überhaupt in Betracht kommen können, einzusehen. 

Uns ist bekannt, daß falsche Angaben zur strafrechtlichen Verfol¬ 
gung gemäß §§ 271/272 des Reichsstrafgesetzbuches (intellektuelle 
Urkundenfälschung) zu führen geeignet sind. Es wird ferner hiermit 
bestätigt, daß wir berechtigt sind, für unsere Firma rechtsverbindlich 
zu zeichnen. 


Datum: 


(Unterschrift.) 









Lebenslauf. 

■n 

Am 10. Februar 1909 wurde ich als Sohn des Forst¬ 
beamten Karl Heinrich Abel und seiner Ehefrau Margarete, 
geb. Schönicke in Glaserberg bei Görlitz geboren. Ich be¬ 
suchte des Realreform-Gymnasium zu Sprottau und legte 
die Reifeprüfung ab. Anschließend studierte ich an den 
Universitäten Frankfurt/Main, München, Greifswald und 
Breslau Rechts- ünd Staatswi^senschaften. 

Ich gehöre der Partei an und bin HJ-Führer. 


Heinz Abel. 



